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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen sowie zur landesrechtlichen Bestimmung der Trager
der Sozialhilfe (Teilhabestarkungsgesetz)

A. Problem und Ziel

1. Trégerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch

(SGB XlI)

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 7. Juli 2020 (Az.: 2 BvR 696/12)
Teile des kommunalen Bildungspakets im SGB XllI flr nicht mit dem Grundgesetz (GG)
vereinbar erklart. Die betreffenden Regelungen des Dritten Kapitels des SGB Xl stellen
nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in Verbindung mit der Aufgaben-
zuweisung in § 3 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 SGB Xl eine aufgrund des Durchgriffsver-
bots nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG unzulassige Aufgabenibertragung durch Bundes-
gesetz auf Kommunen dar und verletzen diese in ihrem kommunalen Selbstverwaltungs-
recht. Konkret erweitern die genannten Regelungen nach den Ausflihrungen des Bundes-
verfassungsgerichts die den ortlichen Tragern der Sozialhilfe nach § 3 Absatz 1 und Absatz
2 Satz 1 SGB Xll zugewiesenen Aufgaben und halten sich damit nicht mehr in den Grenzen
eines bloRen Fortbestehens einer bestehenden bundesrechtlichen Aufgabenzuweisung
nach Artikel 125a Absatz 1 GG, sondern sind funktional &quivalent zu einer gegen Artikel
84 Absatz 1 Satz 7 GG (Durchgriffsverbot) verstolienden erstmaligen Aufgabentbertra-

gung.

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 bleiben die betref-
fenden Vorschriften zu den Bedarfen fir Bildung und Teilhabe nur noch libergangsweise
bis zum 31. Dezember 2021 anwendbar. Daraus folgt der Bedarf einer Neuregelung durch
den Gesetzgeber spatestens zum 1. Januar 2022.

Aufgrund der vorgesehenen Einflihrung digitaler Pflegeanwendungen in der sozialen Pfle-
geversicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) ist eine entsprechende
Angleichung in der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII erforderlich.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden — Zweites und
Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il und SGB i)

Zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, die Leistungen nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il) beziehen, wird den Jobcentern die Méglich-
keit eingerdumt, Leistungen nach den §§ 16a ff. SGB Il neben einem Rehabilitationsverfah-
ren zu erbringen. Die Mdglichkeiten der aktiven Arbeitsférderung im SGB Il und SGB Il
sollen ausgebaut werden. Daneben wird die Abstimmung der Rehabilitationstrager unterei-
nander gestarkt.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Dateniibermittlung — Viertes Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB V)

Erganzung der elektronischen Meldeverfahren um die Antrége fur Kurzarbeitergeld und
Saisonkurzarbeitergeld.
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4. Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Da die in den Jahren 2017 und 2018 durchgeflihrte wissenschaftliche Untersuchung des
Artikel 25a des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) fiir § 99 SGB IX zu dem Ergebnis gefihrt
hat, dass dieses Konzept zur Neudefinition des leistungsberechtigten Personenkreises in
der Eingliederungshilfe mit dem Gbergeordneten gesetzgeberischen Ziel, eine Veranderung
des leistungsberechtigten Personenkreises zu vermeiden, nicht vereinbar ist (sieche Bun-
destags-Drucksachen 18/10523 und 19/4500), ist die im BTHG vorgesehene Regelung hin-
fallig.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales 2018 einen
Beteiligungsprozess initiiert, in dem ein alternatives Konzept zu Artikel 25a BTHG (§ 99
SGB IX) entwickelt wurde. Danach werden die Kriterien fur die Berechtigung zu Leistungen
der Eingliederungshilfe durch Orientierung an den Begrifflichkeiten der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) und der Internationalen Klassifikation der Funktionsfahigkeit,
Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisation angepasst. In einem
ersten Schritt soll nun der im Rahmen des Beteiligungsprozesses entwickelte Vorschlag zur
Neufassung der gesetzlichen Regelung (§ 99 SGB IX) umgesetzt werden.

5. Gewaltschutz fir Menschen mit Behinderungen — SGB 1X

Artikel 16 UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten, alle Menschen mit Behinderungen vor
jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch unter Bericksichtigung geschlechts-
spezifischer Aspekte zu schiitzen. Die Vertragsstaaten sollen wirksame Rechtsvorschriften
und politische Konzepte schaffen, einschlieRlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausge-
richtet sind, um sicherzustellen, dass Falle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch ge-
genuber Menschen mit Behinderungen erkannt, untersucht und gegebenenfalls strafrecht-
lich verfolgt werden. Der UN-Fachausschuss flir die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen hat in seinen abschlieBenden Bemerkungen Uber den ersten Staatenbericht Deutsch-
lands unter anderem empfohlen, einen wirksamen Gewaltschutz flir Frauen und Madchen
mit Behinderungen zu gewabhrleisten. Derzeit findet sich im Sozialgesetzbuch keine Rege-
lung, die zum Gewaltschutz bei der Erbringung von Teilhabeleistungen verpflichtet.

6. Digitale Gesundheitsanwendung in der Rehabilitation — SGB IX

Durch eine Erganzung des SGB IX werden digitale Gesundheitsanwendungen in den Leis-
tungskatalog der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation aufgenommen. Bisher kom-
men digitale Gesundheitsanwendungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation kaum
zur Anwendung. Mit der Aufnahme in den Leistungskatalog ist das Ziel verbunden, dass
rechtssicher eine effiziente und qualitativ gute Versorgung der Leistungsberechtigten mit
digitalen Gesundheitsanwendungen erfolgen und damit das grof3e Potential der Digitalisie-
rung im Bereich der medizinischen Rehabilitation in Zukunft starker genutzt werden kann.

7. Ausweitung des Budgets fur Ausbildung — SGB IX

Mit dem Angehorigen-Entlastungsgesetz wurde zum 1. Januar 2020 das Budget fur Ausbil-
dung (§ 61a SGB IX) als Alternative zu Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich der Werkstatten fur behinderte Menschen oder bei anderen Leistungsanbie-
tern eingefuhrt. Das Budget fur Ausbildung ermdglicht eine Férderung, wenn eine nach dem
Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder nach dem Gesetz zur Ordnung des Handwerks (HwWO)
anerkannte Berufsausbildung oder eine Ausbildung nach § 66 BBiG/ § 42r HwO auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt aufgenommen wird. Menschen mit Behinderungen, die sich
schon im Arbeitsbereich der Werkstatt fur behinderte Menschen oder eines anderen Leis-
tungsanbieters befinden, kbnnen das Budget fur Ausbildung bisher nicht in Anspruch neh-
men.
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Kinftig soll auch diese Personengruppe Uber das Budget flr Ausbildung geférdert und auf
diese Weise unterstitzt werden, eine nach dem BBiG oder der HwO anerkannte Berufs-
ausbildung oder eine Ausbildung nach § 66 BBiG/ § 42r HwO auf dem allgemeinen Arbeits-
markt aufzunehmen.

8. Assistenzhunde — Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (BGG)

Neben Blindenfihrhunden sind Assistenzhunde fir viele Menschen mit Behinderungen not-
wendige Begleiter im Alltag, um am Leben in der Gesellschaft teilhaben zu kénnen. ,Assis-
tenzhund® ist die Bezeichnung fur alle Hunde, die Assistenzleistungen fur Menschen mit
Beeintrachtigungen erbringen. Assistenzhunde unterstiitzen Menschen mit Sinnesbeein-
trachtigungen, koérperlichen oder geistigen Einschrankungen und Menschen mit posttrau-
matischen Belastungsstérungen. Sie sollen flir diese Menschen Hilfeleistungen bei jenen
Verrichtungen des taglichen Lebens erbringen, die behinderungsbedingt ohne Unterstit-
zung nur erschwert, unter gefahrdenden Bedingungen oder gar nicht ausgefiihrt werden,
sowie Eigenstandigkeit, Mobilitdt und Orientierung sichern helfen. Die Aufgaben eines As-
sistenzhundes werden individuell auf die jeweiligen Bedurfnisse abgestimmt und bei der
Ausbildung berlcksichtigt.

In Deutschland gibt es bislang keine ausdriicklichen gesetzlichen Vorschriften, die die Be-
gleitung von Menschen mit Behinderungen durch Assistenzhunde oder Blindenfihrhunde
zu offentlichen und privaten Anlagen und Einrichtungen regeln. Immer wieder kommt es
daher zu Streitfallen zwischen Hundehaltern und beispielsweise Betreibern von Arztpraxen,
Geschaften und Theatern, die auch in Gerichtsverfahren mit unterschiedlichem Ausgang
mindeten. Zuletzt entschied das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom
30. Januar 2020 (Az. 2 BvR 1005/18) bezlglich eines Verbots, mit einem Blindenflihrhund
eine Arztpraxis zu durchqueren, dass ,das Benachteiligungsverbot des Artikels 3 Absatz 3
Satz 2 GG es Menschen mit Behinderungen ermdglichen soll, so weit wie moglich ein
selbstbestimmtes und selbststandiges Leben zu flihren. Das Benachteiligungsverbot unter-
sagt es, behinderte Menschen von Betatigungen auszuschlieen, die nicht Behinderten of-
fenstehen, wenn nicht zwingende Grinde fir einen solchen Ausschluss vorliegen.“ Das
Gericht gelangte zu der Bewertung, dass die Reichweite des Benachteiligungsverbots des
§ 19 Absatz 1 Nummer 1 AGG im Lichte des Grundrechts aus Artikel 3 Absatz 2 GG zu
bestimmen sei. Das Grundrecht sei wegen seiner Ausstrahlungswirkung in das Zivilrecht
bei der Auslegung der einschlagigen zivilrechtlichen Normen zu bericksichtigen.

Die bislang allein durch die Auslegung bestehender allgemeiner Rechtsvorschriften durch
die Rechtsprechung gepragte Rechtslage zum Zutritt mit Assistenzhunden oder Blinden-
fuhrhunden soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kodifiziert und weiterentwickelt wer-
den. Eigentimer, Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und
Einrichtungen dirfen Menschen mit Behinderungen den Zutritt zu ihren typischerweise flr
den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zuganglichen Anlagen und Einrich-
tungen nicht wegen der Begleitung durch den Assistenzhund oder den Blindenfihrhund
verweigern; sie trifft insoweit eine Duldungspflicht. Menschen mit Behinderungen wird so
die Begleitung durch einen Assistenzhund oder Blindenflihrhund zu typischerweise der All-
gemeinheit zuganglichen Anlagen und Einrichtungen ermaéglicht.

Mit dem Gesetzesentwurf wird zudem dem Recht auf Zuganglichkeit zu Einrichtungen und
Diensten, die der Offentlichkeit offenstehen oder fiur sie bereit gestellt werden nach Artikel
9 Absatz 2 Buchstabe b) und dem Recht auf personliche Mobilitat aus Artikel 20 Buchstabe
b) UN-BRK gesetzgeberisch Rechnung getragen.

B. Losung

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XllI
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Es bleibt bei ortlichen und Uberdrtlichen Tragern der Sozialhilfe, die Kommunen werden
dabei aber nicht mehr durch Bundesgesetz als ortliche Trager benannt. Die Bestimmung
der ortlichen und Uberdrtlichen Trager der Sozialhilfe erfolgt durch das jeweilige Landes-
recht. Damit soll das mit der Féderalismusreform in Form des Durchgriffsverbots nach Arti-
kel 84 Absatz 1 Satz 7 GG geschaffene Gebot, die Entscheidung Uber kommunale Zustan-
digkeiten kunftig den Landern zu Uberlassen, Ubergreifend Berucksichtigung finden.

Auch in Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des SGB Xll werden digitale Pflegean-
wendungen flr ambulant versorgte Personen eingefuhrt.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —SGB |l und
SGB Il

Vorgesehen sind verschiedene Anpassungen im Bereich der Leistungserbringung und-ko-
ordinierung fur Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, die Leistungen der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende beziehen. lhre Betreuungssituation in den Jobcentern soll verbessert
werden, indem den Jobcentern die Moglichkeit eingeraumt wird, Leistungen nach den §§
16a ff. SGB Il neben einem Rehabilitationsverfahren zu erbringen. Die Mdglichkeiten der
aktiven Arbeitsforderung im SGB Il und SGB Il sollen ausgebaut werden. Die von den Re-
habilitationstragern und den Jobcentern zu erbringenden Leistungen sind verbindlich zu
koordinieren und abzustimmen. Der notwendige Austausch von Sozialdaten wird sicherge-
stellt.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datentbermittiung — SGB IV

Um das Verfahren der Beantragung von Kurzarbeitergeld sowie Saison-Kurzarbeitergeld
zu beschleunigen und eine Entlastung bei Arbeitgebern und der Bundesagentur flr Arbeit
zu erreichen, soll die Ubermittlung der Antréage fiir Kurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld
sowie die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und der zusatzlichen Leistungen zum
Saison-Kurzarbeitergeld zukUinftig als optionales Verfahren auch elektronisch tber die Ent-
geltabrechnungsprogramme der Arbeitgeber und dem damit verbundenen Meldeverfahren
beantragt werden kénnen.

4. Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Die gesetzlichen Kriterien fur die Berechtigung zu Leistungen der Eingliederungshilfe im
SGB IX Teil 2 (§ 99 SGB 1X) sollen entsprechend dem Konzept der Arbeitsgruppe ,Leis-
tungsberechtigter Personenkreis“ durch Orientierung an den Begrifflichkeiten der UN-BRK
und der ICF angepasst werden.

5. Gewaltschutz fir Menschen mit Behinderungen — SGB I1X

Das SGB IX wird dahingehend erganzt, dass die dort genannten Leistungserbringer geeig-
nete Malinahmen treffen sollen, um zu gewahrleisten, dass Menschen mit Behinderungen
und von Behinderung bedrohte Menschen vor Gewalt geschutzt werden. Die Rehabilitati-
onstrager und die Integrationsamter wirken bei der Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben
darauf hin, dass der Schutzauftrag von den Leistungserbringern umgesetzt wird.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB IX

Durch eine Erganzung des SGB IX werden digitale Gesundheitsanwendungen in den Leis-
tungskatalog der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation aufgenommen. Damit ver-
bunden ist das Ziel, die Digitalisierung im Bereich der medizinischen Rehabilitation in Zu-
kunft starker zu nutzen und die Versorgung der Leistungsberechtigten um eine weitere
Komponente zu erganzen.

7. Ausweitung des Budgets fiir Ausbildung — SGB IX
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§ 61a SGB IX wird dahingehend erganzt, dass Uber das Budget fur Ausbildung auch Men-
schen mit Behinderungen gefordert werden konnen, die sich schon im Arbeitsbereich einer
Werkstatt flir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters befinden.

8. Assistenzhunde — BGG

Mit der Anderung des BGG wird explizit geregelt, dass Menschen mit Behinderungen der
Zutritt nicht wegen einer Begleitung durch einen Assistenzhund oder Blindenfuhrhund ver-
weigert werden darf. Dies flihrt zu deutlich mehr Rechtsklarheit und letztlich auch zu brei-
terer allgemeiner Akzeptanz von Assistenzhunden und Blindenfihrhunden sowie von Men-
schen mit Behinderungen, die auf einen Assistenzhund oder Blindenfuhrhund angewiesen
sind. Dies soll sich bei den Duldungsverpflichteten nicht auf Trager 6ffentlicher Gewalt be-
schranken, sondern auch private natirliche und juristische Personen erfassen. Der Gel-
tungsbereich des BGG wird damit ausgeweitet. Um ein hohes Niveau der Assistenzhunde-
ausbildung zu sichern und gleichzeitig Missbrauch vorzubeugen, legt der Gesetzentwurf
zudem fest, dass Assistenzhunde im Sinne des BGG immer ganzheitlich, also im Zusam-
menwirken von Mensch und Tier betrachtet werden (Mensch-Assistenzhund-Gemein-
schaft). Die Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft muss von einer zertifizierten Ausbil-
dungsstatte ausgebildet und von unabhangigen Priferinnen oder Prifern gepruft werden.
Dadurch kénnen Qualitatsstandards in der Assistenzhundeausbildung gesetzt werden.

C. Alternativen

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XlI

Alternativ zu der im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehenen Ubergreifenden Regelung
bezlglich der Bestimmung der Trager der Sozialhilfe durch das Landesrecht ware als Um-
setzung des oben genannten Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts eine punktu-
elle, auf die Bestimmung der Trager von Bedarfen fur Bildung und Teilhabe nach dem Drit-
ten Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB XII beschréankte Anderung denkbar.

Langerfristig hatte dies zur Folge, dass in Abhangigkeit von der verfassungsrechtlichen Be-
wertung kunftiger Rechtsanderungen fur Einzelvorschriften spezielle Bestimmungen der
Trager der Sozialhilfe erforderlich waren, um unzulassige Aufgabenubertragungen zu ver-
hindern. In Abhangigkeit vom Ergebnis der vorzunehmenden Einzelfallentscheidungen kon-
nen unzuldssige Aufgabenlbertragungen damit nicht verlasslich ausgeschlossen werden.

In der Hilfe zur Pflege besteht keine Alternative zur Einfihrung ambulanter Pflegeanwen-
dungen.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden — SGB Il und
SGB I

Keine.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datentbermittlung — SGB IV

Keine.

4. Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Fir die Neufassung der Definition der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe
(SGB IX Teil 2) hat die vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales initiierte Arbeits-
gruppe ,Leistungsberechtigter Personenkreis® 2019 diverse Konzepte diskutiert. Am Ende
hat sich die Arbeitsgruppe auf die UN-BRK-konforme und an der ICF-orientierte Anpassung
der Begrifflichkeiten als das am geeignetsten erscheinende Konzept verstandigt.
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5. Gewaltschutz flir Menschen mit Behinderungen — SGB I1X

Alternativen kommen nicht in Betracht.

Der UN-Fachausschuss flir die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat in seinen
abschlielenden Bemerkungen Uber den ersten Staatenbericht Deutschlands unter ande-
rem empfohlen, einen wirksamen Gewaltschutz flr Frauen und Madchen mit Behinderun-
gen zu gewahrleisten. Ein solcher kann am besten uber eine Verpflichtung der Leistungs-
erbringer gewahrleistet werden.

6. Digitale Gesundheitsanwendung in der Rehabilitation —— SGB IX

Durch den offenen Leistungskatalog des § 42 Absatz SGB IX ist es zwar jetzt schon mdog-
lich, digitale Gesundheitsanwendungen im Rahmen der medizinischen Rehabilitation zu er-
bringen. Angesichts der Vielzahl an digitalen Gesundheitsanwendungen auf dem Markt
fehlt es jedoch an konkreten Voraussetzungen und Einschrankungen fur geeignete digitale
Gesundheitsanwendungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation.

7. Ausweitung des Budgets fir Ausbildung — SGB IX

Keine.

8. Assistenzhunde - BGG

Um das Ziel zu erreichen, fir Menschen mit Behinderungen, die auf die Hilfe eines Assis-
tenzhundes oder Blindenfihrhundes angewiesen sind, eine barrierefreie Umwelt zu schaf-
fen, ist eine gesetzliche Regelung erforderlich, die fur Menschen mit Behinderungen klar-
stellt, dass ihnen der Zutritt zu Einrichtungen oder Anlagen, die fur den Publikums- und
Benutzungsverkehr typischerweise allgemein zuganglich sind, nicht verwehrt werden darf,
weil sie sich von ihrem Assistenzhund oder ihrem Blindenfiihrhund begleiten lassen. Das
BGG als Gesetz flir Menschen mit Behinderungen ist als Regelungsstandort geeignet, weil
es die Herstellung von Barrierefreiheit fir Menschen mit Behinderungen regelt.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XII

Die Anderung der Vorschriften zu Zustandigkeit und Tragerbestimmung im SGB Xl haben
fur den Bund keine Haushaltswirkungen. Welche Auswirkungen sich auf die Haushalte der
Lander ergeben, kann nicht abgeschatzt werden, weil diese von der jeweiligen landesrecht-
lichen Ausgestaltung der Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen abhangig
sind. Deshalb kann auch nicht abgeschatzt werden, welche Auswirkungen sich auf die
Haushalte der Kommunen ergeben.

Die Einflhrung von digitalen Pflegeanwendungen in der Hilfe zur Pflege haben fir die Haus-
halte der ausfihrenden Trager Mehrkosten zur Folge, die sich auf 200 000 Euro im Jahr
2022 belaufen und im Jahr 2025 bis zu 900 000 Euro betragen.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden — SGB Il und
SGB I

Die partielle Aufhebung des bisherigen Leistungsausschlusses fur Rehabilitanden fuhrt zu
jahrlichen Mehrausgaben bei den Jobcentern in Hohe von rund 18 Millionen Euro und bei
den Agenturen fur Arbeit in Hohe von rund 4 Millionen Euro. Da diese teilweise Aufhebung
zu einer deutlich zlgigeren Vermittlung in Arbeit fihrt, stehen diesen Mehrausgaben
Einsparungen bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bzw. bei Arbeitslo-
sengeld in nicht bezifferbarer HOhe gegenuber. Den Tragern der gesetzlichen
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Rentenversicherung entstehen durch diese MaRRnahme Minderausgaben von jahrlich 2
Millionen Euro.

Die Offnung der Forderinstrumente nach den §§ 16a ff. SGB |l fir Rehabilitanden fiihrt zu
Mehrausgaben bei den Jobcentern von schatzungsweise rund 26 Millionen Euro jahrlich.

3. Anderungen des SGB IX

Die Neufassung der gesetzlichen Definition der Leistungsberechtigung in der Eingliede-
rungshilfe in § 99 SGB IX ist fir die Trager der Eingliederungshilfe, die Lander und Kom-
munen, kostenneutral. Es kommt durch die Anderung der Begrifflichkeiten in § 99 SGB IX
zu keiner Anderung des leistungsberechtigten Personenkreises.

Fur die Rehabilitationstrager entstehen durch die Erweiterung des Leistungskataloges fir
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation um die Versorgung mit digitalen Gesundheits-
anwendungen geringe, nicht quantifizierbare Mehrausgaben.

Die Ausweitung des Budgets flir Ausbildung durfte in der Regel zu keinen relevanten Mehr-
ausgaben bei den fir diese Leistung zustandigen Rehabilitationstragern flihren. Die Men-
schen mit Behinderungen, fur die diese Leistung bestimmt ist, wirden andernfalls Leistun-
gen nach § 58 SGB IX in einer Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei einem anderen
Leistungsanbieter erhalten, fir die diese Rehabilitationstrager ebenfalls zustandig waren.

4. Assistenzhunde — BGG

Fur die Untersuchung zu den §§ 12e bis 121 BGG entstehen zusatzliche Ausgaben in Héhe
von bis zu 4,47 Millionen Euro. Die Mittel sind im Einzelplan 11 veranschlagt und stehen im
Kapitel 1105 Titel 684 04 zur Verfligung.

Die Hohe der Mittel ergibt sich daraus, dass bis zu 100 Mensch-Assistenzhunde-Gemein-
schaften Uber einen Zeitraum von drei bis vier Jahren begleitet und finanziert werden kon-
nen. Darin enthalten sind die Kosten flir die Anschaffung und Ausbildung (ca. 2,9 Millionen
Euro), die Haltungspauschale (ca. 735 000 Euro), sowie Kosten flr tierarztliche Untersu-
chungen und Administration (ca. 840 000 Euro).

Die sich aus obigen Regelungen ergebenden Mehrausgaben fiir den Bund werden im Rah-
men der bei den betroffenen Ressorts bestehenden Ansatze im Bundeshaushalt dauerhaft
gegenfinanziert.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erflullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger

Fir die Burgerinnen und Blrger entsteht durch die Anderungen im SGB XII im Falle der
Beantragung von digitalen Pfleanwendungen geringer zusatzlicher Erfullungsaufwand, im
SGB IX entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand. Blrgerinnen und Blrgern, die die im
BGG geschaffene Mdglichkeit fur die Nutzung eines Assistenzhundes nutzen, entsteht zu-
satzlicher Erfullungsaufwand in Héhe von 3 Millionen Euro.

E.2 Erfiillungsaufwand fir die Wirtschaft

Der jahrliche Erflllungsaufwand in der Verwaltung des Bundes erhdht sich um 8,9 Millionen
Euro.
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Hinzu kommt ein einmaliger Erfullungsaufwand bei der BA von 1 Million Euro fur die Um-
stellung der Software.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
Bund

Der jahrliche Erflllungsaufwand in der Verwaltung des Bundes erhdht sich um 8,9 Millionen
Euro.

Hinzu kommt ein einmaliger Erfullungsaufwand bei der BA von 1 Million Euro fur die Um-
stellung der Software.

Lander und Kommunen

Durch die Neuregelung der Tragerbestimmung im SGB Xl kann sich in Abh&ngigkeit von
den landesrechtlichen Vorschriften ein landesgesetzlicher Anpassungsbedarf ergeben. Fur
die Kommunen kann aus Sicht der Bundesregierung nicht eingeschatzt werden, ob sich
nach Landesrecht Birokratiekosten durch zusatzliche Informationspflichten gegeniber
dem jeweiligen Land oder ein erhohter Erflllungsaufwand ergeben. Durch die Einfuhrung
digitaler Pflegeanwendungen ergibt sich fir die Trager der Sozialhilfe ein geringfligiger Er-
fullungsaufwand.

Aufgrund der Anderungen im SGB IX entsteht den zustandigen Tragern ein einmaliger,
geringfugiger Erflllungsaufwand, aber kein laufender zusatzlicher Erflllungsaufwand.
F. Weitere Kosten

Geringfugige Auswirkungen auf das Preisniveau der Anschaffungskosten flr Assistenz-
hunde sind mdglich.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen sowie zur landesrechtlichen Bestim-
mung der Trager der Sozialhilfe (Teilhabestarkungsgesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwdlfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Dezember 2003, BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 43 des Gesetzes vom 21.
Dezember 2020 (BGBI. | S. 3096) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:
a) Nach der Angabe zu § 45 wird folgende Angabe eingeflgt:
,§ 45a Durchschnittliche Warmmiete nach § 42a Absatz 5°.
b) Die Uberschrift vor § 46a wird wie folgt gefasst:
Dritter Abschnitt Erstattung®.
c) Die Angabe zu § 46b wird wie folgt gefasst:

.8 46b (weggefallen)”.

d) Nach der Angabe zu § 64i werden die folgenden Angaben eingeflugt:
.8 64j Digitale Pflegeanwendungen

§ 64k  Erganzende Unterstitzung bei Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen®.

e) Die Angabe zu § 99 wird wie folgt gefasst:

»§ 99 (weggefallen)®.

f) Die Angabe zu § 101 wird wie folgt gefasst:

,§ 101 (weggefallen)“.
2. § 3 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort , Tragern“ die Worter ,(Trager der Sozialhilfe)*
eingeflgt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Die Trager der Sozialhilfe werden durch Landesrecht bestimmt.*
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c) Absatz 3 wird aufgehoben.

§ 6 wird wie folgt gefasst:

8§ 6
Fachkrafte

Bei der Durchfiihrung der Aufgaben dieses Buches werden Personen beschéftigt,
die sich hierfir nach ihrer Personlichkeit eignen und in der Regel entweder eine ihren
Aufgaben entsprechende Ausbildung erhalten haben oder Uber vergleichbare Erfah-
rungen verfuigen. Sie erhalten die fur die Erflllung ihrer Aufgaben erforderliche ange-
messene fachliche Fortbildung.”

In § 28a Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,§ 28 Absatz 4 Satz 5 durch die Worter ,§
28 Absatz 5 Satz 3“ersetzt.

In § 37 Absatz 4 Satz 2 wird nach dem Wort ,Darlehen” das Wort ,nach” gestrichen.
In § 39 Satz 3 Nummer 2 werden die Worter ,fur Personen, die im Sinne des § 99 des
Neunten Buches in Fahigkeit zur Teilhabe an der Gesellschaft in erheblichem Malde
eingeschrankt sind“ durch die Wérter ,fir Personen, die in der Eingliederungshilfe leis-
tungsberechtigt im Sinne des § 99 Absatz 1 bis 3 des Neunten Buches sind“ ersetzt.
§ 42a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Einpersonenhaushalten® die Wérter ,nach
§ 45a“ eingeflgt.

bb) Die Satze 4 und 5 werden aufgehoben.
cc) Im neuen Satz 5 wird die Angabe ,Satz 6 durch die Angabe ,Satz 4“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wérter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem
Kapitel zustandige Trager” durch die Worter ,dieses Kapitel zustandige Trager der
Sozialhilfe® ersetzt.

c) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wérter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem
Kapitel zustandigen Tragers” durch die Woarter ,dieses Kapitel zustandigen Tragers
der Sozialhilfe® ersetzt.

§ 43a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Ka-

pitel zustandigen Trager durch die Worter ,dieses Kapitel zustandigen Trager
der Sozialhilfe* ersetzt.
bb) In Satz 3 werden die Wérter ,die Ausfuhrung des Gesetzes nach diesem Ka-

pitel zustandige Trager durch die Wérter ,dieses Kapitel zustandige Trager
der Sozialhilfe* ersetzt.
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In Absatz 4 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zustandige Trager” durch die Woarter ,dieses Kapitel zustandige Trager der Sozial-
hilfe* ersetzt.

§ 44a wird wie folgt geandert:

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,ausfuhrenden Tragers® durch die Worter
Jfur dieses Kapitel zustandigen Tragers der Sozialhilfe” ersetzt.

In Absatz 4 werden die Worter ,ausfiihrende Trager“ durch die Wérter ,flr dieses
Kapitel zustéandige Trager der Sozialhilfe* ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,die Ausflihrung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zustandige Trager” durch die Woérter ,dieses Kapitel zustandige Trager
der Sozialhilfe“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wérter ,ausfliihrende Trager” durch die Worter ,flr dieses
Kapitel zustandige Trager der Sozialhilfe® ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wérter ,der fur die Ausfihrung des Gesetzes nach die-
sem Kapitel zustandige Trager” durch die Wérter ,flr dieses Kapitel zustandi-
gen Trager der Sozialhilfe* ersetzt.

dd) In Satz 4 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zustandige Trager‘ durch die Wérter ,dieses Kapitel zustandige Trager
der Sozialhilfe® ersetzt.

Absatz 6 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 2 wird wie folgt geandert:

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach dem Wort ,nicht,“ das Wort
,wenn“ eingeflgt.

bbb) In Nummer 1 wird das Wort ,wenn* gestrichen.

ccc) In Nummer 2 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach
diesem Kapitel zustandige Trager“ durch die Wérter ,dieses Kapitel zu-
standige Trager der Sozialhilfe* ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wérter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zustandige Trager” durch die Worter ,dieses Kapitel zustandige Trager
der Sozialhilfe® ersetzt.

10. § 44b wird wie folgt geadndert:

a)

In Absatz 1 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zustandigen Trager® durch die Worter ,dieses Kapitel zustandigen Trager der So-
zialhilfe* ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes nach diesem Ka-

pitel zustandiger Trager kann nach Ermachtigung eines anderen Tragers im
Sinne dieses Buches* durch die Waérter ,dieses Kapitel zustandiger Trager der
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Sozialhilfe kann nach Ermachtigung eines anderen Tragers der Sozialhilfe®
ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

LZwischen den flur dieses Kapitel zustandigen Tragern der Sozialhilfe erfolgt
keine Erstattung verrechneter Forderungen, soweit die miteinander verrech-
neten Anspriche auf der Bewilligung von Leistungen nach diesem Kapitel be-
ruhen.”

In § 44c werden im Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,die Ausfihrung des Gesetzes
nach diesem Kapitel zustandigen Trager” durch die Woérter ,dieses Kapitel zustandigen
Trager der Sozialhilfe* ersetzt.

§ 45 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,die Ausfiihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zustandige Trager” durch die Worter ,dieses Kapitel zustandige Trager der Sozial-
hilfe* ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wérter ,ersuchenden Trager, der fir die Ausfihrung des Ge-
setzes nach diesem Kapitel zustandig ist* durch die Wérter ,flr dieses Kapitel zu-
standigen Trager der Sozialhilfe, der das Ersuchen gestellt hat” ersetzt.

Nach § 45 wird folgender § 45a eingeflgt:

.3 45a
Durchschnittliche Warmmiete nach § 42a Absatz 5

Die Hohe der durchschnittlichen Warmmiete nach § 42a Absatz 5 Satz 3 ergibt
sich aus den im Durchschnitt flir Einpersonenhaushalte anerkannten Bedarfen fir Un-
terkunft und Heizung im Zustandigkeitsbereich des fir dieses Kapitel zustandigen Tra-
gers der Sozialhilfe. Nach Satz 1 zustandiger Trager der Sozialhilfe ist derjenige Trager
fur dieses Kapitel, der fir in Wohnungen lebende Leistungsberechtigte zustandig ist,
die zur gleichen Zeit keine Leistungen nach dem Siebten bis Neunten Kapitel oder nach
Teil 2 des Neunten Buches erhalten und in dessen ortlichem Zustandigkeitsbereich die
Raumlichkeiten nach § 42a Absatz 5 Satz 1 liegen. Hat ein nach Satz 2 zustandiger
Trager innerhalb seines ortlichen Zustandigkeitsbereiches mehr als eine Angemessen-
heitsgrenze festgelegt, so kdnnen die sich daraus ergebenden 6értlichen Abgrenzungen
fur die Durchschnittsbildung zu Grunde gelegt werden. Die Hohe der durchschnittlichen
Warmmiete ist regelmaRig zu tUberprifen und neu festzusetzen.*

In § 46 Satz 4 werden die Worter ,fur die Ausfuhrung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zustandigen Trager” durch die Woérter ,fur dieses Kapitel zustéandigen Trager der
Sozialhilfe* ersetzt.

Die Uberschrift vor § 46a wird wie folgt gefasst:

~Dritter Abschnitt Erstattung®.

§ 46a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,die Ausfiihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel
zustandigen Tragern® durch die Wérter ,dieses Kapitel zustandigen Tragern der
Sozialhilfe* ersetzt.
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b) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 werden jeweils die Worter ,die Ausfuhrung
des Gesetzes nach diesem Kapitel zustandigen Trager® durch die Woérter ,dieses
Kapitel zustandigen Trager der Sozialhilfe® ersetzt.

c) In Absatz 5 Satz 2 werden die Woérter ,fur die flr die Ausfihrung nach diesem
Kapitel zustandigen Trager“ durch die Worter ,nach den flr dieses Kapitel zustan-
digen Tragern der Sozialhilfe* ersetzt.

§ 46b wird aufgehoben.

§ 63 wird wie folgt geandert:

a) Dem Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden nach Buchstabe f die folgenden Buchsta-
ben g und h angeflgt:

,d) digitalen Pflegeanwendungen (§ 64j),

h) erganzender Unterstitzung bei Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen
(§ 64k),".

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Die Hilfe zur Pflege umfasst fur Pflegebedurftige des Pflegegrades 1
1. Pflegehilfsmittel (§ 64d),
2. Malinahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes (§ 64e),
3. digitale Pflegeanwendungen (§ 64j)),

4. erganzende Unterstitzung bei Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen
(§ 64k) und

5. einen Entlastungsbetrag (§ 66)."

Nach § 64i werden die folgenden §§ 64j und 64k eingefigt:

.8 64]
Digitale Pflegeanwendungen

(1) Pflegebedirftige haben Anspruch auf eine notwendige Versorgung mit An-
wendungen, die wesentlich auf digitalen Technologien beruhen, die von den Pflegebe-
durftigen oder in der Interaktion von Pflegebedurftigen, Angehérigen und zugelassenen
ambulanten Pflegeeinrichtungen genutzt werden, um insbesondere Beeintrachtigun-
gen der Selbstandigkeit oder der Fahigkeiten des Pflegebedirftigen zu mindern und
einer Verschlimmerung der Pflegebedurftigkeit entgegenzuwirken (digitale Pflegean-
wendungen).

(2) Der Anspruch umfasst nur solche digitalen Pflegeanwendungen, die vom Bun-
desinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte in das Verzeichnis fur digitale Pfle-
geanwendungen nach § 78a Absatz 3 des Elften Buches aufgenommen wurden.
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§ 64k
Erganzende Unterstutzung bei Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen

Pflegebedtirftige haben bei der Nutzung digitaler Pflegeanwendungen im Sinne
des § 64j Anspruch auf erforderliche erganzende Unterstiitzungsleistungen, die das
Bundesinstitut fur Arzneimittel und Medizinprodukte nach § 78a Absatz 5 Satz 6 des
Elften Buches festgelegt hat, durch nach dem Recht des Elften Buches zugelassene
ambulante Pflegeeinrichtungen.*
In § 90 Absatz 2 Nummer 3 werden die Worter ,erheblichen Teilhabeeinschrankungen
(§ 99 des Neunten Buches)* durch die Woérter ,einer wesentlichen Behinderung oder
einer drohenden wesentlichen Behinderung (§ 99 Absatz 1 und 2 des Neunten Bu-
ches)” ersetzt.
In § 94 Absatz 2 Satz 1 werden die Wérter ,einer volljahrigen unterhaltsberechtigten
Person, die in erheblichem Male zur Teilhabe an der Gesellschaft eingeschrankt (§ 99
des Neunten Buches)® durch die Woérter ,einer volljahrigen unterhaltsberechtigten Per-
son, die in der Eingliederungshilfe leistungsberechtigt im Sinne des § 99 Absatz 1 bis
3 des Neunten Buches” ersetzt.
§ 97 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die sachliche Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe wird durch Landes-
recht bestimmt.”

b) Die Absatze 2 und 3 werden aufgehoben.
c) Absatz 4 wird Absatz 2.
d) Absatz 5 wird aufgehoben.

In § 98 Absatz 1a Satz 1 werden die Worter ,und nach® durch die Wérter ,bei Anwen-
dung von* ersetzt.

§ 99 wird aufgehoben.

§ 101 wird aufgehoben.

Artikel 2

Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch

§ 28 Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — (Artikel | des

Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBI. | S. 3015), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 12. Juni 2020 (BGBI. | S. 1248) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Zustandig sind die durch Landesrecht bestimmten Trager der Sozialhilfe; sie ar-

beiten mit den Tragern der freien Wohlfahrtspflege zusammen.*®
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Artikel 3

Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fir Arbeitsuchende — in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094), das zuletzt durch
Artikel 42 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3096) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

In § 1 Absatz 2 Satz 4 Nummer 5 wird das Wort ,behindertenspezifische“ durch das
Wort ,behinderungsspezifische® ersetzt.

Dem § 5 wird folgender Absatz 5 angeflgt:

»(5) Leistungen nach den §§ 16a und 16b, 16d sowie 16f bis 16i kdbnnen auch an
erwerbsfahige Leistungsberechtigte erbracht werden, sofern ein Rehabilitationstrager
im Sinne des Neunten Buches zustandig ist; § 22 Absatz 2 Satz 1 und 2 des Dritten
Buches ist entsprechend anzuwenden.*

In § 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 wird das Wort ,behinderter” durch die Woérter ,von
Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 16 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Fur Eingliederungsleistungen an erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Behinderun-
gen nach diesem Buch gelten entsprechend

1. die §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender Bil-
dungsmaflnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe sowie § 116 Absatz 1, 2, 5 und
6 des Dritten Buches,

2. § 117 Absatz 1 und § 118 Nummer 3 des Dritten Buches fur die besonderen Leis-
tungen zur Forderung der beruflichen Weiterbildung,

3. die §§ 127 und 128 des Dritten Buches fur die besonderen Leistungen zur Forde-
rung der beruflichen Weiterbildung.®

In § 16a Nummer 1 werden die Woérter ,minderjahriger oder behinderter Kinder* durch
die Woérter ,minderjahriger Kinder oder von Kindern mit Behinderungen* ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsforderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom

24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 18.
Januar 2021 (BGBI. | S. 2) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt gefasst:

,8 19 Menschen mit Behinderungen®.
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b) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt gefasst:
,§ 46 Probebeschaftigung und Arbeitshilfe fir Menschen mit Behinderungen®.
c) Die Angabe zu § 73 wird wie folgt gefasst:
,§ 73 Zuschusse zur Ausbildungsvergutung fir Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen®.
d) Die Angabe zu § 90 wird wie folgt gefasst:

,§ 90 Eingliederungszuschuss fir Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen®.

e) In der Uberschrift zum Siebten Abschnitt des Dritten Kapitels werden die Wérter
,behinderter Menschen® durch die Wérter ,von Menschen mit Behinderungen® er-
setzt.

§ 19 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 19

Menschen mit Behinderungen®.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,Behindert* durch die Woérter ,Menschen mit Behinde-
rungen und werden die Woérter ,lernbehinderter Menschen® durch die Worter
-Menschen mit Lernbehinderungen® ersetzt.

c) In Absatz 2 werden die Worter ,Behinderten Menschen® durch die Worter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 22 wird wie folgt geéandert:
a) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:

,Dies gilt nicht fur Leistungen nach den §§ 44 und 45, sofern nicht bereits der nach
Satz 1 zustandige Rehabilitationstrager nach dem jeweiligen fur ihn geltenden
Leistungsgesetz gleichartige Leistungen erbringt.”

b) Absatz 4 Satz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

,0. Leistungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben
nach

a) den §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorberei-
tender BildungsmalRnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe sowie §
116 Absatz 1, 2 und 6,

b) § 117 Absatz 1 und § 118 Nummer 1 und 3 fir die besonderen Leistun-
gen zur Férderung der beruflichen Weiterbildung,

c) den §§ 119 bis 121,

d) den §§ 127 und 128 fir die besonderen Leistungen zur Forderung der
beruflichen Weiterbildung.*
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In § 45 Absatz 6 Satz 4 werden die Worter ,behinderten Menschen® durch die Worter
.Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 46 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.S 46
Probebeschaftigung und Arbeitshilfe fir Menschen mit Behinderungen®.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,behinderter,” durch die Woérter ,von Menschen mit Be-
hinderungen sowie” ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort ,behindertengerechte” durch das Wort ,behinderungs-
gerechte” ersetzt.

§ 73 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8 73

Zuschusse zur Ausbildungsvergltung fir Menschen mit Behinderungen
und schwerbehinderte Menschen®.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,behinderten” durch die Wérter ,Menschen mit Behinde-
rungen” ersetzt.

§ 90 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»§ 90

Eingliederungszuschuss flir Menschen mit Behinderungen
und schwerbehinderte Menschen®.

b) In Absatz 1 wird das Wort ,behinderte” durch die Worter ,Menschen mit Behinde-
rungen” ersetzt.

In der Uberschrift zum Siebten Abschnitt des Dritten Kapitels werden die Wérter ,be-
hinderter Menschen® durch die Wérter ,von Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 112 Absatz 1 werden die Wérter ,behinderte Menschen® durch die Warter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 113 Absatz 1 werden die Woérter ,behinderte Menschen® durch die Warter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 114 wird wie folgt geandert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
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b) Folgender Absatz 2 wird angefugt:
»(2) Die allgemeinen und besonderen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben werden auf Antrag durch ein Personliches Budget erbracht; § 29 des Neunten
Buches gilt entsprechend.”

§ 116 wird wie folgt geandert:

a) In den Absatzen 1 und 2 werden jeweils die Wérter ,behinderte Menschen® durch
die Wérter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 werden jeweils die Worter ,behinderte
Mensch® durch die Worter ,Mensch mit Behinderungen® ersetzt.

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,behinderte Menschen®
durch die Worter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die Worter ,nichtbehinderte Menschen® durch die Woérter
,Menschen ohne Behinderungen® ersetzt.

d) In Absatz 7 werden die Worter ,behinderte Mensch® durch die Wérter ,Mensch mit
Behinderungen® ersetzt.

§ 117 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wérter ,blindentechnischer und ver-
gleichbarer spezieller Grundausbildungen® durch die Worter ,der wegen der
Behinderung erforderlichen Grundausbildung® ersetzt.

bb) Nummer 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a werden die Worter ,behinderte Menschen® durch die
Worter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

bbb) In Buchstabe b werden die Wérter ,behinderter Menschen® durch die
Worter ,von Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Woérter ,behinderte Menschen® durch die Wérter ,Menschen
mit Behinderungen® ersetzt.

§ 118 Satz 2 wird aufgehoben.
§ 119 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Woérter ,Behinderte Menschen®
durch die Woarter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

b) In Satz 3 werden die Worter ,die behinderten Menschen® durch die Woérter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 120 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Wérter ,behinderte Mensch® durch die Wérter ,Mensch mit
Behinderungen® ersetzt.
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,behinderte Berufsrickkehrende® durch die
Woérter ,Berufsrickkehrende mit Behinderungen® ersetzt.

§ 121 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,behinderter Mensch“ durch
die Worter ,Mensch mit Behinderungen® ersetzt.

bb) In Nummer 1 werden die Woérter ,behinderten Menschen® durch die Wérter
~,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wérter ,behinderte Mensch® durch die Wérter ,Mensch mit
Behinderungen® ersetzt.

In § 122 Absatz 1 werden die Worter ,Behinderte Menschen® durch die Wérter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 123 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,behinderte Menschen® durch die Wérter
.,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 124 Nummer 2 werden die Worter ,behinderte Menschen® durch die Worter ,Men-
schen mit Behinderungen® ersetzt.

§ 126 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Wérter ,behinderter Mensch® durch die Woérter ,Mensch mit
Behinderungen® ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 werden die Wérter ,behinderten Menschen® durch die Worter
,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,behinderte Mensch® durch die Worter
,Mensch mit Behinderungen® ersetzt.

In § 128 werden jeweils die Worter ,behinderte Menschen® durch die Worter ,Menschen
mit Behinderungen ersetzt.

Dem § 323 Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

,In den Fallen, in denen ein Antrag auf Kurzarbeitergeld, Saison-Kurzarbeitergeld, Er-
stattung der Sozialversicherungsbeitrage fur die Bezieherinnen und Bezieher von Kurz-
arbeitergeld oder erganzende Leistungen nach § 102 elektronisch gestellt wird, kann
das Verfahren nach § 108 Absatz 1 des Vierten Buches genutzt werden.”

In § 344 Absatz 3 werden nach dem Wort ,Fur* die Wérter ,behinderte Menschen®
durch die Worter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 346 Absatz 2 werden nach den Wértern ,allein fur“ die Woérter ,behinderte Men-
schen® durch die Woérter ,Menschen mit Behinderungen® ersetzt.
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Artikel 5

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften flr die Sozialversiche-

rung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. | S. 3710,
3973; 2011 | S. 363), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020
(BGBI. | S. 2668) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltsubersicht wird die Angabe zu § 108 wie folgt gefasst:

,§ 108 Elektronische Ubermittlung von Antrégen und sonstigen Bescheinigungen an die Sozialversicherungstrager".

In § 95b Absatz 4 werden die Worter ,und der Unfallversicherung® durch die Wérter ,,,
der Trager der Unfallversicherung und der Bundesagentur flr Arbeit* ersetzt.

§ 108 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 108

Elektronische Ubermittlung von Antrédgen und sonstigen Bescheinigungen an die
Sozialversicherungstrager®.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,ubermitteln“ die Worter ,,oder die An-
trage nach § 323 Absatz 2 Satz 1 und 3 des Dritten Buches auf Kurzarbeitergeld,
Saisonkurzarbeitergeld, Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage fur die Bezie-

herinnen und Bezieher von Kurzarbeitergeld oder erganzende Leistungen nach
§ 102 des Dritten Buches elektronisch stellen® eingefligt.

Artikel 6

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

In § 15 Absatz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversi-

cherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754,
1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 9c des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. |
S. 3334) geandert worden ist, wird die Angabe ,8§§ 42 bis 47“ durch die Angabe ,8§§ 42 bis
473" ersetzt.

Artikel 7

Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

Das Neunte Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das

zuletzt durch Artikel 3 Absatz 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBI. | S. 2075) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:
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Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) In der Angabe zu Teil 1 Kapitel 7 wird nach dem Wort ,Qualitatssicherung” das
Wort ,,, Gewaltschutz” eingefligt.

b) Nach der Angabe zu § 37 wird folgende Angabe eingefiigt:

.8 37a Gewaltschutz".

c) Nach der Angabe zu § 47 wird folgende Angabe eingefligt:

,§ 47a Digitale Gesundheitsanwendungen®.

d) Die Angabe zu § 99 wird wie folgt gefasst:
,8 99 Leistungsberechtigung, Verordnungsermachtigung*.

§ 6 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) Die Satze 3 bis 7 werden aufgehoben.

b) Folgende Satze werden angefugt:
,Die Bundesagentur flr Arbeit stellt den Rehabilitationsbedarf fest. Sie beteiligt das
zustandige Jobcenter nach § 19 Absatz 1 Satz 2 und berat das Jobcenter zu den
von ihm zu erbringenden Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 16 Ab-
satz 1 Satz 3 des Zweiten Buches. Das Jobcenter entscheidet Uber diese Leistun-
gen innerhalb der in Kapitel 4 genannten Fristen.”

§ 19 wird wie folgt geandert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
~Soweit zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 14 Leistungen nach dem Zweiten
Buch beantragt sind oder erbracht werden, beteiligt der leistende Rehabilitations-
trager das zustandige Jobcenter wie in den Fallen nach Satz 1.°

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 10 wird das Wort ,und“ am Ende durch ein Komma ersetzt.
bb) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und® ersetzt.

cc) Folgende Nummer 12 wird angefugt:

»,12. die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch, so-
weit das Jobcenter nach Absatz 1 Satz 2 zu beteiligen ist.”

In § 20 Absatz 3 Satz 2 werden die Wérter ,Rehabilitationsdienste, Rehabilitationsein-

richtungen und Jobcenter” durch die Worter ,Rehabilitationsdienste und Rehabilitati-

onseinrichtungen® ersetzt.

§ 22 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Woértern ,die Rehabilitationstrager und das
Integrationsamt“ die Worter ,sowie das nach § 19 Absatz 1 Satz 2 zu beteiligende
Jobcenter” eingeflgt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.
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c) Absatz 5 wird Absatz 4.

In der Uberschrift zu Teil 1 Kapitel 7 wird nach dem Wort ,Qualitatssicherung” das Wort
» Gewaltschutz” eingeflgt.

Nach § 37 wird folgender § 37a eingeflgt:

.8 37a
Gewaltschutz

(1) Die Leistungserbringer treffen geeignete MaRnahmen zum Schutz vor Gewalt
fur Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohte Menschen, insbeson-
dere fur Frauen und Kinder mit Behinderungen und von Behinderung bedrohte Frauen
und Kinder.

(2) Die Rehabilitationstrager und die Integrationsamter wirken bei der Erfullung
ihrer gesetzlichen Aufgaben darauf hin, dass der Schutzauftrag nach Absatz 1 von den
Leistungserbringern umgesetzt wird.”

§ 42 Absatz 2 wird wie folgt geadndert:
a) In Nummer 6 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.
b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingeflgt:

,0a. digitale Gesundheitsanwendungen sowie".

Nach § 47 wird folgender § 47a eingefugt:

.S 47a
Digitale Gesundheitsanwendungen

(1) Digitale Gesundheitsanwendungen nach § 42 Absatz 2 Nummer 6a umfassen
die in das Verzeichnis nach § 139e Absatz 1 des Funften Buches aufgenommenen
digitalen Gesundheitsanwendungen, sofern diese unter Berlicksichtigung des Einzel-
falls erforderlich sind, um

1. einer drohenden Behinderung vorzubeugen,
2. den Erfolg einer Heilbehandlung zu sichern oder

3. eine Behinderung bei der Befriedigung von Grundbedurfnissen des taglichen Lebens
auszugleichen, sofern die digitalen Gesundheitsanwendungen nicht die Funktion
von allgemeinen Gebrauchsgegenstanden des taglichen Lebens Gbernehmen.

Digitale Gesundheitsanwendungen werden nur mit Zustimmung des Leistungsberech-
tigten erbracht.

(2) Wahlen Leistungsberechtige digitale Gesundheitsanwendungen, deren Funk-
tion oder Anwendungsbereich Uber die Funktion und den Anwendungsbereich einer
vergleichbaren in das Verzeichnis fur digitale Gesundheitsanwendungen nach § 139e
des Funften Buches aufgenommenen digitalen Gesundheitsanwendung hinausgehen,
so haben sie die Mehrkosten selbst zu tragen.*
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10. § 61a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe ,§ 57“ die Angabe ,oder § 58“ eingefligt und
die Angabe ,§ 42m*“ durch die Angabe ,§ 42r“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Das Budget fur Ausbildung umfasst
1. die Erstattung der Ausbildungsvergitung einschlielich des Anteils des Ar-
beitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag und des Beitrags zur Unfall-

versicherung nach Mal3gabe des Siebten Buches,

2. die Aufwendungen fur die wegen der Behinderung erforderliche Anleitung
und Begleitung am Ausbildungsplatz und in der Berufsschule sowie

3. die erforderlichen Fahrkosten.*

bb) Folgender Satz wird angeflgt:
,vor dem Abschluss einer Vereinbarung mit einer Einrichtung der beruflichen
Rehabilitation ist dem zustandigen Leistungstrager das Angebot mit konkreten
Angaben zu den entstehenden Kosten zur Bewilligung vorzulegen.”

c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Worter ,Der zustandige Leistungstrager® werden durch die Woérter ,Die
Bundesagentur flr Arbeit* ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angeflgt:

,Dies umfasst im Fall des Absatzes 2 Satz 4 auch die Unterstlitzung bei der
Suche nach einer geeigneten Einrichtung der beruflichen Rehabilitation.*

11. § 63 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Warter ,an Menschen mit Behinderun-
gen, die Anspruch auf Leistungen nach § 57 haben.” ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»<Absatz 2 gilt auch fir die Leistungen zur Beschaftigung bei einem anderen Leis-
tungsanbieter, fur die Leistung des Budgets fur Ausbildung an Menschen mit Be-
hinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach § 58 haben und die keinen An-
spruch auf Leistungen nach § 57 haben, sowie fir die Leistung des Budgets flr
Arbeit.”

12. In § 93 Absatz 3 werden die Worter ,Beeintrachtigung mit drohender erheblicher Teil-
habeeinschrankung nach § 99 durch die Wérter ,drohenden wesentlichen Behinde-
rung nach § 99 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2“ ersetzt.



13.

14.

15.

16.

17.
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In § 94 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 werden die Worter ,zum leistungsberechtigten Per-
sonenkreis nach § 99 durch die Worter ,zur Leistungsberechtigung nach § 99 ersetzt.

In § 97 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b werden die Woérter ,den leistungsberechtigten
Personenkreis nach § 99 durch die Woérter ,Personen, die leistungsberechtigtim Sinne
des § 99 Absatz 1 bis 3 sind,” ersetzt.

§ 99 wird wie folgt gefasst:

»S 99
Leistungsberechtigung, Verordnungsermachtigung

(1) Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit Behinderungen im
Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2, die wesentlich in der gleichberechtigten Teilhabe
an der Gesellschaft eingeschrankt sind (wesentliche Behinderung) oder von einer sol-
chen wesentlichen Behinderung bedroht sind, wenn und solange nach der Besonder-
heit des Einzelfalles Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe nach
§ 90 erfullt werden kann.

(2) Von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind Menschen, bei denen der
Eintritt einer wesentlichen Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu erwarten ist.

(3) Menschen mit anderen geistigen, seelischen, kérperlichen oder Sinnesbeein-
trachtigungen, durch die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten
Barrieren in der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft eingeschrankt sind,
kénnen Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates Bestimmungen Uber die Konkretisierung der Leistungsberechtigung in der
Eingliederungshilfe erlassen. Bis zum Inkrafttreten einer nach Satz 1 erlassenen
Rechtsverordnung gelten §§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung in der am 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung entsprechend.”

§ 101 Absatz 4 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 2 werden die Worter ,wird der ortlich zustandige Trager von einer Schieds-
stelle bestimmt.“ durch die Worter ,richtet sich die ortliche Zustandigkeit des Tra-
gers der Eingliederungshilfe nach dem Geburtsort der Mutter der antragstellenden
Person.“ ersetzt.

b) Die folgenden Satze werden angefugt:

.Liegt dieser ebenfalls im Ausland oder ist er nicht zu ermitteln, richtet sich die
ortliche Zustandigkeit des Tragers der Eingliederungshilfe nach dem Geburtsort
des Vaters der antragstellenden Person. Liegt auch dieser im Ausland oder ist er
nicht zu ermitteln, ist der Trager der Eingliederungshilfe értlich zustandig, bei dem
der Antrag eingeht.”

§ 111 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 2 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,sowie“ ersetzt.



18.

19.

20.

21.

22.

23.
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c) Folgende Nummer 4 wird angefugt:
»4. Leistungen fur ein Budget fur Ausbildung nach § 61a.”

In § 117 Absatz 5 wird die Angabe ,§ 22 Absatz 5 durch die Angabe ,§ 22 Absatz 4*
ersetzt.

§ 123 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) Keine Leistungserbringer im Sinne dieses Kapitels sind
1. private und 6ffentliche Arbeitgeber gemaf § 61 oder § 61a sowie

2. Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, in denen der schulische Teil der Aus-
bildung nach § 61a Absatz 2 Satz 4 erfolgen kann.*

§ 142 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fir volljahrige Leistungsberechtigte,
wenn diese Leistungen erhalten, denen Vereinbarungen nach § 134 Absatz 4 zugrunde
liegen. In diesem Fall ist den volljahrigen Leistungsberechtigten die Aufbringung der
Mittel fur die Kosten des Lebensunterhaltes nur in Hohe der fur ihren hauslichen Le-
bensunterhalt ersparten Aufwendungen zuzumuten.”

In § 158 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,Altersteilzeit* die Wérter ,oder Teil-
zeitberufsausbildung“ eingefligt.

In § 220 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,§ 9 des Zwdlften Buches® durch die An-
gabe ,§ 104 ersetzt.

In § 228 Absatz 6 Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,,, sowie flr
einen nach § 12e Absatz 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes gekennzeichneten
Assistenzhund.” ersetzt.

Artikel 8

Anderung des Bundesteilhabegesetzes

Artikel 25 Absatz 3 Satz 2 des Bundesteilhabegesetzes vom 23. Dezember 2016

(BGBI. | S. 3234), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. November 2019
(BGBI. | S. 1948) geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 9

Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes

Das Behindertengleichstellungsgesetz vom 27. April 2002 (BGBI. | S. 1467, 1468), das

zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBI. | S. 1117) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltstbersicht werden nach der Angabe zu § 12d die folgenden Angaben ein-
geflugt:
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LAbschnitt 2b Assistenzhunde

§ 12e Menschen mit Behinderungen in Begleitung durch Assistenzhunde

§ 12f Ausbildung von Assistenzhunden

§ 12g Prifung von Assistenzhunden und der Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft
§ 12h Haltung von Assistenzhunden

§ 12i Zulassung einer Ausbildungsstatte fur Assistenzhunde

§ 12j Fachliche Stelle und Priifer

§ 12k Studie zur Untersuchung

§ 121 Verordnungsermachtigung®.

Nach § 12d wird folgender Abschnitt 2b eingefugt:

LAbschnitt 2b

Assistenzhunde

§ 12e
Menschen mit Behinderungen in Begleitung durch Assistenzhunde

(1) Trager offentlicher Gewalt sowie Eigentimer, Besitzer und Betreiber von be-
weglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrichtungen dirfen Menschen mit Be-
hinderungen in Begleitung durch ihren Assistenzhund oder Blindenfuhrhund den Zutritt
zu ihren typischerweise fur den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zu-
ganglichen Anlagen und Einrichtungen nicht wegen der Begleitung durch ihren Assis-
tenzhund oder Blindenfihrhund verweigern, soweit nicht der Zutritt mit Assistenzhund
oder Blindenfihrhund eine unverhaltnismaRige oder unbillige Belastung darstellen
wurde. Weitergehende Rechte von Menschen mit Behinderungen bleiben unberinhrt.

(2) Eine nach Absatz 1 unberechtigte Verweigerung durch Trager offentlicher Ge-
walt gilt als Benachteiligung im Sinne von § 7 Absatz 1.

(3) Ein Assistenzhund ist ein unter Beachtung des Tierschutzes und des individu-
ellen Bedarfs eines Menschen mit Behinderungen speziell ausgebildeter Hund, der auf-
grund seiner Fahigkeiten und erlernten Assistenzleistungen dazu bestimmt ist, diesem
Menschen die selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen
oder zu erleichtern. Dies ist der Fall, wenn der Assistenzhund

1. zusammen mit einem Menschen mit Behinderungen als Mensch-Assistenzhund-
Gemeinschaft im Sinne des § 12g zertifiziert ist oder

2. von einem Trager der gesetzlichen Sozialversicherung, einem Trager nach § 6
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, einem Beihilfetrager, einem Trager der
Heilfirsorge oder einem privaten Versicherungsunternehmen als Hilfsmittel zur
Teilhabe anerkannt ist oder

3. im Ausland als Assistenzhund anerkannt ist und dessen Ausbildung den Anforde-
rungen des § 12f Satz 2 entspricht oder
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4. zusammen mit einem Menschen mit Behinderungen als Mensch-Assistenzhund-
Gemeinschaft vor dem ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die Ver-
kiindung folgenden Quartals] ausgebildet wurde oder sich zu diesem Zeitpunkt be-
reits in einer den Anforderungen nach § 12f entsprechenden Ausbildung befindet.

(4) Ein Assistenzhund ist als solcher zu kennzeichnen.

(5) Furden Assistenzhund ist eine Haftpflichtversicherung zur Deckung der durch
ihn verursachten Personenschaden, Sachschaden und sonstigen Vermdgensschaden
abzuschlielRen und aufrechtzuerhalten.

(6) Blindenfuhrhunde, die als Hilfsmittel im Sinne des § 33 des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch gewahrt worden sind, sind keine Assistenzhunde im Sinne dieses
Gesetzes.

§ 12f
Ausbildung von Assistenzhunden

Assistenzhund und die Gemeinschaft von Mensch und Tier (Mensch-Assistenz-
hund-Gemeinschaft) bedlrfen einer geeigneten Ausbildung durch eine oder begleitet
von einer Ausbildungsstatte flr Assistenzhunde (§ 12i). Gegenstand der Ausbildung
sind insbesondere die Schulung des Sozial- und Umweltverhaltens sowie des Gehor-
sams des Hundes, grundlegende und spezifische Hilfeleistungen des Hundes, das
langfristige Funktionieren der Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft sowie die Vermitt-
lung der notwendigen Kenntnisse und Fahigkeiten an den Halter, insbesondere im Hin-
blick auf die artgerechte Haltung des Assistenzhundes. Aufgabe der Ausbildungsstatte
ist dabei nicht nur das Bereitstellen eines Assistenzhundes, sondern nach Abschluss
der Ausbildung bei Bedarf auch die nachhaltige Unterstliitzung des Assistenzhundehal-
ters.

§ 129
Prifung von Assistenzhunden und der Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft

Der Abschluss der Ausbildung des Hundes und der Mensch-Assistenzhund-Ge-
meinschaft nach § 12f erfolgt durch eine Prifung. Die Prifung dient dazu, die Eignung
als Assistenzhund und die Zusammenarbeit der Mensch-Tier-Gemeinschaft nachzu-
weisen. Die bestandene Prifung ist durch ein Zertifikat eines Prifers im Sinne von §
12j Absatz 2 zu bescheinigen.

§ 12h
Haltung von Assistenzhunden

(1) Der Halter eines Assistenzhundes ist zur artgerechten Haltung des Assistenz-
hundes verpflichtet. Die Anforderungen des Tierschutzgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI. | S. 1206, 1313), das zuletzt durch Artikel
280 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung sowie der Tierschutz-Hundeverordnung vom 2. Mai 2001
(BGBI. I S. 838), die durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Dezember 2013 (BGBI. |
S. 4145) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bleiben unberihrt.
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(2) Soweit aufgrund der Art der Behinderung oder des Alters des Menschen mit
Behinderungen die artgerechte Haltung des Assistenzhundes in der Mensch-Assis-
tenzhund-Gemeinschaft nicht sichergestellt ist, ist die Versorgung des Assistenzhun-
des durch eine weitere Bezugsperson sicherzustellen. In diesem Fall gilt diese Bezugs-
person als Halter des Assistenzhundes.

§12i
Zulassung einer Ausbildungsstatte flir Assistenzhunde

Eine Ausbildungsstatte, die Assistenzhunde nach § 12f ausbildet, bedarf der Zu-
lassung durch eine Fachliche Stelle. Die Zulassung ist jahrlich durch die fachliche Stelle
zu Uberprifen. Eine Ausbildungsstatte fur Assistenzhunde ist auf Antrag zuzulassen,
wenn sie

1. Uber eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe f des Tier-
schutzgesetzes verfligt oder, soweit eine solche Erlaubnis nicht erforderlich ist,
wenn die verantwortliche Person der Ausbildungsstatte die erforderlichen Kennt-
nisse und Fahigkeiten besitzt,

2. Uber die erforderliche Sachkunde verfugt, die eine erfolgreiche Ausbildung von
Assistenzhunden sowie der Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft erwarten lasst,
und

3. die Anforderungen der Verordnung gemaf § 12! erflllt und ein System zur Quali-
tatssicherung anwendet.

Der Antrag muss alle Angaben und Nachweise erhalten, die erforderlich sind, um das
Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 festzustellen. Das Zulassungsverfahren
folgt dem Verfahren nach DIN EN ISO/IEC 17065:2013". Die Zulassung einer Ausbil-
dungsstatte ist jeweils auf langstens funf Jahre zu befristen. Die Fachliche Stelle be-
scheinigt die Kompetenz und Leistungsfahigkeit der Ausbildungsstatte durch Zulas-
sungszertifikat.

§12]
Fachliche Stelle und Prfer

(1) Als Fachliche Stelle durfen nur Zertifizierungsstellen fur Produkte, Prozesse
und Dienstleistungen nach DIN EN ISO/IEC 17065:2013 tatig werden, die von einer
nationalen Akkreditierungsstelle im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 Uber die Vorschriften fir die
Akkreditierung und Marktiberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von
Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI. L
218 vom 13.8.2008, S. 30), die durch die Verordnung (EU) 2019/1020 (ABI. L 169 vom
25.6.2019, S. 1) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung akkreditiert
worden sind. Die Akkreditierung ist jeweils auf langstens funf Jahre zu befristen. Das
Bundesministerium fir Arbeit und Soziales Ubt im Anwendungsbereich dieses Geset-
zes die Aufsicht Uber die nationale Akkreditierungsstelle aus.

")

Amtlicher Hinweis: Die in § 12i Satz 5 bezeichneten technischen Normen sind zu beziehen bei der
Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmaRig gesichert,
niedergelegt und einsehbar.
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(3) (2) Als Prufer durfen nur Stellen, die Personen zertifizieren, nach DIN EN
ISO/IEC 17024:20122 tatig werden, die von einer nationalen Akkreditierungsstelle im
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 in der jeweils geltenden Fassung akkreditiert
worden sind. Die Akkreditierung ist jeweils auf langstens funf Jahre zu befristen. Ist der
Prifer zugleich als Ausbildungsstatte im Sinne von § 12i tatig, kann die Akkreditierung
erteilt werden, wenn die Unabhangigkeitsanforderungen durch interne organisatori-
sche Trennung und die Anforderungen gemal Ziffer 5.2.3 der DIN EN ISO/IEC
17024:2012 erflllt werden. Die ndheren Anforderungen an das Akkreditierungsverfah-
ren ergeben sich aus der Verordnung gemafn § 12I.

§ 12k
Studie zur Untersuchung

Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales untersucht die Umsetzung und die
Auswirkungen der §§ 12e bis 12l von 2021 bis 2024. Im Rahmen dieser Studie kdnnen
Ausgaben wie beispielsweise die Anschaffungs-, Ausbildungs- und Haltungskosten der
in die Studie einbezogenen Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaften getragen werden.

§ 12l
Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird ermachtigt, im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium flr Erndhrung und Landwirtschaft durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Folgendes zu regeln:

1. Naheres Uber die erforderliche Beschaffenheit des Assistenzhundes, insbeson-
dere Wesensmerkmale, Alter und Gesundheit des auszubildenden Hundes sowie
Uber die vom Assistenzhund zu erbringenden Unterstltzungsleistungen,

2. Naheres Uber die Anerkennung von am [einsetzen: Datum des ersten Tages des
auf die Verkiindung folgenden Quartals] in Ausbildung befindlichen oder bereits
ausgebildeten Assistenzhunden sowie von im Ausland anerkannten Assistenzhun-
den einschliellich des Verfahrens,

3. Naheres uber die erforderliche Kennzeichnung des Assistenzhundes sowie zum
Umfang des notwendigen Versicherungsschutzes,

4. Naheres Uber den Inhalt der Ausbildung nach § 12f und der Prifung nach § 1er-
setzt.2g sowie Uber die Zulassung als Prifer jeweils einschliel3lich des Verfahrens
sowie des zu erteilenden Zertifikats,

5. Naheres Uber die Voraussetzungen fur die Akkreditierung als Fachliche Stelle ein-
schliellich des Verfahrens,

6. nahere Voraussetzungen flr die Zulassung als Ausbildungsstatte fur Assistenz-
hunde einschliel3lich des Verfahrens.*

§ 16 wird wie folgt geandert:

?)

Amtlicher Hinweis: Die in § 12j Absatz 2 bezeichneten technischen Normen sind zu beziehen bei der
Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmaRig gesichert,
niedergelegt und einsehbar.
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a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,Bundes” die Woérter ,oder Eigentumer,
Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrich-
tungen“ eingefligt.

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Woérter ,an den Trager offentlicher Gewalt.“ durch
die Worter ,an die o6ffentliche Stelle oder den Eigentimer, Besitzer oder Betreiber
von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen oder Einrichtungen.” ersetzt.

Artikel 10

Anderung der Behindertengleichstellungsschlichtungsverord-

nung

Die Behindertengleichstellungsschlichtungsverordnung vom 25. November 2016

(BGBI. I S. 2659), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 21. Mai 2019 (BGBI. | S. 738)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 1 Absatz 2 werden nach dem Wort ,Stelle” die Worter ,oder dem Eigentumer,
Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrichtun-
gen“ eingeflgt.

In § 5 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,Stelle” die Worter ,oder des beteiligten
Eigentiumers, Besitzers oder Betreibers von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen
oder Einrichtungen® eingefugt.

§ 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die schlichtende Person teilt der Antragstellerin oder dem Antragsteller und, sofern
der Antrag bereits der Antragsgegnerin oder dem Antragsgegner Ubermittelt worden
ist, auch dieser oder diesem die Ablehnung in Textform mit.”

§ 7 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Woérter ,6ffentliche Stelle* durch die Woérter ,An-
tragsgegnerin oder der Antragsgegner* ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) Wenn die schlichtende Person eine weitere Aufklarung des Sachverhalts
fur geboten halt, kann sie die Antragsgegnerin oder den Antragsgegner zur Bereit-

stellung erganzender Informationen und zur Gewahrung von Akteneinsicht auffor-
dern.”

Artikel 11

Anderung der Werkstittenverordnung

§ 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 der Werkstattenverordnung vom 13. August 1980 (BGBI.

I S. 1365), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 30. November 2019 (BGBI. | S.
1948) geéndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,3. Vertreter des nach Landesrecht bestimmten Tragers der Eingliederungshilfe.”
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Artikel 12

Anderung der Werkstitten-Mitwirkungsverordnung

§ 8 Absatz 1 der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung vom 25. Juni 2001 (BGBI. |
S. 1297), die zuletzt durch Artikel 2b des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. | S. 1657)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In Satz 1 wird die Angabe ,§ 139" durch die Angabe ,§ 222" ersetzt und werden nach
dem Wort ,Betreuerbeirat® ein Komma sowie die Worter ,die Frauenbeauftragte” ein-
gefugt.

2. In Satz 2 werden nach den Wortern ,Die Werkstatt ein Komma und die Worter ,die
Frauenbeauftragte” eingefligt.

Artikel 13

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 bis 4 am 1. Januar 2022 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe d, Nummer 18 und 19, Artikel 7 Nummer 1 Buch-
staben a bis ¢, Nummer 6 bis 9, 16 und 20 bis 22 sowie die Artikel 11 und 12 treten am Tag
nach der Verkiindung in Kraft.

(3) Artikel 4 Nummer 23 und Artikel 5 treten am 1. Juli 2021 in Kraft.

(4) Artikel 1 Nummer 4 bis 6, 20 und 21, Artikel 7 Nummer 1 Buchstabe d, Nummer
12 bis 15 und 23 sowie die Artikel 8 bis 10 treten am [einsetzen: Datum des ersten Tages
des auf die Verkiindung folgenden Quartals] in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch

(SGB XlI)

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 7. Juli 2020 (Az.: 2 BvR 696/12)
Teile des kommunalen Bildungspakets im SGB XII fir nicht mit dem Grundgesetz vereinbar
erklart. Die betreffenden Regelungen (§ 34 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz
2, Absatz 4 bis Absatz 7 und § 34a SGB XII) stellen nach der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts in Verbindung mit der Aufgabenzuweisung in § 3 Absatz 1 und Absatz
2 Satz 1 SGB Xl eine aufgrund des Durchgriffsverbots nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG
unzulassige Aufgabenubertragung durch Bundesgesetz auf Kommunen dar und verletzen
diese in ihrem kommunalen Selbstverwaltungsrecht. Das Durchgriffsverbot nach Artikel 84
Absatz 1 Satz 7 GG gestaltet insofern das kommunale Selbstverwaltungsrecht nach Artikel
28 Absatz 2 GG naher aus. Konkret erweitern die genannten Regelungen nach den Aus-
fuhrungen des Bundesverfassungsgerichts die den 6rtlichen Tragern der Sozialhilfe nach
§ 3 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 SGB XII zugewiesenen Aufgaben und halten sich damit
nicht mehr in den Grenzen eines blof3en Fortbestehens einer bestehenden bundesrechtli-
chen Aufgabenzuweisung nach Artikel 125a Absatz 1 GG, sondern sind funktional aquiva-
lent zu einer gegen Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG (Durchgriffsverbot) verstoRenden erst-
maligen Aufgabenulbertragung.

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 bleiben die betref-
fenden Vorschriften zu den Bedarfen fur Bildung und Teilhabe (§§ 34 und 34a SGB XIl)
noch Ubergangsweise bis zum 31. Dezember 2021 anwendbar. Daraus folgt der Bedarf
einer Neuregelung durch den Gesetzgeber spatestens zum 1. Januar 2022.

Der Leistungsumfang der Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des SGB Xll entspricht
weitgehend dem der sozialen Pflegeversicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch
(SGB Xl). Mit der vorgesehen Einflihrung von digitalen Pflegeanwendungen im SGB XI
(Entwurf eines Gesetzes zur digitalen Modernisierung von Versorgung und Pflege (Digitale-
Versorgung-und-Pflegemodernisierungsgesetz - DVPMG) fur pflegeversicherte ambulant
versorgte Personen besteht auch in der Hilfe zur Pflege die Notwendigkeit, entsprechende
Leistungen einzuflihren.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden — SGB |l und
SGB Il

Zur Forderung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben sind ver-
schiedene Anpassungen im Bereich der Leistungserbringung und -koordinierung fir Reha-
bilitandinnen und Rehabilitanden vorgesehen, die Leistungen der Grundsicherung fur Ar-
beitsuchende beziehen. Ihre Betreuungssituation in den Jobcentern soll verbessert werden.
Ein Bericht der Internen Revision der Bundesagentur fir Arbeit vom Juni 2018 hat Defizite
in diesem Bereich aufgezeigt. Die Eingliederungschancen von Rehabilitandinnen und Re-
habilitanden werden insbesondere durch den fehlenden Zugang zu den Leistungen nach
den §§ 16a ff. SGB Il (z. B. Suchtberatung oder Leistungen des Sozialen Arbeitsmarktes)
verringert. Weiterhin haben die Jobcenter und die Agenturen fiir Arbeit das sog. Leistungs-
verbot nach § 22 Absatz 2 SGB Ill zu beachten. Dadurch kann in vielen Féllen eine zlgige
Vermittlung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden anderer Rehabilitationstrager in den
Arbeitsmarkt nicht erfolgen. Nicht zuletzt bestehen Unsicherheiten, wann und auf welcher
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gesetzlichen Grundlage Sozialdaten der Leistungsberechtigten zwischen den Rehabilitati-
onstragern und den Jobcentern ausgetauscht werden kénnen. Den Jobcentern wird die
Moglichkeit eingerdumt, Leistungen nach den §§ 16a ff. SGB Il neben einem Rehabilitati-
onsverfahren zu erbringen. Damit sollen bestehende Ungleichbehandlungen abgeschafft
werden. Die Moglichkeiten der aktiven Arbeitsforderung im SGB |l und SGB Il sollen aus-
gebaut und somit die Eingliederungschancen in den Arbeitsmarkt erhdht werden. Die von
den Rehabilitationstragern und den Jobcentern zu erbringenden Leistungen sind verbind-
lich zu koordinieren und abzustimmen. Der notwendige Austausch von Sozialdaten wird
sichergestellt.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datentbermittlung — SGB IV

Pandemiebedingt ist die Anzahl fir Antrage zum Kurzarbeitergeld (KUG) sowie zum Sai-
son-Kurzarbeitergeld stark angestiegen. Nach einer Hochrechnung der Bundesagentur fur
Arbeit kann fir 2021 von rd. 3 Mio. KUG - Antragen und rd. 285 000 Saison-KUG Antragen
ausgegangen werden. Im Vergleich dazu gab es in 2018 und 2019 nur 21 530 bzw. 41 540
KUG-Antrage sowie 290 397 bzw. 278 815 Saison-KUG-Antrage. Der starke Anstieg hat zu
einer hohen Arbeitsbelastung bei den Arbeitgebern sowie bei der Bundesagentur fur Arbeit
gefuhrt. Mit dem neuen Verfahren soll es den Betrieben und Lohnabrechnungsstellen er-
leichtert werden, die Antradge aus der Lohnabrechnungssoftware zu Gbergeben.

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Nach intensiven Erorterungen im Gesetzgebungsverfahren des Bundesteilhabegesetzes
(BTHG) wurde mit Artikel 25a BTHG fiir § 99 SGB IX eine Regelung zur Neudefinition des
leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungshilfe (SGB IX Teil 2) aufge-
nommen, die durch ein spateres Bundesgesetz konkretisiert und zum 1. Januar 2023 in
Kraft gesetzt werden sollte. Zuvor sollte durch eine wissenschaftliche Untersuchung und
eine modellhafte Erprobung der Regelung u.a. ihre Vereinbarkeit mit dem Gbergeordneten
gesetzgeberischen Ziel - keine Veranderung des leistungsberechtigten Personenkreises -
Uberprift werden. Da die in den Jahren 2017 und 2018 durchgeflihrte wissenschaftliche
Untersuchung zu dem Ergebnis gefiihrt hat, dass die im BTHG vorgesehene Regelung zu
einer Veranderung des leistungsberechtigten Personenkreises flhren wirde, ist dieses
Konzept hinfallig. Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium fir Arbeit und Sozi-
ales 2018 einen partizipativen Beteiligungsprozess initiiert, um ein alternatives Konzept zu
Artikel 25a § 99 BTHG zu entwickeln. Die sich in diesem Rahmen gebildete Arbeitsgruppe
,Leistungsberechtigter Personenkreis® hat sich 2019 auf ein Konzept verstandigt, wonach
die Kriterien fur die Berechtigung zu Leistungen der Eingliederungshilfe durch Orientierung
an den Begrifflichkeiten der UN-BRK und der ICF angepasst werden sollen. In diesem Kon-
zept ist - wie im alten Recht der Eingliederungshilfe - neben einer gesetzlichen Regelung
eine diese Regelung konkretisierende Rechtsverordnung vorgesehen. Der von der Arbeits-
gruppe ausgearbeitete Vorschlag der gesetzlichen Regelung soll nun umgesetzt werden.

5. Gewaltschutz flir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Artikel 16 des Ubereinkommens der Vereinten Nationen (iber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention — UN-BRK) verpflichtet die Vertrags-
staaten, alle Menschen mit Behinderungen vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und
Missbrauch unter Beriicksichtigung geschlechtsspezifischer Aspekte zu schitzen. Die Ver-
tragsstaaten sollen wirksame Rechtsvorschriften und politische Konzepte schaffen, ein-
schlieBlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass
Falle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegentiber Menschen mit Behinderungen
erkannt, untersucht und ggf. strafrechtlich verfolgt werden. Der UN-Fachausschuss fur die
Rechte von Menschen mit Behinderungen hat in seinen abschlielienden Bemerkungen
Uber den ersten Staatenbericht Deutschlands unter anderem empfohlen, einen wirksamen
Gewaltschutz fur Frauen und Madchen mit Behinderungen zu gewahrleisten. Da Kinder
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besonders schutzbediirftig sind, werden diese neben Frauen als schutzbedirftiger Perso-
nenkreis hervorgehoben. Derzeit findet sich im Sozialgesetzbuch keine Regelung, die zum
Gewaltschutz bei der Erbringung von Teilhabeleistungen verpflichtet.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB IX

Durch eine Erganzung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch werden digitale Gesund-
heitsanwendungen in den Leistungskatalog der Leistungen zur medizinischen Rehabilita-
tion aufgenommen. Damit verbunden ist das Ziel, die Digitalisierung im Bereich der medizi-
nischen Rehabilitation in Zukunft starker zu nutzen und die Versorgung der Leistungsbe-
rechtigten um eine weitere Komponente zu erganzen.

7. Ausweitung des Budgets fur Ausbildung — SGB IX

Mit dem Angehdrigen-Entlastungsgesetz wurde zum 1. Januar 2020 das Budget flir Ausbil-
dung (§ 61a SGB IX) als Alternative zu Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich der Werkstatten fir behinderte Menschen oder bei anderen Leistungsanbie-
tern eingefiihrt. Das Budget fir Ausbildung ermdéglicht eine Férderung, wenn eine nach dem
Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder nach dem Gesetz zur Ordnung des Handwerks (HWO)
anerkannte Berufsausbildung oder eine Ausbildung nach § 66 BBiG/ § 42r HwO auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt aufgenommen wird. Menschen mit Behinderungen, die sich
schon im Arbeitsbereich der Werkstatt fir behinderte Menschen oder eines anderen Leis-
tungsanbieters befinden, kdnnen das Budget fur Ausbildung bisher nicht in Anspruch neh-
men.

Kinftig soll auch diese Personengruppe Uber das Budget flr Ausbildung geférdert und auf
diese Weise unterstitzt werden, eine nach dem BBiG oder der HwO anerkannte Berufs-
ausbildung oder eine Ausbildung nach § 66 BBiG/ § 42r HwO auf dem allgemeinen Arbeits-
markt aufzunehmen.

Auch die 97. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2020 hat sich dafir ausgesprochen, den
anspruchsberechtigten Personenkreis fur das Budget fur Ausbildung (§ 61a SGB IX) sach-
gerecht zu erweitern.

8. Assistenzhunde — Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (BGG)

Neben Blindenfiihrhunden unterstitzen Assistenzhunde Menschen mit Behinderungen auf
vielfaltige Art und Weise am selbstbestimmten Leben in der Gesellschaft teilzuhaben. So
kénnen sie zum Beispiel als Signalhunde (etwa bei Unterzuckerung oder Epilepsie) oder
Servicehunde insbesondere bei Mobilitdtseinschrankungen Menschen mit Behinderungen
bei der Bewaltigung des Alltags unterstitzen, indem sie beeintrachtigte Kérperfunktionen
ausgleichen, ausgefallene Korperfunktionen ersetzen oder medizinisch notwendige Hand-
lungen anzeigen.

Der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dient
in Bezug auf Trager offentlicher Gewalt des Bundes das BGG, das dem Fordergedanken
des Artikels 3 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes im Bereich der Bundesbehdrden ent-
spricht. Das BGG enthalt spezielle Regelungen gegen Benachteiligungen von Menschen
mit Behinderungen durch Trager 6ffentlicher Gewalt des Bundes. Kernstick des BGG ist
die Herstellung von Barrierefreiheit. Zur Beseitigung von Barrieren fir Menschen mit Behin-
derungen gehort gemal § 4 Satz 2 BGG auch der Einsatz ,behinderungsbedingt notwen-
diger Hilfsmittel“. Was im Einzelnen behinderungsbedingt notwendig ist, regelt das Gesetz
nicht. Insbesondere trifft das BGG keine Aussage dazu, ob und inwieweit Menschen mit
Behinderungen mit ihren Assistenzhunden oder ihren Blindenfihrhunden der Zutritt zu An-
lagen und Einrichtungen o6ffentlicher Trager zu gewahren ist. Sofern es sich um private Ei-
gentumer, Besitzer oder Betreiber handelt, bleibt der Anwendungsbereich des § 4 Satz 2
BGG von vorneherein verschlossen. So erfahren Menschen mit Behinderungen in Beglei-
tung von Assistenzhunden oder Blindenfihrhunden im Alltag immer wieder, dass ihnen der
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Zutritt mit ihren Assistenzhunden oder Blindenfihrhunden erschwert oder verweigert wird.
Im Februar 2017 forderte daher der Bundesrat die Bundesregierung auf, einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, der einerseits Assistenzhunde hinsichtlich der Finanzierung im Wesentli-
chen den Blindenfiihrhunden gleichstellt und der andererseits den barrierefreien Zutritt zu
offentlich zuganglichen Gebauden sicherstellt (EntschlieBung des Bundesrates, Bundes-
rats-Drucksache 742/16). Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales hat in der Zwi-
schenzeit flr den Zeitraum Oktober 2018 bis Mitte 2021 die bundesweite Kampagne ,As-
sistenzhunde Willkommen*® ins Leben gerufen, mit der Trager o6ffentlicher Gewalt und Pri-
vate Uber die Zutrittsrechte von Menschen mit Behinderungen in Begleitung von Assistenz-
hunden oder Blindenfluihrhunden aufgeklart werden sollen. Diese Kampagne wie auch ver-
schiedene bilaterale Gesprache mit betroffenen Organisationen von Menschen mit Behin-
derungen und die Bund-Lénder-Referentenbesprechung zur Anderung des BGG im Jahr
2019 haben aufgezeigt, dass neben der Sensibilisierung der Offentlichkeit eine klare ge-
setzliche Regelung der Zutrittsrechte zu 6ffentlichen und allgemein zuganglichen Anlagen
und Einrichtungen erforderlich ist. Nur so wird deutlich, dass es sich bei der Duldung des
Zutritts nicht um eine Gefalligkeit, sondern um die Erflllung einer gesetzlichen Pflicht han-
delt. Damit tragt die Regelung gleichzeitig der besonderen Bedeutung von der Beseitigung
von Zugangshindernissen und -barrieren nach der UN-BRK Rechnung.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XII

Die Kommunen werden nicht mehr bundesgesetzlich als 6rtliche Trager der Sozialhilfe be-
nannt. Die Bestimmung, wer oértlicher oder Uberdrtlicher Trager der Sozialhilfe ist, obliegt
allein den Landern.

In diesem Zusammenhang sind zudem Folgeanderungen u.a. hinsichtlich der Tragerbe-
zeichnung im Rahmen des Vierten Kapitels des SGB XlI sowie im Ersten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB |) erforderlich.

Die Beibehaltung eines weitgehend gemeinsamen Leistungskatalogs von sozialer Pflege-
versicherung nach dem SGB Xl und der Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des
SGB XlI erfordert die Einfuhrung von digitalen Pflegeanwendungen auch in der Hilfe zur
Pflege. Nur dann haben auch nicht pflegeversicherte Pflegebediirftige im Rahmen der am-
bulanten Pflege nach dem SGB Xll einen Zugang zu diesen neuen Pflegeleistungen.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —SGB 1l und
SGB Il

Die Jobcenter sollen starker als bisher in das Reha-Geschehen einbezogen und die Be-
treuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden verbessert werden. In den Jobcentern
erhalten erwerbsfahige Leistungsberechtigte kinftig Zugang zu sozialintegrativen Leistun-
gen neben einem Reha-Verfahren, um ihnen eine nachhaltige Eingliederung, aber auch
den Zugang zu sozialer Teilhabe zu ermodglichen. Dazu gehdren kommunale Leistungen
wie die Schuldner- und Suchtberatung und das neue mit dem Teilhabechancengesetz ge-
schaffene Instrument zur Teilhabe am Arbeitsmarkt. Damit sollen bestehende Ungleichbe-
handlungen abgeschafft werden. Die Mdglichkeiten der aktiven Arbeitsforderung im SGB ||
und SGB Il sollen ausgebaut und somit die Eingliederungschancen in den Arbeitsmarkt
erhdht werden.

Den Regelungen zur Verbesserung der Betreuungssituation von Rehabilitanden in den Job-
centern liegen zwei Leitgedanken zu Grunde: Die Vorschlage sollen die Betreuungssitua-
tion der betroffenen Personen in den Jobcentern verbessern und die bereits bestehende
Komplexitat des gegliederten Systems der sozialen Sicherung nicht ausweiten.
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Die derzeitige Rechtslage fuhrt zu einer nicht vertretbaren und zugleich auch ungewollten
Ungleichbehandlung. Dies gilt sowohl im Vergleich von Menschen mit und ohne Behinde-
rungen im SGB Il als auch innerhalb der Gruppe leistungsberechtigter Menschen im SGB
Il in Abhangigkeit von der Zustandigkeit unterschiedlicher Rehabilitationstrager. Ziel der
Regelungen ist es deshalb, diese ungewollte Ungleichbehandlung abzuschaffen, indem
den Betroffenen in den Jobcentern mindestens die gleichen Fordermoglichkeiten wie allen
anderen erwerbsfahigen Leistungsberechtigten erdffnet werden und Teilhabe ermdglicht
wird. Die Mdglichkeiten der aktiven Arbeitsforderung sollen insgesamt flr Rehabilitanden
ausgebaut und somit deren Eingliederungschancen in den Arbeitsmarkt erhéht werden.

Diese Verbesserungen sollen innerhalb des bestehenden Systems erfolgen. Das geglie-
derte System der sozialen Sicherung mit vor- und nachrangigen Rehabilitationstragern sieht
die Zustandigkeit und damit Verantwortlichkeit fir Rehabilitationsleistungen in Tragervielfalt
vor. Dabei zeigt die Praxis, dass diese Ausgestaltung sowohl fir die Betroffenen als auch
fur die Rehabilitations- und sonstigen Leistungstrager sehr komplex ist. Dass das geglie-
derte System sich bewahrt hat, wird dabei grundséatzlich von allen Beteiligten bestatigt. Das
Ziel der Regelungen ist es deshalb, die Handlungsvorschlage so transparent und verwal-
tungsmalflig handhabbar wie moéglich zu gestalten. Vor diesem Hintergrund sollen insbe-
sondere die Kommunikationsprozesse der Rehabilitationstrager mit den Jobcentern ver-
bessert und auf verwaltungsaufwandige Erstattungsverfahren zwischen den Tragern ver-
zichtet werden.

Zur Verbesserung der Betreuungssituation von Rehabilitanden wird den Jobcentern die
Moglichkeit eingeraumt, Leistungen nach den §§ 16a ff. SGB Il (mit Ausnahme der Leistun-
gen nach den §§ 16¢c und 16e SGB Il) neben einem Rehabilitationsverfahren zu erbringen.
Die Jobcenter sind somit frei darin, Rehabilitanden (insbesondere der Bundesagentur fir
Arbeit und der Trager der gesetzlichen Rentenversicherung) nach eigenem Ermessen mit
shren“ Leistungen zu férdern.

Das Leistungsverbot fur die Agenturen fur Arbeit und die Jobcenter soll partiell aufgehoben
werden in Bezug auf die Leistungen nach den §§ 44 und 45 SGB Il (Agenturen flr Arbeit)
bzw. nach § 16 Absatz 1 SGB Il i. V. m. den §§ 44 und 45 SGB Il (Jobcenter). Die Agen-
turen fur Arbeit und Jobcenter kénnen dann ihre Vermittlungstatigkeit unmittelbar mit ver-
mittlungsunterstitzenden Leistungen flankieren und damit die Eingliederung von Rehabili-
tandinnen und Rehabilitanden anderer Rehabilitationstrager in den Arbeitsmarkt deutlich
beschleunigen.

Es wird sichergestellt, dass die Rehabilitationstrager und die Jobcenter die von ihnen zu
erbringenden Leistungen (Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und Leistungen nach
den §§ 16a ff. SGB Il) verbindlich koordinieren und aufeinander abstimmen. Zugleich wer-
den alle Kommunikationswege fir die Abstimmung und fir den Austausch von Sozialdaten
bei Zusammentreffen von Leistungen nach dem SGB Il bzw. SGB Ill und Rehabilitations-
leistungen in diesem Verfahren gebundelt.

Dariiber hinaus werden Anderungen hinsichtlich der Begrifflichkeiten bei Menschen mit Be-
hinderungen vorgenommen. Mit dem Bundesteilhabegesetz wurde unter anderem der Be-
griff der Behinderung in § 2 des SGB I1X neu gefasst. Damit wurde der Behindertenbegriff
nach dem Verstandnis der UN-BRK ausgestaltet. Mit der Anderung der Bezeichnung be-
hinderte Menschen zu Menschen mit Behinderungen wird der moderne Sprachgebrauch
auch im SGB Il und SGB Il nachvollzogen. Zudem werden die Bezeichnungen ,behinder-
tengerecht” und ,behindertenspezifisch® jeweils durch die Wérter ,behinderungsgerecht*
und ,behinderungsspezifisch“ ersetzt. Eine Erweiterung oder Verringerung des Personen-
kreises der Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 19 SGB Il ist damit nicht verbun-
den.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datenibermittiung - SGB IV
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Um das Verfahren der Beantragung von Kurzarbeitergeld sowie Saison-Kurzarbeitergeld
zu beschleunigen und eine Entlastung bei Arbeitgebern und der Bundesagentur fir Arbeit
zu erreichen, soll die Ubermittlung der Antréage fiir Kurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld
sowie die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und der zusatzlichen Leistungen zum
Saison-Kurzarbeitergeld zuklnftig als optionales Verfahren auch elektronisch tber die Ent-
geltabrechnungsprogramme der Arbeitgeber und dem damit verbundenen Meldeverfahren
beantragt werden kdénnen.

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Die Regelung des leistungsberechtigten Personenkreises im Recht der Eingliederungshilfe
(§ 99 SGB IX) wird unter Orientierung an der Fassung des Vorschlags der Arbeitsgruppe
.Leistungsberechtigter Personenkreis“ angepasst. Dadurch werden die Uberkommenen
und von Betroffenen vielfach als diskriminierend empfundenen gesetzlichen Formulierun-
gen des § 53 Absatz 1 und 2 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom
31. Dezember 2019, auf die in der geltenden Fassung verwiesen wird, durch Formulierun-
gen, die sich an der UN-BRK und der ICF orientieren, abgeldst. Eine Anderung des leis-
tungsberechtigten Personenkreises ist damit nicht verbunden. Zudem wird vorgesehen,
dass die Vorschriften der Eingliederungshilfe-Verordnung in der Fassung vom 31. Dezem-
ber 2019 bis zum Erlass einer anderen § 99 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch kon-
kretisierenden Rechtsverordnung weiterhin Anwendung finden.

5. Gewaltschutz fir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Die Leistungserbringer sollen geeignete Malinahmen treffen, mit denen Menschen mit Be-
hinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen vor Gewalt geschitzt werden. Die
Rehabilitationstrager und die Integrationsamter wirken bei der Erfiillung ihrer gesetzlichen
Aufgaben darauf hin, dass der Schutzauftrag von den Leistungserbringern umgesetzt wird.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation —- SGB IX

Durch eine Erganzung des SGB IX werden digitale Gesundheitsanwendungen in den Leis-
tungskatalog der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation aufgenommen.

7. Ausweitung des Budgets fur Ausbildung — SGB IX

§ 61a SGB IX wird dahingehend erganzt, dass Uber das Budget flr Ausbildung auch Men-
schen mit Behinderungen gefordert werden kénnen, die sich im Arbeitsbereich einer Werk-
statt fir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters befinden.

Liegt die Zustandigkeit fur das Budget fur Ausbildung bei einem anderen Rehabilitations-
trager als der Bundesagentur fUr Arbeit, soll die Bundesagentur fiir Arbeit bei der Ausbil-
dungsplatzsuche mit ihren umfangreichen Kenntnissen im Bereich der beruflichen Bildung
und ihren engen Kontakten zu Arbeitgebern unterstutzen.

8. Assistenzhunde — BGG

Nach der vorgesehenen Erganzung des BGG durch die §§ 12e bis 12| durfen Trager 6f-
fentlicher Gewalt sowie Eigentimer, Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbe-
weglichen Anlagen und Einrichtungen Menschen mit Behinderungen den Zutritt zu ihren
typischerweise fir den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zuganglichen An-
lagen und Einrichtungen nicht wegen der Begleitung durch den Assistenzhund oder den
Blindenfuhrhund verweigern; sie trifft insoweit eine Duldungspflicht. Darlber hinaus legt der
Gesetzesentwurf fest, welche Anforderungen Assistenzhunde und die Mensch-Assistenz-
hund-Gemeinschaft erfullen missen, damit ihnen Zutritt zu gewahren ist. Auf diese Weise
legt der Entwurf flr Assistenzhunde im Sinne des BGG, die nicht von Sozialversicherungs-
tragern oder im Ausland anerkannt sind, einheitliche Voraussetzungen und Standards fest.
So ist gewahrleistet, dass eine Pflicht zur Duldung des Zutritts nur bei gut ausgebildeten
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Assistenzhunden oder Blindenfiihrhunden besteht, die als Teil einer Mensch-Assistenz-
hund-Gemeinschaft von fachkundigen unabhangigen Pruferinnen oder Prifern gepruft wor-
den sind. Mit der in § 12k vorgesehenen Studie sollen die Umsetzung und die Auswirkungen
der gesetzlichen Regelungen der §§ 12e bis 12| untersucht werden. Aufierdem enthalt der
Gesetzesentwurf eine Verordnungsermachtigung fir das Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales. In der Verordnung (§ 12l) sollen die naheren Bestimmungen insbesondere zur
Zulassung der Fachlichen Stellen, Ausbildungsstatten und Priferinnen oder Prifern sowie
zur Ausbildung, Prifung und Kennzeichnung geregelt werden.

1l. Alternativen

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB Xl

Alternativ zu der im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung beziglich der
Bestimmung der Trager der Sozialhilfe durch das Landesrecht ware in Umsetzung des oben
genannten Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts eine auf die Bedarfe fir Bildung
und Teilhabe und damit auf den Dritten Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB XlI (§§ 34,
34a und 34b SGB XIl) beschrankte Anderung denkbar. Dies wiirde zu einer eigenstandigen
Bestimmung der Trager der Sozialhilfe fur diesen Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB
XIlI fuhren.

Langerfristig hatte dies zur Folge, dass in Abhangigkeit von der verfassungsrechtlichen Be-
wertung kinftiger Rechtsanderungen flr Einzelvorschriften weitere spezielle Bestimmun-
gen der Trager der Sozialhilfe erforderlich werden kénnten, um dem Durchgriffsverbot nach
Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG gerecht zu werden. Dabei waren zudem - vergleichbar mit
dem heutigen § 46b SGB XII - auch zusatzliche Regelungen zur Bestimmung der Zustan-
digkeiten fur landeribergreifende Fallkonstellationen vorzusehen.

Eine auf die von dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 betroffe-
nen Aufgaben nach § 34 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2, Absatz 4 bis
Absatz 7 und § 34a SGB XII begrenzte Bestimmung der ausfiihrenden Trager der Sozial-
hilfe durch die Lander ist aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht zielfihrend. Vor Inkrafttre-
ten der Foderalismusreform am 1. September 2006 innerhalb des SGB XII durch Bundes-
gesetz Ubertragene Aufgaben sind durch Artikel 125a GG geschitzt. Diese verfassungs-
rechtliche Ausgangslage gilt unabhangig davon, ob eine Anderung in § 3 SGB XII vorge-
nommen wird oder einzelne Zustandigkeitsregelungen nach dem Vorbild des - allerdings
fur das gesamte Vierte Kapitel des SGB XII geltenden - § 46b SGB XIlI eingefuhrt werden.

Aus den genannten Grinden sieht der vorliegende Gesetzentwurf eine einheitliche Bestim-
mung der Trager der Sozialhilfe durch Landesrecht vor, von der auch die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII betroffen ist. Die
Aufgabenzuweisung ist in die Hande der Lander zu legen. Dadurch wird der mit der Fode-
ralismusreform in Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG verankerte Gedanke respektiert, die Ent-
scheidung Uber kommunale Zustandigkeiten den Landern zu Uberlassen. Dies dient nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht nur dem Schutz der Organisati-
onshoheit der Lander, sondern auch der Starkung und der Absicherung der kommunalen
Finanzhoheit, so dass durch Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG auch der Garantiegehalt des
Artikels 28 Absatz 2 GG (Gewahrleistung der Selbstverwaltung der Kommunen, einschliel3-
lich der Grundlagen finanzieller Eigenverantwortung) konkretisiert wird (vergleiche Rn. 33
des 0. g. Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts).

Im Ubrigen werden mit der im Entwurf vorgesehenen Anderung des § 3 SGB XIl Anpas-
sungen nachvollzogen, die bei vergleichbarer bundesgesetzlicher und gleicher verfas-
sungsrechtlicher Ausgangslage im Jahr 2008 in der Kinder- und Jugendhilfe (Achtes Buch
Sozialgesetzbuch) und im Rahmen der Reform der Eingliederungshilfe zum 1. Januar 2020
(in Teil 2 des SGB IX durch das Bundesteilhabegesetz) vorgenommen worden sind.
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Zur Aufrechterhaltung eines weitgehenden gemeinsamen Leistungskatalogs in der sozialen
Pflegeversicherung nach dem SGB Xl und der Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel
des SGB XII gibt es angesichts der vorgesehenen Einfiihrung von digitalen Pflegenanwen-
dungen in der Pflegeversicherung keine Alternative dazu, diese neuen Leistungen auch in
der Hilfe zur Pflege einzufuhren.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —SGB |1l und
SGB Il

Keine.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datenubermittlung — SGB IV

Keine.

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Ohne eine gesetzliche Anderung wiirde der zum 1. Januar 2020 durch das BTHG in Kraft
getretene § 99 SGB IX, der nur als Ubergangslésung auf das bis zum 31. Dezember 2019
geltende Recht verweisen sollte, in der durch das BTHG reformierten Eingliederungshilfe
zur Dauerlésung werden. Damit wirde nicht nur der Bezug zum Firsorgesystem und den
von den Betroffenen als diskriminierend empfundenen bisherigen Formulierungen aufrecht-
erhalten. Durch den Verweis auf das seit dem 1. Januar 2020 nicht mehr geltende Recht
wilrde perspektivisch auch die Transparenz Uber die Zugangskriterien zu Leistungen der
Eingliederungshilfe verloren gehen.

Die vom Bundesministerium flir Arbeit und Soziales initiierte Arbeitsgruppe ,Leistungsbe-
rechtigter Personenkreis“ hat 2019 fir die Neufassung der Definition der Leistungsberech-
tigung in der Eingliederungshilfe (SGB IX Teil 2) diverse Konzepte diskutiert. Am Ende hat
sich die Arbeitsgruppe auf die UN-BRK- und ICF-orientierte Anpassung der Begrifflichkeiten
als das am geeignetsten erscheinende Konzept verstandigt.

5. Gewaltschutz fir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Alternativen kommen nicht in Betracht.

Der UN-Fachausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat in seinen
abschlielenden Bemerkungen Uber den ersten Staatenbericht Deutschlands unter ande-
rem empfohlen, einen wirksamen Gewaltschutz flr Frauen und Madchen mit Behinderun-
gen zu gewahrleisten. Ein solcher kann am besten Uber eine Verpflichtung der Leistungs-
erbringer gewahrleistet werden.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB IX

Durch den offenen Leistungskatalog des § 42 Absatz 2 SGB IX ist es zwar jetzt schon
moglich, digitale Gesundheitsanwendungen im Rahmen der medizinischen Rehabilitation
zu erbringen. Angesichts der Vielzahl an digitalen Gesundheitsanwendungen auf dem
Markt, fehlt es jedoch an konkreten Voraussetzungen und Einschrankungen fir geeignete
digitale Gesundheitsanwendungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation.

7. Ausweitung des Budgets fur Ausbildung — SGB IX

Keine.

8. Assistenzhunde — BGG

Um das Ziel zu erreichen, fur Menschen mit Behinderungen, die auf die Hilfe eines Assis-
tenzhundes oder eines Blindenfihrhundes angewiesen sind, eine barrierefreie Umwelt zu
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schaffen, ist eine gesetzliche Regelung erforderlich, die klarstellt, dass Trager o6ffentlicher
Gewalt sowie Eigentumer, Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen
Anlagen und Einrichtungen Menschen mit Behinderungen den Zutritt zu ihren typischer-
weise flr den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zuganglichen Anlagen und
Einrichtungen nicht wegen der Begleitung durch den Assistenzhund oder Blindenfuhrhund
verweigern durfen; sie trifft insoweit eine Duldungspflicht. Das BGG als Gesetz flr Men-
schen mit Behinderungen ist als Regelungsstandort geeignet, weil das BGG die Herstellung
von Barrierefreiheit fur Menschen mit Behinderungen regeilt.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir das Sozialhilferecht nach dem SGB XIlI (Ar-
tikel 1 des Gesetzentwurfs), den Allgemeinen Teil des Sozialgesetzbuches nach dem SGB |
(Artikel 2 des Gesetzentwurfs), das Recht der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im
SGB Il (Artikel 3 des Gesetzentwurfs) sowie das Recht der Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen in Teil 1 und 2 des SGB IX (Artikel 7 des Gesetzentwurfs)
folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (GG) (6ffentliche Flrsorge).
Die in den genannten Gesetzen enthaltenen bundesgesetzlichen Regelung und deren bun-
desgesetzlichen Anderungen sind zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse und
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich
(Artikel 72 Absatz 2 GG). Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Bereich der 6f-
fentlichen Flrsorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland
das Sozialgeflige auseinanderentwickelt. In der Bundesrepublik Deutschland bestehen hin-
sichtlich des Beschéaftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebliche regionale Unter-
schiede.

Fir die Anderung des SGB llI (Artikel 4 des Gesetzentwurfs) ergibt sich die konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die Arbeitsvermittlung einschliel3lich der Ar-
beitslosenversicherung aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG. Fir die Erganzung des
BGG (Artikel 9 des Gesetzentwurfs) folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG hat der Bund
die Gesetzgebungskompetenz fur das Blrgerliche Recht. Unter das burgerliche Recht fal-
len diejenigen Normen, welche den Personen als Privatpersonen zukommende rechtliche
Stellung und die Verhaltnisse, in welchen die Personen als Privatpersonen untereinander-
stehen, zu regeln bestimmt sind (vgl. BVerfGE 61, 177 ff). Es geht also im Wesentlichen
um die Ordnung der Individualrechtsverhaltnisse (Maunz, in: Maunz/Durig, Grundgesetz-
Kommentar, Artikel 74, Randnummer 53). Zum privatrechtlichen Bereich gehéren danach
etwa die Regelungen des Zutritts und des Mitflihrens von Assistenzhunden oder Blinden-
fuhrhunden zu Geschéaften, Arztpraxen und privaten Krankenhausern, privaten Schulen und
Kindergarten, Gaststatten, Hotels, Theatern, (Sport-)Vereinen sowie zum privatrechtlich or-
ganisierten Nah- und Fernverkehr (z.B. Taxi, Bus, Bahn, Flugzeug, Schiff). Betreffen die
Regelungen Trager der 6ffentlichen Gewalt des Bundes, ergibt sich die Bundeskompetenz
aus der Natur der Sache. Soweit das Gesetz Regelungen zur Definition, Ausbildung, Qua-
lifizierung und zum Prufverfahren von Assistenzhunden enthalt, ergibt sich die Gesetzge-
bungskompetenz aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG, wonach sich die konkurrierende
Gesetzgebung auf die offentliche Flrsorge erstreckt. Hieraus ergibt sich eine Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes fir die Behindertenflrsorge (vgl. BVerfGE 57, 139, 159).

Soweit sich die Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG ergibt,
setzt Artikel 72 Absatz 2 GG voraus, dass eine bundesgesetzliche Regelung geman Artikel
72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse erforderlich ist. Der effektive Schutz von Menschen mit Behinderungen vor Be-
nachteiligungen einschliellich ihrer Gleichstellung im Bereich des 6ffentlichen und privaten
Rechts kann nur durch eine bundesgesetzliche Regelung erreicht werden.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europadischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB XIl|I

Die vorzunehmenden Anderungen sind mit dem Recht der Européischen Union und vélker-
rechtlichen Vertragen vereinbar.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —-SGB |l und
SGB Il

Die vorzunehmenden Anderungen sind mit dem Recht der Europaischen Union und vélker-
rechtlichen Vertragen vereinbar.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datenidbermittlung — SGB IV

Die Regelungen sind mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Vertra-
gen vereinbar.

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Die Neufassung der gesetzlichen Definition der Leistungsberechtigung in der Eingliede-
rungshilfe (SGB IX Teil 2) erfolgt durch Orientierung an den Begrifflichkeiten der UN-BRK
und der ICF. Damit wird ein starkerer Einklang mit den allgemeinen Grundsatzen und Best-
immungen der UN-BRK erreicht.

5. Gewaltschutz flir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Mit dem Gesetzentwurf werden die volkerrechtlichen Verpflichtungen aus dem Ubereinkom-
men der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen umgesetzt,
da mit dem Schutzauftrag der Leistungserbringer fir Menschen mit (drohenden) Behinde-
rungen an Artikel 16 UN-BRK angeknupft wird.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB IX

Die Regelungen sind mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen Vertra-
gen vereinbar.

7. Ausweitung des Budgets fiir Ausbildung — SGB IX

Die vorzunehmenden Anderungen sind mit dem Recht der Européischen Union und vélker-
rechtlichen Vertragen vereinbar.

8. Assistenzhunde — BGG

Der besonderen Bedeutung, die der Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren
nach der UN-BRK zukommt, wird mit dem Gesetzesentwurf Rechnung getragen.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Eine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung ist mit den Regelungen nicht verbunden.
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2. Nachhaltigkeitsaspekt

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie.

Die vorgeschlagenen Erganzungen zu Assistenzhunden im Gesetz zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen leisten insbesondere auch einen Beitrag zur umfassenden
Teilhabe aller an wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung (Sustainable Development Goals
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen - SDG 8 (Menschenwirdige Arbeit und Wirt-
schaftswachstum).

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB Xl

Die dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts Rechnung tragende Ausgestaltung der
Vorschriften zu Zustandigkeit und Tragern der Sozialhilfe haben fur den Bund keine Haus-
haltswirkungen.

Welche Auswirkungen sich durch diese Anderungen auf die Haushalte der Léander ergeben,
kann nicht abgeschatzt werden, weil diese von der jeweiligen landesrechtlichen Ausgestal-
tung der Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen abhangig sind. Deshalb kann
auch nicht abgeschatzt werden, welche Auswirkungen sich auf die Haushalte der Kommu-
nen ergeben.

Fur die Versorgung von pflegebedirftigen Personen mit digitalen Pflegeanwendungen, die
nicht pflegeversichert sind und deshalb Leistungen der Hilfe zu Pflege erhalten, ergeben
sich mittelfristig Mehrausgaben, die von den Landern und Kommunen finanziert werden. Es
wird von einer durchschnittlichen Inanspruchnahme in Héhe von 30 Euro im Monat ausge-
gangen. Nach einer Aufwuchsphase von vier Jahren wird entsprechend den Annahmen zur
Inanspruchnahme durch versicherte Pflegebedirftige davon ausgegangen, dass ca. 10
Prozent aller ambulant versorgten Empfanger der Hilfe zu Pflege, die nicht pflegeversichert
sind, digitale Pflegeanwendungen in Anspruch nehmen. Daraus ergeben sich schatzungs-
weise im Jahr 2022 fir 600 Personen Mehrausgaben von 200 000 Euro, im Jahr 2023 fir
1.300 Personen Mehrausgaben von 500 000 Euro, im Jahr 2024 fir 1 900 Personen Mehr-
ausgaben von 700 000 Euro und in 2025 fiir 2 600 Personen Mehrausgaben von 900 000
Euro.

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —-SGB Il und
SGB llI

Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGB II)

Die Offnung der Férderinstrumente nach den §§ 16a ff. SGB Il fir Rehabilitanden fiihrt zu
Mehrkosten von schatzungsweise rund 26 Millionen Euro jahrlich (§ 5 SGB Il). Dartber hin-
aus fuhrt die partielle Aufhebung des bisherigen Leistungsausschlusses fir Rehabilitanden
(8§ 5, 16 SGB Il i. V. m. den §§ 44, 45 SGB lll) zu jahrlichen Mehrausgaben in Héhe von
rund 18 Millionen Euro. Da die Offnung der Férderinstrumente zu einer Verbesserung der
Eingliederungschancen und die teilweise Aufhebung zu einer deutlich zligigeren Vermitt-
lung in Arbeit fihrt, stehen diesen Mehrausgaben Einsparungen bei den Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts in nicht bezifferbarer Hohe gegenuber.

Arbeitsforderung (SGB III)

Die partielle Aufhebung des bisherigen Leistungsausschlusses flir Rehabilitanden (§ 22
SGB Ill) flhrt zu jahrlichen Mehrausgaben in Hohe von rund 4 Millionen Euro. Aufgrund der
durch die Rechtsanderung bewirkten schnelleren Vermittlung stehen diesen Mehrausgaben
jedoch Einsparungen beim Arbeitslosengeld in nicht bezifferbarer Hohe gegeniber.
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Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben der Gesetzlichen Rentenversicherung

Den Tragern der gesetzlichen Rentenversicherung entstehen Minderausgaben von jahrlich
2 Millionen Euro aufgrund des Wegfalls der Leistungen nach den §§ 44, 45 SGB Ill, sofern
die Agenturen flr Arbeit und Jobcenter ihre Vermittlung in eigener Zustandigkeit mit diesen
Leistungen flankieren.

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datenubermittlung — SGB IV

Keine.

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Die Neufassung der gesetzlichen Definition der Leistungsberechtigung in der Eingliede-
rungshilfe (§ 99 SGB IX) ist fur die Trager der Eingliederungshilfe kostenneutral. Die fir die
Leistungsberechtigung mafigeblichen konkretisierenden §§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-
Verordnung gelten bis zum Erlass einer neuen Rechtsverordnung unverandert weiter.
Durch die Anderung der Begrifflichkeiten in § 99 SGB IX kommt es zu keiner Anderung des
leistungsberechtigten Personenkreises.

5. Gewaltschutz flir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Durch die gesetzliche Regelung zum Gewaltschutz entstehen allenfalls geringe nicht quan-
tifizierbare Mehrausgaben.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation — SGB IX

Fir die Rehabilitationstrager entstehen durch die Erweiterung des Leistungskataloges flr
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation um die Versorgung mit digitalen Gesundheits-
anwendungen geringe Mehrausgaben.

7. Ausweitung des Budgets fir Ausbildung — SGB IX

Die Ausweitung des Budgets fiir Ausbildung durfte in der Regel nicht zu signifikanten Mehr-
ausgaben bei den fir diese Leistungen zustandigen Rehabilitationstragern fliihren. Die Men-
schen mit Behinderungen, fir die diese Leistung bestimmt ist, wirden andernfalls Leistun-
gen nach § 58 SGB IX in einer Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei einem anderen
Leistungsanbieter erhalten, fiir die diese Rehabilitationstrager ebenfalls zustandig waren.
Im Ubrigen werden bei Menschen mit Behinderungen, die sich vor der Inanspruchnahme
eines Budgets fur Ausbildung nicht in einer Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei
einem anderen Leistungsanbieter befinden, die fir Leistungen nach § 57 SGB IX zustandi-
gen Rehabilitationstrager die Ausgaben fir das Budget fur Ausbildung zu tragen haben.

8. Assistenzhunde — BGG

Fur die Untersuchung zu den §§ 12e bis 12| BGG entstehen zusatzliche Ausgaben in Héhe
von bis zu 4,47 Millionen Euro. Die Mittel sind im Einzelplan 11 veranschlagt und stehen im
Kapitel 1105 Titel 684 04 zur Verflgung.

Die Héhe der Mittel ergibt sich daraus, dass bis zu 100 Mensch-Assistenzhund-Gemein-
schaften Uber einen Zeitraum von drei bis vier Jahren begleitet und finanziert werden. Darin
enthalten sind die Kosten fur die Anschaffung und Ausbildung (ca. 2,9 Millionen Euro), die
Haltungspauschale (ca. 735.000 Euro), sowie Kosten fir tierarztliche Untersuchungen und
Administration (ca. 840.000 Euro).

Die sich aus obigen Regelungen ergebenden Mehrausgaben fir den Bund werden im Rah-
men der bei den betroffenen Ressorts bestehenden Ansatze im Bundeshaushalt dauerhaft
gegenfinanziert.
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4. Erfullungsaufwand
a) Erflllungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

Fur die Blrgerinnen und Burger ist durch die dem Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts Rechnung tragende Ausgestaltung der Vorschriften zu Zustandigkeit und Tragern der
Sozialhilfe nach dem SGB XlI kein zusatzlicher Erfullungsaufwand zu erwarten. Fur Pflege-
bedurftige, die ambulant versorgt werden und nicht in der sozialen Pflegeversicherung ver-
sichert sind, ergibt sich ein geringer Erfillungsaufwand, wenn sie in der Hilfe zur Pflege
nach dem SGB Xl digitale Pflegeanwendungen beantragen; diese Leistungen kénnen vom
zustandigen Trager auch ohne (formalen) Antrag gewahrt werden.

Es ergeben sich Kosten flir Blirgerinnen und Birger, die die mit diesem Gesetz geschaffene
Moglichkeit nutzen wollen, fir die Kennzeichnung des Assistenzhundes, fir die Ausbildung
und fur die Prufung. Fur die Kennzeichnung eines Assistenzhundes sind Kosten in Hohe
von etwa 100 Euro pro Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft anzusetzen. Die Kosten flr
die Ausbildung eines Assistenzhundes liegen im Durchschnitt bei 18 500 Euro. Die Pri-
fungskosten (inklusive Zertifikate) sind mit ca. 500 Euro pro Mensch-Assistenzhund-Ge-
meinschaft anzusetzen. Daher sind im Schnitt fur Ausbildung und Prifung insgesamt 19
000 Euro anzusetzen. Der jahrliche Erfullungsaufwand liegt demnach bei ca. 3 056 000
Euro (160 x 19 000 Euro (Kennzeichnungs-, Ausbildungs- und Prufungskosten)).

b) Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Es wird ein geringfligiger laufender und geringflgiger einmaliger Erfillungsaufwand durch
die gesetzliche Regelung zum Gewaltschutz im SGB IX Teil 1 erwartet. Die gesetzlichen
Regelungen zum Gewaltschutz bilden im Wesentlichen die bisherige Praxis ab, da der
Groliteil der Leistungserbringer bereits geeignete MaRnahmen trifft, um den Schutz von
Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen vor Gewalt zu
gewahrleisten (Bsp. Handlungsempfehlung zur Gewaltpravention, WfbM Landesarbeitsge-
meinschaft Werkstatten flr behinderte Menschen, Berlin 2017; Checkliste Gewaltpraven-
tion, Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V., Dezember 2017). Auch sind in einigen Bundes-
landern bereits Rahmenvertrage oder -vereinbarungen vorhanden, in denen ein Konzept
zur Gewalt- und Missbrauchspravention enthalten ist (Beispiel Rahmenvereinbarung zur
Qualitatssicherung und Gewaltpravention in nordrhein-westfalischen Werkstatten fir Men-
schen mit Behinderungen, September 2019). Leistungserbringer, die den Heim- und Be-
treuungsgesetzen (,Heimrecht®) oder den Psychiatriegesetzen der Lander unterliegen, sind
in der Regel nach diesen Vorschriften bereits verpflichtet, geeignete MaRnahmen zum
Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner zu treffen (Beispiel § 12 Absatz 1 Bremisches
Wohn- und Betreuungsgesetz). Insgesamt besteht somit der Erfullungsaufwand nur far
Leistungserbringer, die noch kein Gewaltschutzkonzept entwickelt haben. Die Anzahl der
Leistungserbringer, bei denen bislang kein Konzept zur Gewaltpravention besteht, dirfte
sehr gering sein. Insofern ist von einem geringen einmaligen und geringen laufenden Erful-
lungsaufwand auszugehen. Da sich mit der gesetzlichen Regelung gegenuber der bisheri-
gen Praxis nur sehr geringfugig etwas andert, sind die Informationskosten der Leistungser-
bringer ebenfalls gering.

Fur die Wirtschaft entstehen Kosten - soweit dies jeweils beantragt wird - durch das Zulas-
sungsverfahren als Fachliche Stelle und als Ausbildungsstatte fir Assistenzhunde sowie
durch die Zulassung von Prifern. Die Zulassung von Fachlichen Stellen, Ausbildungsstat-
ten und Prufern ist auf jeweils funf Jahre begrenzt. Somit ist fir die Berechnung des jahrli-
chen Erfullungsaufwands jeweils ein Funftel der Fallzahl (etwa 100 Assistenzhundeschu-
len) anzusetzen. Kosten fir die Zulassung als Ausbildungsstatte entstehen in Hohe von
etwa 1 000 Euro pro Ausbildungsstatte. Bei 100 Ausbildungsstatten liegen die Kosten dem-
nach bei 100:5 x 1.000 Euro = 20 000 Euro. Fir die Zulassung und Ausbildung als Prifer
(insgesamt etwa 50 Prifer) werden Kosten in Héhe von etwa 5 000 Euro pro Prifer ange-
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nommen. Somit ergibt sich fir die Zulassung als Prifer folgender jahrlicher Erfallungsauf-
wand: 50:5 x 5 000 Euro = 50 000 Euro. Fur die Akkreditierung der Fachlichen Stellen liegen
die Kosten zwischen 3 000 Euro (Erweiterung einer bereits bestehenden Zulassung) und
8 000 bis 9 000 Euro (Erstakkreditierung). Hier wird ein Wert von 8 000 Euro fir die Be-
rechnung herangezogen. Als jahrlicher Erfullungsaufwand fir die Akkreditierung der Fach-
lichen Stellen (etwa 10 Fachliche Stellen im Bundesgebiet) ergibt sich folglich ein Betrag
von EUR (10:5 x 8 000 Euro) 16 000 Euro.

Durch die Anderungen beim Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Dateniibermitt-
lung ergeben sich bei 3 Millionen Fallen im Jahr sowie 285 000 Fallen beim Saisonkurzar-
beitergeld geschatzte Einsparungen in Hohe von 35,3 Millionen Euro entstehen (Bearbei-
tungszeit 20 Minuten je Fall, Arbeitskosten mittleres Niveau mit 32,20 Euro pro Stunde,
ergibt 10,73 Euro je Fall). Zudem entfallen Sachkosten in Form von Portokosten und Aus-
drucke pro Fall in Héhe von rund 3 Euro, woraus sich 9,9 Millionen Euro an Einsparungen
ergeben. Dabei handelt es sich um das maximale, nicht aber um das zu unterstellende
tatsachliche Entlastungspotential. So ist in der Startphase von einer Nutzung der Anderung
im Antragsverfahren in 10 Prozent der Falle und damit von jeweils 10 Prozent dieser Be-
trage auszugehen. Dies sind 3,5 Millionen Euro und 0,99 Millionen Euro an Einsparungen.
Hinzu kommen einmalige Kosten fur Software-Updates zum 1. Juli 2021 in nicht quantifi-
zierbarer Hohe. Daraus ergeben sich etwa 4,5 Millionen Euro an Einsparungen beim jahrli-
chen Erflllungsaufwand.

Fur die langerfristigen Einsparungen beim Verwaltungsaufwand kann jedoch nicht von der
aktuellen, pandemiebedingt hohen Anzahl der Antrage auf Kurzarbeitergeld ausgegangen
werden. Allerdings ist von einer zunehmenden Nutzung des neuen Antragsverfahrens aus-
zugehen, weil die erforderlichen Softwarelésungen in den Unternehmen aufgrund regelma-
Riger Updates zigig zur Verfligung stehen werden. Der prozentuale Anteil der Falle, in de-
nen die Anderungen im Antragsverfahren genutzt werden, wird also deutlich ansteigen.
Deshalb kénnen die in der Startphase angenommenen Einsparungen und Mehrkosten auch
langerfristig unterstellt werden. Zusammengefasst kommt es zur einer Verminderung des
jahrlichen Erflllungsaufwands der Wirtschaft um etwa 4,4 Millionen Euro (Einsparungen in
Hohe von etwa 4,5 Millionen Euro, abziglich der Mehrbelastungen von etwa 86 000 Euro).

Burokratiekosten aus Informationspflichten entstehen durch den Gesetzentwurf nicht.
c¢) Erflllungsaufwand fir die Verwaltung
Bund

Es werden flr die Bundesverwaltung keine neuen Vorgaben eingefiihrt, geandert oder ab-
geschafft.

Jobcenter, Agenturen fiir Arbeit, Rentenversicherungstrager

Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGB II)

Durch die Regelungen zur Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Reha-
bilitanden entstehen Veranderungen beim Erfillungsaufwand der Jobcenter. Nach § 46 Ab-
satz 3 SGB Il tragt der Bund 84,8 Prozent der Gesamtverwaltungskosten der Jobcenter;
15,2 Prozent tragen die Kreise und kreisfreien Stadte. Die Anderungen umfassen im Ein-
zelnen:

Tabelle 2 — Anderungen des laufenden Erfiillungsaufwandes der Verwaltung des SGB |l

Jobcenter

in Mio. Euro pro Jahr

§ 5 - Reha Offnung §16a ff SGB I 3,90
§ 19 SGB IX - Teilhabeplanverfahren 1,00
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Die Offnung der Férderinstrumente nach den §§ 16a ff. SGB Il und die Aufhebung des Leis-
tungsverbots fur Leistungen nach § 16 Absatz 1 SGB Il i. V. m. den §§ 44, 45 SGB Il fur
Rehabilitanden (§ 5 SGB Il) fuhrt bei schatzungsweise 25.000 Fallen pro Jahr und einer
Bearbeitungsdauer von 120 Minuten zu Mehrkosten von schatzungsweise rund 3,9 Millio-
nen Euro jahrlich.

Durch die Anwendung des Teilhabeplanverfahrens fur Rehabilitanden (§ 19 SGB IX)
kommt es fUr die Jobcenter zu einem zusatzlichen Erfullungsaufwand in schatzungsweise
25.000 Fallen. Bei einer Bearbeitungsdauer von etwa 30 Minuten pro Fall ergibt sich ein
Erfullungsaufwand in Hohe von rund 1,0 Millionen Euro jahrlich.

Agenturen fur Arbeit (SGB I1I)

Durch die partielle Aufhebung des Leistungsverbotes fur Rehabilitanden (§ 22 SGB III)
kommt es in schatzungsweise 8.000 Fallen pro Jahr bei einer Bearbeitungsdauer von
30 Minuten zu Erfillungsaufwand in H6he von rund 300.000 Euro jahrlich.

Durch die Anwendung des Teilhabeplanverfahrens fur Rehabilitanden aus dem Rechtskreis
SGB Il (§ 6 Absatz 3 SGB IX i. V. m. 19 SGB IX) statt des bisherigen Eingliederungsvor-
schlagsverfahrens kommt es flr die Agenturen fir Arbeit zu einem zusatzlichen Erfillungs-
aufwand in schatzungsweise 12.500 Fallen. Bei einer Bearbeitungsdauer von etwa 30 Mi-
nuten pro Fall ergibt sich ein Erflllungsaufwand in Hohe von rund 500.000 Euro jahrlich.

Durch die Anderungen beim Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Dateniibermitt-
lung kommt es bei den Agenturen flir Arbeit bei 3 Millionen Fallen im Jahr sowie 285 000
Fallen beim Saisonkurzarbeitergeld zu Einsparungen in Hoéhe von etwa 23 Millionen Euro
(Bearbeitungszeit 10 Minuten, gehobener Dienst bei 42,20 Euro pro Stunde, woraus sich
7,03 Euro pro Fall ergeben). Ferner entfallen Sachkosten pro Fall in Héhe von rund 3 Euro
in Form von Portokosten und Ausdrucken, woraus sich 9,9 Millionen Euro ergeben. Hinzu-
kommen einmalige Kosten flr Software-Updates zum 1. Juli 2021 in Héhe von etwa 1 Mil-
lion Euro. Insgesamt ergibt sich eine Verminderung der Verwaltungskosten in Hohe von 33
Millionen Euro. Fir die langerfristigen Einsparungen beim Verwaltungsaufwand kann je-
doch nicht von der aktuellen, pandemiebedingt hohen Anzahl der Antrage auf Kurzarbeiter-
geld ausgegangen werden. Allerdings ist von einer zunehmenden Nutzung des neuen An-
tragsverfahrens auszugehen, weil die erforderlichen Softwarelésungen in den Unterneh-
men aufgrund regelmaRiger Updates zlgig zur Verfligung stehen werden. Der prozentuale
Anteil der Falle, in denen die Anderungen im Antragsverfahren genutzt werden, wird also
deutlich ansteigen. Deshalb kénnen die in der Startphase angenommenen Einsparungen
und Mehrkosten auch langerfristig unterstellt werden. Ebenso wie beim Erfillungsaufwand
der Wirtschaft ist deshalb wahrend der Startphase von einer Nutzung der Anderung beim
Antragsverfahren mit einem Anteil von 10 Prozent auszugehen. Die sich daraus ergebende
Fallzahl (Kurzarbeitergeld: 300 000 Antrage, Saisonkurzarbeitergeld 28 500 Antrage) kann
deshalb langerfristig unterstellt werden. Damit ergibt sich eine Verminderung des Verwal-
tungsaufwands von jahrlich etwa 3,3 Millionen Euro.

Insgesamt bei den Agenturen fir Arbeit beim Verwaltungsaufwand Verminderungen in
Hohe von etwa 3,3 Millionen Euro Erhéhungen von etwa 800 000 Euro gegenuber. Die
Einsparung belduft sich damit auf 2,5 Millionen Euro.

Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI)

Die Trager der Deutschen Rentenversicherung Bund gehen aufgrund der Anwendung des
Teilhabeplanverfahrens in der Rehabilitation von héheren Fallzahlen - als die oben fir die
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Jobcenter sowie die Agenturen fur Arbeit angenommenen - aus. Mit der neuen Regelung
wird aulerdem ein zeitlicher Mehraufwand der Bearbeitung erwartet. Orientiert an dem bis-
herigen Bestand konnte dies aufgrund des neuen Verfahrens fir die Zukunft einen Erfil-
lungsaufwand von bis zu 6,5 Millionen Euro pro Jahr bedeuten.

Lander und Kommunen

1. Tragerbestimmung und digitale Pflegeanwendungen — SGB Xl

In Abhangigkeit von der landesrechtlichen Ausgestaltung der Bestimmung der das
SGB Xl - ausgenommen die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach
dem Vierten Kapitel des SGB XlI - ausfuhrenden Trager kann bei Landern und Kommunen
ein nicht quantifizierbarer Erfullungsaufwand entstehen.

Durch die Versorgung mit digitalen Pflegeanwendungen von Personen, die nicht pflegever-
sichert sind und deshalb Leistungen der Hilfe zur Pflege (Siebtes Kapitel des SGB XIlI) er-
halten, entsteht den Tragern der Sozialhilfe zusatzlicher Verwaltungsaufwand. Dieser ist
nicht quantifizierbar, aber sehr gering aufgrund der angenommenen Anzahl der beziehen-
den Personen (von 600 Personen im Jahr 2022 aufwachsend auf 2 600 Personen im Jahr
2025).

2. Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden —- SGB |l und
SGB llI

Durch die Regelungen entstehen Veranderungen beim Erfullungsaufwand der Jobcenter
(siehe oben). Nach § 46 Absatz 3 SGB Il tragt der Bund 84,8 Prozent der Gesamtverwal-
tungskosten der Jobcenter; 15,2 Prozent tragen die Kreise und kreisfreien Stadte.

Die Anderungen umfassen im Einzelnen:

Tabelle 2 — Anderungen des laufenden Erfiillungsaufwandes der Verwaltung des SGB |

Jobcenter

in Mio. Euro pro Jahr

§ 5 - Reha Offnung §16a ff SGB I 3,90
§ 19 SGB IX - Teilhabeplanverfahren 1,00

3. Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datentbermittiung

Durch die Rechtsanderung ergeben sich Entlastungen fir die Wirtschaft sowie die Agentu-
ren fur Arbeit (siehe unten).

4. Neufassung der Leistungsberechtiqung in der Eingliederungshilfe — § 99 SGB IX

Durch die Neufassung der gesetzlichen Definition der Leistungsberechtigung in der Einglie-
derungshilfe (§ 99 SGB 1X) entsteht den Tragern der Eingliederungshilfe (Lander/Kommu-
nen) ein einmaliger geringfugiger Erflllungsaufwand, da insbesondere Vordrucke ange-
passt und ggf. Informationsblatter erstellt werden mussen.

5. Gewaltschutz fiir Menschen mit Behinderungen — SGB IX

Die gesetzlichen Regelungen zum Gewaltschutz bilden im Wesentlichen die bisherige Pra-
xis ab, da der Grofiteil der Leistungserbringer bereits geeignete MaRnahmen trifft, um den
Schutz von Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen vor
Gewalt zu gewahrleisten (Bsp. Handlungsempfehlung zur Gewaltpravention, WfbM Lan-
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desarbeitsgemeinschaft Werkstatten fir behinderte Menschen, Berlin 2017; Checkliste Ge-
waltpravention, Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V., Dezember 2017). Auch sind in einigen
Bundeslandern bereits Rahmenvertrage oder -vereinbarungen vorhanden, in denen ein
Konzept zur Gewalt- und Missbrauchspravention enthalten ist (Beispiel Rahmenvereinba-
rung zur Qualitatssicherung und Gewaltpravention in nordrhein-westfalischen Werkstatten
fur Menschen mit Behinderungen, September 2019). Leistungserbringer, die den Heim- und
Betreuungsgesetzen (,Heimrecht*) oder den Psychiatriegesetzen der Lander unterliegen,
sind in der Regel nach diesen Vorschriften bereits verpflichtet, geeignete Mallnahmen zum
Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner zu treffen (Beispiel § 12 Absatz 1 Bremisches
Wohn- und Betreuungsgesetz). Deshalb trifft ein GroRteil der Rehabilitationstrager und In-
tegrationsamter bereits geeignete Mallnahmen, um den Schutz von Menschen mit Behin-
derungen und von Behinderung bedrohten Menschen zu gewahrleisten (Beispiel Handrei-
chung zur Pravention von und zum Umgang mit Gewalt, Bezirk Oberbayern, 2015; Rah-
menvereinbarung zur Qualitatssicherung und Gewaltpravention in nordrhein-westfalischen
Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen, September 2019. Die gesetzlichen Rege-
lungen bilden deshalb im Wesentlichen die bisherige Praxis ab. Es dirften daher allenfalls
geringe Mehrausgaben entstehen.

6. Digitale Gesundheitsanwendungen in der Rehabilitation —— SGB IX

Fir die Rehabilitationstrager entsteht durch die Erweiterung des Leistungskataloges fur
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation um die Versorgung mit digitalen Gesundheits-
anwendungen ein geringflgiger Erfullungsaufwand.

7. Ausweitung des Budgets fir Ausbildung — SGB IX

Wenn die Trager ein Budget fir Ausbildung anstelle einer anderen Leistung bewilligen, auf
die der Mensch mit Behinderungen einen Anspruch hat, fihrt dies nicht zu einem zusatzli-
chen Erflllungsaufwand. Fir die Anpassung der EDV-Systeme sowie die Schulung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter entsteht bei den zustandigen Tragern (in der Regel bei den
Tragern der Eingliederungshilfe) ein einmaliger, geringer Erfillungsaufwand.

8. Assistenzhunde — BGG

Den Landern und Kommunen entsteht kein Erflllungsaufwand.
5. Weitere Kosten

Geringflgige Auswirkungen auf das Preisniveau der Anschaffungskosten flir Assistenz-
hunde sind mdglich.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die im Gesetz vorgesehenen Anderungen haben weder nachteilige Auswirkungen fiir Ver-
braucherinnen und Verbraucher noch gleichstellungspolitische oder demografische Auswir-
kungen.

VIl. Befristung; Evaluierung

Die vorgesehenen Regelungen im Bereich der Berufsausbildung sowie die angestrebte
starkere Nutzung der Digitalisierung im Bereich der medizinischen Rehabilitation dienen als
Mittel der Verbesserung von Teilhabechancen zugleich der Umsetzung der Demogra-
fiestrategie der Bundesregierung.

Eine Befristung oder Evaluierung der geanderten Regelung zu Zustandigkeit und Trager-
bestimmung ist nicht vorgesehen, weil die aus verfassungsrechtlichen Grinden erforderli-
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chen Anderungen der Vorschriften zu Zustandigkeit und Tragerbestimmung dauerhaft er-
forderlich sind. Auch fur die Ubrigen Regelungen besteht kein Erfordernis fur eine Evaluie-
rung oder Befristung.

Bei der Erganzung des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen um
die Vorschriften zu Assistenzhunden ist gemal § 12k BGG eine Evaluierung der Auswir-
kungen der §§ 12e bis12h BGG vorgesehen. Diese Evaluation ist erforderlich, um mangels
vorhandener differenzierter Daten die Bandbreite sowie die Wirksamkeit von Hilfen durch
Assistenzhunde fur unterschiedliche Nutzergruppen zu untersuchen, die tatsachlichen Kos-
ten von Assistenzhunden zu beziffern und diese ins Verhaltnis zu anderen technischen oder
menschlichen Hilfen setzen zu kdnnen. Die Angaben zu den Kosten beruhen auf Daten des
GKV-Spitzenverbandes zu Blindenfiihrhunden. Eine erneute Evaluierung der gesetzlichen
Regelungen erfolgt bis 2028 im Rahmen der allgemeinen Evaluation des BGG.

Der in der Arbeitsgruppe ,Leistungsberechtigter Personenkreis“ neben dem Vorschlag fir
die Neufassung des § 99 SGB IX erarbeitete Vorschlag fir den Wortlaut der konkretisieren-
den Rechtsverordnung soll insbesondere beziiglich der streitig gebliebenen Punkte vor der
Durchfiihrung eines Verordnungsverfahrens vorab wissenschaftlich auf die Auswirkungen
auf den leistungsberechtigten Personenkreis evaluiert werden. Fir die Vorbereitung dieser
Vorabevaluation hat das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales bereits einen weiteren
partizipativen Prozess aufgesetzt.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses an die Aufhebung der §§ 46b, 99 und 101 SGB XII.
Ferner sind die neu einzufiigenden §§ 45a, 64j und 64k SGB XlI im Inhaltsverzeichnis zu
berticksichtigen sowie die Uberschrift des Dritten Abschnitts im Vierten Kapitel an die
Aufhebung von § 46b SGB XIll anzupassen.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung in § 3 Absatz 1 wird der Begriff ,Trager der Sozialhilfe* als zusam-
menfassende Bezeichnung fiir die ortlichen und Gberértlichen Trager eingeflhrt (Legalde-
finition). Bereits in der geltenden Fassung des SGB Xl wird die Bezeichnung , Trager der
Sozialhilfe* Giberall dort verwendet, wo eine Unterscheidung zwischen 6értlichen und tberort-
lichen Tragern nicht erforderlich oder nicht angezeigt ist.

Eine bundesgesetzliche Bestimmung von ortlichen und Uberortlichen Tragern wird nicht
mehr vorgenommen. Die Lander bestimmen sowohl die ortlichen als auch die Uberdrtlichen
Trager der Sozialhilfe.

Zu Buchstabe b

Die teilweise aus verfassungsrechtlichen Griinden erforderliche Anderung in Absatz 2 re-
duziert dessen Inhalt auf die Bestimmung der Trager der Sozialhilfe durch die Lander. Die
bislang in Satz 1 enthaltene Bestimmung der Kommunen als 6rtliche Trager entfallt. Auch
das in Satz 2 geregelte Erfordernis des Einverstandnisses der Kommunen im Falle einer
landesrechtlichen Ubertragung der Aufgaben als 6rtlicher Trager entfallt. Mit der alleinigen
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Zustandigkeit der Lander fur die Bestimmung der Trager der Sozialhilfe bleibt auch die Re-
gelung der Bedingungen fir die Aufgabenubertragung an die kommunalen Trager durch
Landesrecht dem jeweiligen Landesrecht tberlassen.

Zu Buchstabe c

Die in Absatz 3 enthaltene Regelung, wonach die Lander die Uberdrtlichen Trager der So-
zialhilfe bestimmen, ist durch die Neufassung von Absatz 2 nicht mehr erforderlich und
deshalb aufzuheben.

Zu Nummer 3

§ 6 SGB XII mit der Uberschrift ,Fachkrafte wird auf den Grundsatz der Beschaftigung von
geeigneten und qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei den ausfiihrenden Tra-
gern beschrankt. Hinzu kommt ergénzend - wie bereits im geltenden Recht - eine ange-
messene fachliche Fortbildung.

Zu Nummer 4

Korrektur der in § 28a Absatz 1 Satz 2 SGB XII enthaltenen Verweisung. Die Rundungsre-
gelung ist seit einer Anderung von § 28 SGB Xll in dessen Absatz 5 Satz 3 enthalten.

Zu Nummer 5

Bei der Anderung in § 37 Absatz 4 Satz 2 SGB XII handelt es sich um eine redaktionelle
Korrektur: Das Wort ,nach® steht zweimal hintereinander, weshalb es einmal zu streichen
ist.

Zu Nummer 6

Folgeanderung zur Neufassung des § 99 SGB IX.
Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

In § 42a Absatz 5, dessen Regelungsinhalt die Bedarfe fir Unterkunft und Heizung in der
besonderen Wohnform fir Menschen mit Behinderungen ist, werden die Satze 4 und 5
aufgehoben (Doppelbuchstabe bb). Diese regeln die Ermittlung der durchschnittlichen
Warmmiete als AusgangsgroRRe fir die Bestimmung der Bedarfe fiur Unterkunft und Hei-
zung. Weil es sich dabei um eine Verfahrensvorschrift handelt, wird der Regelungsinhalt in
den neu einzufugenden § 45a SGB Xl (Nummer 13) verschoben. Die Verweisung auf §
45a SGB Xll in Satz 3 (Doppelbuchstabe aa) stellt ebenso eine Folgednderung dazu dar,
wie die im neuen Satz 5 enthaltene Anderung der Verweisung: Es ist aufgrund der Aufhe-
bung der Satze 4 und 5 auf den zu Satz 4 gewordenen bisherigen Satz 6 zu verweisen
(Doppelbuchstabe cc).

Zu Buchstabe b und ¢

Fur das Vierte Kapitel des SGB XlI (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung)
wurde anlasslich des Eintritts von Bundesauftragsverwaltung zum 1. Januar 2013 eine ei-
genstandige Zustandigkeitsregelung eingefuhrt (§ 46b SGB XIl). Diese beinhaltet aus-
schliel3lich die landesrechtliche Bestimmung der zustandigen Trager. Seither wird in den
Ubrigen Vorschriften des Vierten Kapitels des SGB XlI auf die Bezeichnungen 6rtliche und
Uberdrtliche Trager sowie Trager der Sozialhilfe verzichtet. Stattdessen wird die Formulie-
rung ,fur die Ausflihrung des Gesetzes nach diesem Kapitel zustandige Trager” verwendet.
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Aufgrund der Anderungen in § 3 SGB XII (Nummer 2) gilt fir das gesamte SGB XI| eine
einheitliche Regelung zu Zustandigkeit und Bestimmung der Trager der Sozialhilfe, weshalb
die eigenstandige Zustandigkeitsregelung in § 46b SGB XlI nicht mehr erforderlich ist (Num-
mer 17). Durch die allgemeine Zustandigkeitsregelung in § 3 SGB Xll werden in § 42a SGB
Xl und allen tbrigen Vorschriften des Vierten Kapitels des SGB XII als Folgednderung die
Tragerbezeichnung ,fur dieses Kapitel zustéandige Trager der Sozialhilfe eingeflihrt.

In Absatz 6 Satz 1 sowie in Absatz 7 Satz 1 ersetzt die Formulierung ,fir dieses Kapitel
zustandige(n) Trager” die bisherige Umschreibung des ,fur die Ausflhrung des Gesetzes
nach diesem Kapitel zustandige(n) Trager (Anderung der Tragerbezeichnung).

Zu Nummer 8

Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XII: In § 43a Absatz 3 Satz 1 und Satz 3 (Buch-
stabe a) SGB Xll und in § 43a Absatz 4 SGB XII (Buchstabe b) wird jeweils die Anderung
der Tragerbezeichnung vorgenommen.

Zu Nummer 9

Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XII. In § 44a SGB Xl wird in Absatz 2 Satz 1
(Buchstabe a), in Absatz 4 (Buchstabe b) und in Absatz 5 Satz 1, 2, 3 und 4 (Buchstabe c)
jeweils die Anderung der Tragerbezeichnung vorgenommen.

In Absatz 6 (Buchstabe d) wird in Satz 2 ein redaktioneller Fehler korrigiert und zudem in
Nummer 2 die sich aus der Anderung in § 3 SGB XII ergebende Folgeadnderung bei der
Tragerbezeichnung vorgenommen. Diese Folgeanderung wird auch in Satz 3 vorgenom-
men.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XII: In § 44b Absatz 1 SGB XII wird die Anderung
der Tragerbezeichnung vorgenommen.

Zu Buchstabe b

In § 44b Absatz 4 SGB XII wird in Satz 1 die sich aus der Anderung in § 3 SGB XII erge-
bende Folgeanderung fir die Tragerbezeichnung vorgenommen (Doppelbuchstabe aa).
Diese auch in Satz 2 vorzunehmende Folgeadnderung wird aufgrund des sprachlichen An-
passungsbedarfs durch eine Neufassung des Satzes umgesetzt (Doppelbuchstabe bb).

Zu Nummer 11

Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XII: In § 44c SGB XIl wird die Anderung der Tra-
gerbezeichnung vorgenommen.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a

In § 45 Satz 1 SGB Xl wird die Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XlI bei der Tra-
gerbezeichnung vorgenommen.

Zu Buchstabe b

Die auch in § 45 Satz 2 SGB XlI vorzunehmende Folgeénderung zur Anderung in § 3 SGB
XII wird mit sprachlichen Anpassungen verbunden.
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Zu Nummer 13

Der neu einzufugende § 45a SGB XIll ubernimmt den Regelungsinhalt der aufzuhebenden
§ 42a Absatz 5 Satz 4 und 5 SGB XlI (Nummer 7). Diese beiden Satze des § 42a Absatz 5
regeln die Feststellung der Hohe der durchschnittlichen Warmmiete von Einpersonenhaus-
halten als Grundlage fur die Bedarfe fur Unterkunft und Heizung in der besonderen Wohn-
form. Es handelt es sich nicht um leistungsrechtliche Regelungen, sondern um Verfahrens-
vorschriften. Deshalb wird der Inhalt beider Satze in die Verfahrensvorschriften des Zweiten
Abschnitts des Vierten Kapitels des SGB XII verschoben.

Die Vorschrift (ibernimmt den Inhalt der Satze 4 und 5 des § 42a Absatz 5 SGB XlI, Ande-
rungen beschranken sich auf die Anpassung der Tragerbezeichnung (Folgeanderung zur
Anderung in § 3 SGB XII) sowie die gesetzliche Festschreibung der regelmaRigen Uber-
prufung der Héhe der durchschnittlichen Warmmiete.

Zu Nummer 14

Folgeanderung zur Anderung in § 3 SGB XII: In § 46 Satz 4 SGB Xll wird die Anderung der
Tragerbezeichnung vorgenommen.

Zu Nummer 15

Folgeanderung zur Aufhebung von § 46b SGB XII (Nummer 17). Weil der Dritte Abschnitt
des SGB XII kunftig nur noch die Erstattungsregelung in § 46a SGB XIl umfasst, ist dessen
Uberschrift auf die ,Erstattung” zu beschranken.

Zu Nummer 16

Folgeanderungen zur Anderung in § 3 SGB XII: In § 46a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz
4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 SGB XlI wird jeweils die Anderung der Tragerbezeichnung
vorgenommen.

Zu Nummer 17

Durch den Eintritt von Bundesauftragsverwaltung in der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB Xll zum 1. Januar 2013 (BGBI. | S.
2783) wurde unter anderem mit § 46b SGB XllI eine eigenstandige Zustandigkeitsregelung
fur dieses Kapitel eingefligt. Diese unterscheidet hinsichtlich der nach dem Vierten Kapitel
zustandigen Trager nicht zwischen drtlichen und Uberértlichen Tragern der Sozialhilfe und
enthalt folglich auch keine Bestimmung von Kommunen als ortliche Trager. Stattdessen
wird auf die alleinige Zustandigkeit der Lander fir die Bestimmung der zustandigen Trager
der Sozialhilfe verwiesen. Die Anwendung von § 3 SGB XIlI wird in § 46b Absatz 2 SGB XIlI
ausdricklich ausgeschlossen.

Aufgrund des neugefassten § 3 Absatz 2 SGB XII (Nummer 2) und die weiteren Anderun-
gen in dieser Vorschrift wird nunmehr fur das gesamte SGB XII auf die Bestimmung der
Kommunen als drtliche Trager verzichtet und auf die alleinige Zustandigkeit der Lander flr
die Tragerbestimmung verwiesen. Eine eigenstandige Zustandigkeitsregelung in Form von
§ 46b Absatz 1 und 2 SGB XlI fuhrt deshalb zu einer sowohl inhaltlich nicht erforderlichen
als auch aus Rechtsférmlichkeitsgrinden abzulehnenden inhaltlichen Doppelung.

Mit der Geltung von § 3 SGB Xll auch fur das Vierte Kapitel des SGB XII sind die Vorschrif-
ten fur die sachliche und ortliche Zustandigkeit in den §§ 97 und 98 SGB XllI unmittelbar
anwendbar. Die Verweise in § 46b Absatz 3 auf § 98 SGB Xll sind deshalb nicht mehr
erforderlich.

Deshalb ist § 46b SGB XII aufzuheben.
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Zu Nummer 18
Zu Buchstabe a und Buchstabe b

In § 63 wird eine redaktionelle Folgednderung zur Einfligung der neuen §§ 64j und 64k
vorgenommen.

Zu Nummer 19
Zu § 64j:

Digitale Pflegeanwendungen kénnen in der Hauslichkeit die Pflege sowie die pflegerische
Betreuung durch professionelle Pflege- und Betreuungskrafte oder pflegende Angehdrige
unterstutzen und damit dem Vorrang der hauslichen Pflege nach § 64 Rechnung tragen.
Entsprechend der neuen Regelung des § 40a des Elften Buches, welche durch den im
Gesetzgebungsverfahren befindlichen Entwurf eines Gesetzes zur digitalen Modernisie-
rung von Versorgung und Pflege (Digitale Versorgung und Pflege-Modernisierungs-Gesetz-
DVPMG) eingefiigt werden soll, wird daher auch im Siebten Kapitel des SGB Xl mit § 64j
ein neuer Anspruch der Pflegebedirftigen auf Versorgung mit digitalen Pflegeanwendun-
gen geschaffen.

Digitale Pflegeanwendungen bestehen in vorrangig software- oder webbasierten Versor-
gungsangeboten, die die Pflegebedirftigen und deren Angehdrige - ggf. unter Beteiligung
professioneller Pflegefachkrafte - in konkreten pflegerischen Situationen anleitend beglei-
tend oder einen Beitrag zur Erhaltung der Selbststandigkeit des Pflegebedirftigen leisten.

Die digitale Pflegeanwendung ist ein digitaler Helfer auf mobilen Endgeraten oder als brow-
serbasierte Webanwendung. Die Nutzung von Daten, die der Anwendung etwa von Alltags-
gegenstanden des taglichen Lebens wie Fitnessarmbander oder Hilfsmitteln zur Verfligung
gestellt werden, fallen nicht unter den Leistungsanspruch.

Durch das Erfordernis, wonach digitale Pflegeanwendungen wesentlich auf digitalen Tech-
nologien beruhen missen, werden umfangreiche Hardwareausstattungen von dem An-
spruch ausgeschlossen.

Neben Anwendungen zur Organisation und Bewaltigung des pflegerischen Alltags unterfal-
len dem neuen Leistungsanspruch auch Angebote, die zur Bewaltigung besonderer pflege-
rischer Situationen, etwa im Bereich der Erhaltung der Mobilitat oder bei Demenz eingesetzt
werden kénnen. Einige fir die Pflege entwickelte digitale Anwendungen zielen direkt auf
die Nutzung durch Pflegebediirftige ab wie beispielsweise die Stabilisierung bzw. Verbes-
serung des Gesundheitszustandes der pflegebedirftigen Person durch Ubungen und Trai-
nings. So ist etwa die Sturzpravention ein ganz wesentliches Element, um altere Menschen
in ihrer Autonomie zu starken und diese darin zu unterstitzen, langer in den eigenen vier
Wanden zu verbleiben. Durch digitale Pflegeanwendungen kann die individuelle Sturzpra-
vention unterstitzt werden, etwa indem mit der Smartphone-Kamera der Gang des pflege-
bedurftigen Menschen aufgenommen wird, um Kl-basierte Analysen und Anleitungen
durchzuflhren, die das Sturzrisiko minimieren kénnen.

Weiter konnen digitale Pflegeanwendungen Menschen mit einer Demenzerkrankung hel-
fen, im Alltag auch im Zusammenspiel mit Angehdrigen besser zu Recht zu kommen, the-
rapeutische Mallnahmen per passgenauen Apps anzuleiten sowie passgenaue Informatio-
nen an die Hand zu geben und weitere Services anzubieten wie zum Beispiel personali-
sierte Gedachtnisspiele.

Ein weiterer Anwendungsbereich digitaler Pflegeanwendungen kann die in der Pflege sehr
relevante Versorgung von Dekubitus sein. Betroffen sind vor allem Menschen, die sehr
schwach, gelahmt oder nicht bei Bewusstsein sind. Sie liegen oder sitzen oft sehr lange
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unbeweglich in einer Position. Mit Hilfe von digitalen Pflegeanwendungen konnen Pflege-
bedurftige und ihre Angehérigen unterstitzt werden, Dekubitus besser vorzubeugen, zu
erkennen und zu versorgen.

Darlber hinaus kénnen digitale Pflegeanwendungen auch dazu beitragen, den Austausch
zwischen Pflegefachkraften und Angehorigen sowie den Pflegebedurftigen erheblich zu
verbessern und diese passgenauer als andere Kommunikationsdienste auf den Pflegeall-
tag auszurichten. Damit kdnnen Angehorige in ihrem Wunsch unterstitzt werden, sich um
ihre pflegebedurftigen Verwandten zu kimmern. Erfasst von dem Leistungsanspruch wer-
den daher auch solche Anwendungen, die schwerpunktmafig von pflegenden Angehorigen
eingesetzt werden.

Zu § 64k:

Der Einsatz und die Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen nach § 64j kann bei Pfle-
gebedirftigen einen Bedarf zur Anleitung erfordern. Entsprechend zum neuen § 39a
SGB Xl, welcher durch den im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Entwurf eines Geset-
zes zur digitalen Modernisierung von Versorgung und Pflege (Digitale Versorgung und
Pflege-Modernisierungs-Gesetz-DVPMG) eingefligt werden soll, wird auch im Siebten Ka-
pitel des SGB XII die Erbringung erganzender Unterstitzungsleistungen beim Einsatz digi-
taler Pflegeanwendungen nach § 64j geregelt. Pflegebedurftige haben Anspruch auf eine
erganzende Unterstitzung durch zugelassene ambulante Pflegeeinrichtungen, wenn diese
bei der Versorgung mit digitalen Pflegeanwendungen erforderlich ist. Unterstiitzungshand-
lungen durch ambulante Pflegedienste im Kontext der digitalen Pflegeanwendungen kon-
nen den pflegerischen oder betreuerischen Nutzen der digitalen Pflegeanwendung fir den
Pflegebedilirftigen sicherstellen, wenn dieser dies wiinscht.

Einzelheiten zum Anspruch auf erganzende Unterstlitzung legt das Bundesinstitut fir Arz-
neimittel und Medizinprodukte im Rahmen des Aufnahmeverfahrens in das Pflegeanwen-
dungs-Verzeichnis fest. Der Anspruch bezieht sich alleine auf die Versorgung mit digitalen
Pflegeanwendungen nach § 64j. Finanziert werden ausschlieBlich spezifische Begleitleis-
tungen. Pflegehilfsmittel sind hiervon nicht erfasst.

Zu Nummer 20

Bei der sprachlichen Anderung in § 90 Absatz 2 Nummer 3 handelt es sich um eine Folge-
anderung zur Neufassung des § 99 SGB IX. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht ver-
bunden.

Zu Nummer 21

Folgeanderung zur Neufassung des § 99 SGB I1X in § 94 Absatz 2 Satz 1.

Zu Nummer 22

Zu Buchstabe a

Durch die Neufassung von § 97 Absatz 1 liegt die Bestimmung der sachlichen Zustandigkeit
von Ortlichen und Uberdrtlichen Tragern der Sozialhilfe bei den Landern.

Zu Buchstabe b

Aufgrund der alleinigen Zustandigkeit der Lander fur die Bestimmung der sachlichen Zu-
standigkeit entfallt der Regelungsinhalt in den Absatzen 2 und 3 zur sachlichen Zustandig-
keit der Uberortlichen Trager der Sozialhilfe; die Absatze 2 und 3 sind deshalb aufzuheben.
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Zu Buchstabe c
Folgeanderung zur Aufhebung der Absatze 2 und 3.
Zu Buchstabe d

Der bisherige Absatz 5 ist ebenfalls aufzuheben. Unmittelbare Ursache hierfir ist nicht die
landesrechtliche Bestimmung der Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe, sondern eine
erforderliche Rechtsangleichung. Inhaltlich stellt diese Vorschrift insbesondere auf die so-
genannte Tuberkulosehilfe der Sozialhilfe ab, die jedoch bereits im Jahr 1987 aufgehoben
wurde (Zweites Rechtsbereinigungsgesetz vom 16. Dezember 1986 (BGBI. | S. 2441). Far
weitere Krankheiten ist keine Aufgabenstellung der Sozialhilfe erkennbar, weil deren Leis-
tungsumfang seit dem Jahr 2005 dem Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach dem Flnften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) entspricht, die Hilfen zur Gesund-
heit nach dem Funften Kapitel SGB XII beinhalten deshalb kein eigenstandiges Leistungs-
recht. Fur eine eigenstandige Weiterentwicklung der Leistungen durch die Trager der Sozi-
alhilfe und damit unabhangig vom Leistungsrecht nach dem SGB V fehlt es deshalb an der
Rechtsgrundlage. Sofern die Vorschrift durch das Wort ,insbesondere” suggeriert, dass die
Uberdrtlichen Trager auch auflerhalb von verbreiteten Krankheiten zur Weiterentwicklung
von Leistungen der Sozialhilfe beitragen sollen, so gibt es hierfir keine Anwendungsfalle,
die mit dem gesetzlichen Leistungsumfang der Sozialhilfe vereinbar waren.

Zu Nummer 23

Die Vorschrift des § 98 SGB Xl ist auch nach dem Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 7. Juli 2020 erforderlich, weil bundeseinheitliche Bestimmungen zur ortlichen
Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe erforderlich sind. Ansonsten ist bei Ianderibergrei-
fenden Leistungsfallen nicht bestimmt, welcher Trager der Sozialhilfe ortlich zustandig ist
(insbesondere: der fir den letzten Wohnort oder fiir den Ort der Leistungsgewahrung zu-
standige Trager).

Bei der Anderung in Absatz 1a Satz 1 handelt es sich um eine redaktionelle Korrektur, denn
die darin enthaltene Zustandigkeitsregelung regelt die Zustandigkeit in der speziellen Form
der Leistungserbringung nach § 34a Absatz 7 SGB XII fir Bedarfe nach § 34 Absatz 2 Satz
1 Nummer 1 SGB XII (Schulausfliige). Es handelt sich folglich nicht um eine Aufzahlung,
nach der die Erbringung von Bedarfen nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 SGB XII ,und”
nach § 34a Absatz 7 SGB XII erfolgt, sondern im Falle der besonderen Form der Leistungs-
erbringung nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 SGB Xl ist § 34a Absatz 7 SGB XlI
anzuwenden und hieraus ergibt sich der zustandige Trager der Sozialhilfe. Dies ist der fur
die jeweilige Schule ortlich zustandige Trager der Sozialhilfe.

Zu Nummer 24

Die Vorschrift in § 99 unter der Uberschrift ,Vorbehalt abweichender Durchfiihrung®, die den
Landern die Bestimmung ermdglichte, dass Kreise ihre kreisangehérigen Gemeinden zur
Erfullung ihrer Aufgaben als Trager der Sozialhilfe ,heranziehen“ (sogenannte Delegations-
gemeinden) ist mit der Zustandigkeit der Lander fur die Tragerbestimmung nicht vereinbar
und deshalb aufzuheben.

Zu Nummer 25

Die ,Behérdenbestimmung und Stadtstaatenklausel” in § 101 SGB XI|, die die Bestimmung
zustandiger Behdrden in den Landern sowie eine besondere Regelung fir Stadtstaaten
beinhaltet, ist ebenfalls nicht mit der Zustandigkeit der Lander fur die Tragerbestimmung zu
vereinbaren. § 101 SGB Xl ist deshalb aufzuheben.
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Zu Artikel 2 (Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch)

Die Vorschrift Uber die ,Leistungen der Sozialhilfe® in § 28 SGB | enthalt in Absatz 2 eine
bundesgesetzliche Bestimmung der Kommunen als Trager der Sozialhilfe. Durch die Neu-
fassung dieses Absatzes wird dessen Regelungsinhalt - wie auch die Tragerbestimmung in
der Zustandigkeitsregelung des § 3 SGB XIllI (Artikel 1 Nummer 2) - darauf beschrankt, dass
die Bestimmung der Trager in die Zustandigkeit der Lander fallt. Dabei entfallt auch die
Benennung der Gesundheitsamter als fir ,besondere Aufgaben® zustandige Trager, denn
auch hierbei handelt es sich um kommunale Behorden.

Zu Artikel 3 (Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 2

Den Jobcentern wird die Moglichkeit eroffnet, Leistungen nach den §§ 16a ff. neben einem
Rehabilitationsverfahren zu erbringen.

Die bisherige Verfahrensweise, wonach den Leistungen des Rehabilitationstragers zur Teil-
habe am Arbeitsleben ein absoluter Vorrang zukommt, der sich fur die Leistungen nach den
§§ 16a ff faktisch wie ein Leistungsverbot auswirkt, wird geandert. Dieser Ausschluss hat
insbesondere eine nachhaltige Eingliederung von Rehabilitanden mit multiplen Vermitt-
lungshemmnissen im SGB |l erschwert. Zugleich fuhrte er zu einer Ungleichbehandlung
von Rehabilitanden gegenlber erwerbsfahig leistungsberechtigten Personen ohne Rehabi-
litationsbedarf.

Die §§ 16c¢ (Eingliederung von Selbstandigen) und 16e (Eingliederung von Langzeitarbeits-
losen) sind aufgrund ihrer Leistungskongruenz mit dem Portfolio der Rehabilitationsleistun-
gen nach dem SGB IX von der Offnung auszunehmen. Sie sollen deshalb und um streitan-
fallige Erstattungsverfahren zu vermeiden auch weiterhin nicht erbracht werden durfen.

Satz 2 stellt klar, dass die mit diesem Gesetz vorgenommene Erganzung in § 22 Absatz 2
Satz 2 SGB Il auch fir die Jobcenter Anwendung findet. Auf die entsprechende Begrin-
dung wird verwiesen.

Damit die Jobcenter die neuen Fdérdermdglichkeiten sinnvoll nutzen kénnen, muss das For-
derinstrumentarium des SGB Il mit den weiteren RehabilitationsmalRnahmen aufeinander
abgestimmt und verzahnt werden. Dies setzt zwingend Mitwirkungsmaoglichkeiten der Job-
center im Rehabilitationsverfahren voraus, die durch entsprechende Regelungen im SGB
IX mit diesem Gesetz umgesetzt werden.

Zu Nummer 3
Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Nummer 4

Folgeanderung zur Anderung des § 22 Absatz 4 Satz 1 Nummer 6 SGB IIl. Zudem wird mit
der Einfigung des § 116 Absatz 5 SGB Ill eine Regelungsliicke fir erwerbsfahige Leis-
tungsberechtigte mit Behinderungen im Sinne des SGB Il geschlossen. Damit ist beispiels-
weise eine Verlangerung einer durch die Jobcenter finanzierten auRerbetrieblichen Berufs-
ausbildung Uber das vorgesehene Ausbildungsende hinaus moglich, wenn Art oder
Schwere der Behinderung es erfordern und ohne die Férderung eine dauerhafte Teilhabe
am Arbeitsleben nicht erreicht werden kann. In § 22 Absatz 4 Satz 1 Nummer 6 SGB I
wird § 116 Absatz 5 SGB Ill dagegen nicht aufgenommen. Damit wird sichergestellt, dass



-57 - Bearbeitungsstand: 03.02.2021 13:39 Uhr
§ 116 Absatz 5 SGB Il bei durch Agenturen fur Arbeit finanzierten besonderen Leistungen
zur Férderung einer Berufsausbildung fur erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Behinde-
rungen Anwendung finden kann.
Zu Nummer 5
Es handelt sich um begriffliche Anpassungen.
Zu Artikel 4 (Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Buchstabe d
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Buchstabe e
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a
Mit dem neu eingefligten Satz 2 wird das Leistungsverbot fur die Agenturen fur Arbeit und
die Jobcenter partiell aufgehoben in Bezug auf die Leistungen nach den §§ 44 und 45 SGB
[Il (Agenturen fur Arbeit) bzw. nach § 16 Absatz 1 SGB Il in Verbindung mit den §§ 44 und
45 SGB Il (Jobcenter). Die Agenturen fur Arbeit und Jobcenter kénnen nun ihre Vermitt-
lungstatigkeit unmittelbar mit vermittlungsunterstiitzenden Leistungen flankieren und damit

die Eingliederung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden anderer Rehabilitationstrager
in den Arbeitsmarkt erheblich beschleunigen.
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Dies ist auch systemgerecht, da die Agenturen fur Arbeit und Jobcenter die Mehrheit der
Vermittlungsaktivitdten durchfiihren und die Vermittlungsverantwortung mit regelmafliger
Stellensuche trotz Zustandigkeit eines anderen Rehabilitationstragers fur Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben weiterhin innehaben. Entsprechend haben die Rehabilitandinnen
und Rehabilitanden ihre Obliegenheiten bzw. Pflichten nach dem SGB Il oder SGB Il zu
erfillen und sich unter anderem auf Vermittlungsvorschlage zu bewerben.

Die Agenturen flr Arbeit bzw. die Jobcenter sind deshalb zukinftig neben dem jeweils an-
deren Rehabilitationstrager fur die genannten Leistungen zustandig. Es besteht somit
grundsatzlich eine parallele Zustandigkeit. Auch wahrend der Anspruchsprifung auf Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben durch den anderen Rehabilitationstrager oder wah-
rend eines sich anschlielenden Widerspruchs- und Klageverfahrens konnen die Agenturen
fur Arbeit und Jobcenter die vermittlungsunterstitzenden Leistungen in eigener Zustandig-
keit erbringen. Eine Erstattung der Leistungen ist daher nicht vorgesehen.

Um die Erbringung von Doppelleistungen zu vermeiden, wird das Leistungsverbot nur in
den Fallen partiell aufgehoben, in denen nicht bereits der nach § 22 Absatz 2 Satz 1 SGB
[l zustandige Rehabilitationstrager (z. B. die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung)
den §§ 44 und 45 SGB lll entsprechende vermittlungsunterstiitzende Leistungen nach dem
fur ihn geltenden Leistungsgesetz erbringt.

Die Trager der gesetzlichen Unfallversicherung erbringen gleichartige Leistungen nach §
35 Absatz 1 SGB VIl in Verbindung mit § 49 Absatz 3 Nummer 1 SGB IX mit dem Ziel der
zigigen und nachhaltigen Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Die Arbeitsplatz-
vermittlung kann dabei u. a. iber DGUV job erfolgen, einem Service fur Personal- und Ar-
beitsvermittlung der Berufsgenossenschaften und Unfallkassen, durch beauftragte Integra-
tionsfachdienste oder private Arbeitsvermittler.

Die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung erbringen gleichartige Leistungen nach
§ 16 SGB VIi. V. m. § 49 Absatz 3 Nummer 1 SGB IX, wenn diese nicht im Zusammenhang
mit der Vermittlung durch die Agenturen fir Arbeit oder Jobcenter stehen. Dies trifft insbe-
sondere auf die Vermittlung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden durch die von ihnen
beauftragten Integrationsfachdienste oder privaten Arbeitsvermittler zu. Die Trager der ge-
setzlichen Rentenversicherung erbringen darlber hinaus vermittlungsunterstitzende Leis-
tungen, die auf von ihnen geférderte berufliche BildungsmalRnahmen (z. B. Bewerbungsbe-
mihungen im Rahmen des Absolventenmanagements von Weiterbildungsmalinahmen) o-
der auf Initiativbewerbungen der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, sofern diese nicht
zu den Obliegenheiten bzw. Pflichten nach dem Zweiten oder Dritten Buch zahlen, zuriick-
zufGhren sind.

Die Leistungen der Agenturen fur Arbeit und Jobcenter werden erst dann erbracht, wenn
die Vermittlung der Rehabilitanden im Fokus steht.

Da zur Vermeidung von Doppelleistungen die partielle Aufhebung des Leistungsverbots nur
dann erfolgen soll, wenn nicht bereits der zustandige Rehabilitationstrager vermittlungsun-
terstutzende Leistungen erbringt, ist allerdings grundsatzlich eine Koordinierung der Leis-
tungserbringung durch den leistenden Rehabilitationstrager nach den §§ 14 ff. des Neunten
Buches (z. B. dem Trager der gesetzlichen Rentenversicherung) mit der Bundesagentur fir
Arbeit notwendig. Halt der leistende Rehabilitationstrager nach § 15 Absatz 2 Satz 1 SGB
IX fir die umfassende Feststellung des Rehabilitationsbedarfes die Feststellungen weiterer
Rehabilitationstrager fir erforderlich und liegt kein Fall von § 15 Absatz 1 SGB IX vor, fordert
er von diesen Rehabilitationstragern die flr den Teilhabeplan erforderlichen Feststellungen
unverzuglich an und berat diese tragerubergreifend.

In Fallkonstellationen, in denen zum Zeitpunkt der Antragstellung absehbar ist, dass zu-
nachst der Trager der gesetzlichen Rentenversicherung die Rehabilitationsmallnahmen
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durchfuhren musste (z. B. in Form von Qualifizierungsmalinahmen), bevor Vermittlungs-
leistungen der Agenturen fur Arbeit bzw. Jobcenter zielfUhrend waren, wird die Erforderlich-
keit im Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 durch die Trager der gesetzlichen Rentenversiche-
rung gepruft. Dabei ist wie folgt zu differenzieren:

Sofern nach dem Absolvieren der Rehabilitationsmallnahmen die Vermittlung der Rehabi-
litanden durch die Agenturen fur Arbeit bzw. Jobcenter erfolgen soll und eine komplexe
Fallgestaltung (z.B. Schuldnerberatung, Fihrerschein zum Erreichen des Arbeitsplatzes
aufgrund der Infrastruktur notwendig, regelmaRige Beratungsaktivitaten) vorliegt, ist in der
Regel von der Erforderlichkeit im Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 SGB IX auszugehen und
ein Teilhabeplan nach § 19 SGB IX zu erstellen.

In weniger komplexen Fallgestaltungen (z. B. Ubernahme von Bewerbungskosten, Reise-
kosten fur Vorstellungsgesprache) obliegt dem Rehabilitationstrager dagegen die Feststel-
lung, ob Erforderlichkeit im Sinne der genannten Vorschrift vorliegt. Denn die Leistungen
dienen der unmittelbaren Flankierung der Vermittlungstatigkeit der Agenturen fir Arbeit und
Jobcenter und mussen daher nicht in jedem Fall auf die Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben der leistenden Rehabilitationstrager abgestimmt werden.

Um sicherzustellen, dass die Leistungen nicht parallel ohne Abstimmung erbracht werden,
teilt der zustandige Trager der gesetzlichen Rentenversicherung der zustandigen Agentur
fur Arbeit bzw. dem Jobcenter mit, dass die Vermittlung der Rehabilitanden durch die Agen-
turen fur Arbeit bzw. Jobcenter im Fokus steht und stellt diesen die fur die Vermittlung er-
forderlichen Unterlagen (z. B. sozialmedizinische Leistungsbeurteilung) zur Verfiigung.
Sollten die Agenturen fir Arbeit oder Jobcenter ein Teilhabeplanverfahren fir erforderlich
halten, ist dies nachvollziehbar zu begriinden und - ungeachtet der ggf. abweichenden Fest-
stellung des Rehabilitationstragers im Hinblick auf die Erforderlichkeit - durchzufihren.

Die Bundesagentur flr Arbeit und die Rehabilitationstrager (insbesondere die Deutsche
Rentenversicherung Bund fir die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung und die
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung sowie die SVLFG flr die Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung) sollen wiederkehrende Fallgestaltungen, die eine friihzeitige Koordinie-
rung und Abstimmung nach § 15 Absatz 2 SGB IX erfordern, innerhalb der Gemeinsamen
Empfehlung nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 SGB IX festlegen. Die Regelungen nach § 19
SGB IX bleiben hiervon unberihrt.

Feststellungen weiterer Rehabilitationstrager im Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 SGB IX
sind allerdings nicht erforderlich, soweit die Agenturen fir Arbeit bzw. Jobcenter die Leis-
tungen nach den §§ 44, 45 SGB lll erbringen, wahrend die Anspruchsprifung auf Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben durch den anderen Rehabilitationstrager andauert oder
im Fall der Ablehnung wahrend der Dauer eines sich anschlieBenden Widerspruchs- und
Klageverfahrens. Bei anhangigem Rechtsstreit wurde von dem beteiligten Rehabilitations-
trager kein Rehabilitationsbedarf erkannt und die Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben
abgelehnt. Durch die fehlende Feststellung eines Rehabilitationsbedarfes entfallt die Fest-
stellung weiterer Rehabilitationstrager. Darliber hinaus kann ein Teilhabeplanverfahren nur
durchgefuhrt werden, wenn ersichtlich ist, welche gesundheitlichen Bedlrfnisse bei der be-
ruflichen Wiedereingliederung zu berlcksichtigen sind. Die dafur relevanten Diagnosen
werden regelmalfig erst mit der Anerkennung eines Rehabilitationsbedarfes festgelegt.

Im Ergebnis erhalten die Rehabilitandinnen und Rehabilitanden die vermittlungsunterstat-
zenden Leistungen kunftig dort, wo sie durchgefuhrt werden. Sie profitieren von einer dar-
aus zu erwartenden zlgigeren und passgenaueren Wiedereingliederung in das Erwerbsle-
ben.

Zugleich wird durch die in Satz 2 gewahlte Formulierung klargestellt, dass der nach Satz 1
zustandige, andere Rehabilitationstrager fir das Rehabilitationsverfahren insgesamt, ins-
besondere fir die Leistungskoordinierung, verantwortlich bleibt.
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Zu Buchstabe b

Neben einer redaktionellen Anderung wird entsprechend der bisherigen Praxis klargestellt,
dass die Agenturen fur Arbeit die besonderen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben mit
Ausnahme des Ubergangsgeldes und der besonderen Leistungen zur Férderung der be-
ruflichen Weiterbildung auch an erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Behinderungen im
Sinne des SGB |l erbringen.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung..

Zu Nummer 8

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 10

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
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Zu Nummer 11

Zu Buchstabe a

Der bisherige Wortlaut von § 114 wird zu Absatz 1.

Zu Buchstabe b

Mit der Verschiebung von § 118 Satz 2 in § 114 Absatz 2 -neu- und dessen begrifflichen
Anpassungen wird klargestellt, dass neben den besonderen Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben auch die allgemeinen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auf Antrag als
Persdnliches Budget ausgeflhrt werden.

Zu Nummer 12

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 14

Folgeanderung zu Nummer 11.
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Zu Nummer 15

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 16

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 18

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 19

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 20

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 21

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Bearbeitungsstand: 03.02.2021 13:39 Uhr
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Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Nummer 22

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.
Zu Nummer 23

Durch die Integration der Antragsverfahren zum Kurzarbeitergeld in der Datenlbermittlung
an die Bundesagentur fir Arbeit nach § 108 Absatz 1 SGB IV wird klargestellt, dass die
technischen und rechtlichen Bedingungen fir die Datenubermittiung nach dem Vierten
Buch Sozialgesetzbuch auch auf die Antrdge auf Erstattung des Kurzarbeitergeldes und
Saisonkurzarbeitergeldes sowie auf die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und auf
die Zahlung des Mehraufwands-Wintergeldes und des Zuschuss-Wintergeldes als ergan-
zende Leistungen zum Saison-Kurzarbeitergeld angewendet werden kénnen.

Zu Nummer 24

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Nummer 25

Es handelt sich um eine begriffliche Anpassung.

Zu Artikel 5 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Redaktionelle Folgednderung.

Zu Nummer 2

Die Trager, die an der Systemprifung beteiligt sind, werden um die Bundesagentur fir Ar-
beit erweitert, um unter anderem sicher zu stellen, dass die Systemprifungen fir die Kurz-
arbeitergeld-Verfahren ohne zeitliche Verzégerung inhaltlich geprift und abgeschlossen
werden kénnen. Die Systemprifung stellt sicher, dass die von den Arbeitgebern eingesetzte
Software die inhaltlichen Anforderungen fur die Verarbeitung der Daten in den Fachverfah-
ren gesetzeskonform zur Verfugung stellt. Durch die Einbeziehung von Beschaftigten der
Trager in diese Fachprifungen wird dies fir die jeweiligen Fachverfahren durch die Fach-
kenntnisse dieser Beschaftigten sichergestellt. Die Bundesagentur fir Arbeit nimmt nun-
mehr mit den Fachverfahren flir die Vergabe und Korrektur der Betriebsnummer, den Be-
scheinigungsverfahren fir die Arbeitsbescheinigungen nach § 312 ff SGB Ill und dem An-
tragsverfahren fur Kurzarbeiter- und Saisonkurzarbeitergeld sowie damit verbundenen Ver-
fahren an den Arbeitgebermeldeverfahren teil. Von daher ist in diesen Verfahren das Fach-
wissen der Beschaftigten der BA gefragt. Kosten entstehen der Bundesagentur fir Arbeit
indirekt durch die Bereitstellung des Fachpersonals bei der Einfihrung der Systemprifung
fur das Fachverfahren und bei zukiinftigen Anderungen im Fachverfahren sowie vereinzelt
bei der Formulierung von Testaufgaben fir die unregelmafige Qualitatskontrolle der Ent-
geltabrechnungsprogramme.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Erweiterung der Uberschrift, da neben Bescheinigungen nun auch Antrage in das Verfahren
einbezogen werden.
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Zu Buchstabe b

Durch die Erganzung im Absatz 1 wird geregelt, dass auch die Verfahren nach § 323 Ab-
satz 2 Satz 1 und 3 SGB Il zur Beantragung von Kurzarbeitergeld, Saison-Kurzarbeitergeld
einschliellich der Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage sowie des Mehraufwands-
Wintergeldes und des Zuschuss-Wintergeldes als erganzende Leistungen zum Saisonkurz-
arbeitergeld zuklnftig Uber die systemgepriften Entgeltabrechnungsprogramme oder Aus-
fullhilfen automatisiert abgewickelt werden kénnen. Das Nahere zum Verfahren wird durch
Grundsatze der Bundesagentur fur Arbeit mit Genehmigung des Bundesministeriums flr
Arbeit und Soziales nach Anhérung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bande verbindlich geregelt. Diese Grundsatze werden durch die Bundesagentur fir Arbeit
neben den Grundsatzen zur Ubermittlung der Bescheinigungen nach den §§ 312, 312a und
313 SGB Il aufgestellt.

Zu Artikel 6 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich hierbei um eine Folgeanderung, die sich durch die Aufnahme der digitalen
Gesundheitsanwendungen in den Katalog der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
nach § 42 Absatz 2 Nummer 6a SGB IX bzw. die Erganzung des § 47a SGB IX ergibt.

Zu Artikel 7 (Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die Kapitelbezeichnung wird erganzt. Folgeanderung zur Einfligung eines § 37a SGB IX.
Zu Buchstabe b

Folgeanderung zur Einflgung eines § 37a SGB IX.

Zu Buchstabe c

Folgeanderung zur Einfligung eines § 47a SGB IX.

Zu Buchstabe d

Folgeadnderung zur Anpassung des § 99 SGB IX.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die Streichung von § 6 Absatz 3 Satz 3 bis 7 SGB IX dient der Verringerung der Komplexitat
der Leistungserbringung an Menschen mit Teilhabebedarf, die zugleich Leistungen nach
dem SGB Il beantragt haben oder erhalten. Die bisherige Regelung der gemeinsamen Be-
ratung zur Vorbereitung des Eingliederungsvorschlags zwischen Bundesagentur fir Arbeit
und Jobcenter entféllt ersatzlos.

Zu Buchstabe b

Mit der Neuregelung durch die an § 6 Absatz 3 SGB IX anzufugenden Satze wird auf den
ebenfalls neu eingefiigten § 19 Absatz 1 Satz 2 SGB IX verwiesen, der die zuklnftige Stel-
lung der Jobcenter bei der Leistungserbringung an Menschen mit (drohenden) Behinderun-
gen die Leistungen nach dem SGB Il beantragt haben oder erhalten, regelt. Ziel der Rege-

lung ist es, die Leistungserbringung an die Leistungsberechtigten durch die starkere Ein-
bindung und Beteiligung der Jobcenter in das Teilhabeplanverfahren zu verbessern. Die
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Bundesagentur fur Arbeit bleibt weiterhin fur die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs
zustandig. Im Rahmen der Teilhabeplanung erstellt die Bundesagentur fur Arbeit einen Vor-
schlag Uber die zu erbringenden Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Gber den das
Jobcenter innerhalb der Fristen von Kapitel 4 entscheidet. Die Entscheidung wird im Teil-
habeplan dokumentiert (§ 19 Absatz 2 Satz 2 Nummer 12 -neu-).

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Durch die Neuregelung der Beteiligung der Jobcenter im Teilhabeplanverfahren in § 19
Absatz 1 Satz 3 SGB IX, soweit zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 14 Leistungen
nach dem SGB |l beantragt oder erbracht werden, kénnen Jobcenter zusammen mit den
Rehabilitationstragern die Erbringung der Eingliederungsleistungen und Rehabilitationsleis-
tungen aufeinander abstimmen und sinnvoll verzahnen sowie Informationen Uber andere
bewilligte Rehabilitationsleistungen einholen. Hierdurch werden in der Vergangenheit be-
stehende Unsicherheiten beseitigt, wann und auf welcher gesetzlichen Grundlage Sozial-
daten der Leistungsberechtigten zwischen den Rehabilitationstragern und den Jobcentern
ausgetauscht werden kénnen. Im Rahmen der Beteiligung im Teilhabeplanverfahren kon-
nen die Jobcenter den beteiligten Rehabilitationstragern und umgekehrt nach den §§ 67b,
69 Absatz 1 Nummer 1, 2. Alternative SGB X Sozialdaten der Antragstellenden tbermitteln.

Diese Verzahnung ist insbesondere wegen der mit diesem Gesetz umgesetzten Offnung
der §§ 16a ff. SGB Il fur Rehabilitanden unabdingbar.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Folgeanderung in § 19 Absatz 2 Satz 2 SGB IX zur Einfigung der Nummer 13 durch Dop-
pelbuchstabe cc.

Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeadnderung zur Einfigung der Nummer 13 durch Doppelbuchstabe cc.
Zu Doppelbuchstabe cc

Durch die zwingende Beteiligung der Jobcenter im Teilhabeplanverfahren nach § 19 Absatz
1 Satz 2 -neu- SGB XI zur Koordinierung der Leistungserbringung, werden zukinftig durch
die neu einzufigende Nummer 12 auch die Eingliederungsleistungen der Jobcenter im Teil-
habeplan dokumentiert.

Zu Nummer 4

Die Anderung im § 20 Absatz 3 SGB IX ist eine Folgeanderung des § 19 Absatz 1 Satz 2
SGB IX. Sofern die Jobcenter nach § 19 Absatz 1 Satz 2 am Teilhabeplanverfahren zu
beteiligen sind, nehmen sie als mitverantwortliche Stelle auch an der Teilhabeplankonfe-
renz teil, sofern eine solche abzuhalten ist. Die Teilnahme an einer méglichen Teilhabe-
plankonferenz garantiert eine moglichst reibungslose Verzahnung der unterschiedlichen
Teilhabeleistungen neben madglichen aktiven Leistungen nach dem SGB II.
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Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Die Erganzung in § 22 Absatz 3 Satz 2 SGB Xl ist eine Folgeanderung der Einfligung des
§ 19 Absatz 1 Satz 2 SGB IX und der zwingenden Beteiligung des zustandigen Jobcenters
in den dort genannten Fallen.

Die Streichung des § 22 Absatz 4 SGB IX ist eine Folgednderung der Einfligung des § 19
Absatz 1 Satz 2. SGB IX Ein Vorschlag der Jobcenter, dass sie im Teilhabeplanverfahren
beteiligt werden, ist nicht mehr erforderlich. Vielmehr hat der leistende Rehabilitationstrager
die Jobcenter nach § 19 Absatz 1 Satz 2 SGB IX zu beteiligen, soweit zum Zeitpunkt der
Antragstellung nach § 14 SGB IX Leistungen nach dem SGB Il beantragt sind oder erbracht
werden.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung zu Buchstabe a.

Zu Buchstabe c

Folgeadnderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 6

Die Kapitelbezeichnung wird erganzt. Folgeanderung zur Einfligung eines § 37a SGB IX.
Zu Nummer 7

In dem einzufigenden § 37a SGB IX soll in Absatz 1 die umfassende Bedeutung der be-
sonderen Verantwortung des Bundesgesetzgebers flir Menschen mit Behinderungen be-
kraftigen und der Umsetzung der UN-BRK dienen. Artikel 16 UN-BRK verpflichtet die Ver-
tragsstaaten unter anderem, alle Menschen mit Behinderungen vor jeder Form von Gewalt
unter Berlcksichtigung geschlechtsspezifischer Aspekte zu schiitzen. Die Leistungserbrin-
ger setzen Gewaltschutzmalinahmen nach eigenen Regelungen und in eigener Verantwor-
tung unter Berilicksichtigung bestehender Malinahmen um.

Der Schutzauftrag wird an diejenigen adressiert, die den Schutz vor Gewalt von Menschen
mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Menschen bei der Leistungserbringung
am effektivsten gewahrleisten kdnnen. Adressaten sind die Leistungserbringer aller Reha-
bilitationstrager, unabhangig davon, in welcher Form und an welchem Ort sie ihre Leistung
erbringen. Schutz ist gegen jegliche Formen von Gewalt sicherzustellen, insbesondere
auch gegen geschlechtsbezogene Gewalt und Ubergriffe, einschlieBlich sexueller Uber-
griffe und Belastigungen. Denn nach der Studie ,Gewalterfahrungen von in Einrichtungen
lebenden Frauen mit Behinderungen, BMFSFJ 2014 stellen Frauen mit psychischen und/o-
der physischen Behinderungen und Beeintrdchtigungen eine besonders verletzliche
Gruppe im Hinblick auf physische, psychische und strukturelle Gewalt dar. Neben Frauen
werden Kinder als besonders verletzliche Gruppe hervorgehoben. Im Sinne der UN-Kinder-
rechtskonvention fallen darunter alle Menschen bis zur Vollendung des achtzehnten Le-
bensjahres (vgl. Artikel 1 UN-Kinderrechtskonvention).

Auch wenn davon ausgegangen wird, dass der Grofdteil der Leistungserbringer schon ge-
eignete Malinahmen trifft, um den Schutz von Menschen mit Behinderungen und von Be-
hinderung bedrohten Menschen vor Gewalt zu gewahrleisten, und viele Leistungserbringer
durch bestehende gesetzliche Regelungen bereits jetzt zu entsprechenden MalRnahmen
verpflichtet sind, soll mit der Regelung verdeutlicht werden, dass der Schutz von Menschen
mit Behinderungen vor jeglicher Form von Gewalt auch im Rehabilitationsrecht einen be-
sonderen Stellenwert hat.
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Der Schutz vor Gewalt wird in erster Linie durch die Entwicklung und Umsetzung eines auf
die Einrichtung und Dienstleistungen zugeschnittenen Gewaltschutzkonzepts erbracht. Teil
des Gewaltschutzkonzepts sind Malinahmen wie zum Beispiel Fortbildungs- und Sensibili-
sierungsmaflnahmen flr Mitarbeitende, Praventionskurse fir Menschen mit Behinderun-
gen, Vernetzung mit externen Partnern und feste interne Ansprechpersonen wie zum Bei-
spiel Frauenbeauftragte oder Kinderschutzbeauftragte in Einrichtungen sowie Beschwer-
destellen und andere geeignete Beteiligungsstrukturen.

Nach § 37a Absatz 2 SGB IX wirken die Rehabilitationstrager und die Integrationsamter
darauf hin, dass die Leistungserbringer den Schutzauftrag nach Absatz 1 erflllen. Ihnen
verbleibt ein grolder Spielraum, wie sie ihrer Hinwirkungspflicht zur Umsetzung des Schutz-
auftrags durch die Leistungserbringer nachkommen. Dies kann zum Beispiel durch die Ver-
einbarung gemeinsamer Empfehlungen sowie bei der Zusammenarbeit auf Ebene der Bun-
desarbeitsgemeinschaft fur Rehabilitation oder anderer trageriibergreifender Strukturen ge-
schehen. Uber § 26 Absatz 6 Satz 1 SGB IX ist sichergestellt, dass die Verbande von Men-
schen mit Behinderungen einschliel3lich der Verbande der Freien Wohlfahrtspflege, der
Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretung von Frauen mit Behinderungen bei der
Erarbeitung von gemeinsamen Empfehlungen beteiligt werden und so an der Gestaltung
der Anforderungen an Gewaltschutzkonzepte mitwirken.

Spezialgesetzliche Regelungen zum Gewaltschutz bleiben unberihrt.
Zu Nummer 8

Die Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen haben mit Inkrafttreten des Digitale-Ver-
sorgung-Gesetzes seit dem 19. Dezember 2019 einen neuen, originaren Leistungsan-
spruch auf Versorgung mit digitalen Gesundheitsanwendungen (geregelt in § 33a Funftes
Buch Sozialgesetzbuch). Dieser erweiterte Leistungsumfang soll im Bereich der Leistung
zur medizinischen Rehabilitation nachvollzogen werden. Durch den offenen Leistungskata-
log des § 42 Absatz 2 SGB IX ist die Erbringung von digitalen Gesundheitsanwendungen
im Rahmen der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation jetzt schon maoglich, bildet je-
doch eher eine Randerscheinung. Die ausdriickliche Aufnahme der digitalen Gesundheits-
anwendungen in den Leistungskatalog soll die medizinische Rehabilitation sukzessive um
die Nutzung moderner digitaler Moglichkeiten erweitern, um so die Rehabilitation der Leis-
tungsberechtigten insgesamt zu erganzen bzw. zu vervollstandigen.

Durch das Erfordernis, dass digitale Gesundheitsanwendungen wesentlich auf digitalen
Technologien beruhen missen, werden umfangreiche Hardwareausstattungen von dem
Anspruch ausgeschlossen. Die digitale Gesundheitsanwendung ist ein digitaler Helfer auf
mobilen Endgeraten oder als browserbasierte Webanwendung. Die Nutzung von Daten, die
der Anwendung etwa von Alltagsgegenstanden des taglichen Lebens wie Fithessarm-ban-
dern oder Hilfsmitteln zur Verfligung gestellt werden, fallen ebenfalls nicht unter den Leis-
tungsanspruch.

Zu Nummer 9
Die digitalen Gesundheitsanwendungen regelt der neu einzufiigende § 47a SGB IX.

Das Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) fuhrt nach § 139e Ab-
satz 1 SGB V ein Verzeichnis fur digitale Gesundheitsanwendungen, die im Rahmen der
Versorgung der gesetzlichen Krankenversicherung erstattungsfahig sind. Der Leistungsan-
spruch nach § 33a Absatz 1 SGB V erfasst dabei Produkte, die im Rahmen der Kranken-
behandlung oder bei dem Ausgleich von Behinderungen zum Einsatz kommen. Gleichzeitig
kdnnen diese jedoch auch im Rahmen der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zum
Einsatz kommen. Um eine Begrenzung der in dem Verzeichnis nach § 139e Absatz 1 SGB
V gelisteten digitalen Gesundheitsanwendungen auf Produkte zu erzielen, die spezifisch im
Kontext der medizinischen Rehabilitation in Betracht kommen, wird eine Begrenzung der
Nutzungszwecke auf die Vorbeugung von drohenden Behinderungen, der Gewahrleistung
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des Erfolgs der Heilbehandlung oder den Ausgleich von Behinderungen vorgenommen.
Dies entspricht auch der im Bereich der Hilfsmittel nach § 47 SGB IX geltenden Rechtslage.
Uber die Digitale-Gesundheitsanwendungen-Verordnung wird sichergestellt, dass alle im
Verzeichnis nach § 139e Absatz 1 SGB V aufgenommenen digitalen Gesundheitsanwen-
dungen barrierefrei sind. Fur offentliche Stellen des Bundes gelten dartber hinaus die Re-
gelungen der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV 2.0).

Es wird klargestellt, dass auch die Erbringung von digitalen Gesundheitswendungen nur
mit Zustimmung der Leistungsberechtigten erfolgt, vgl. § 8 Absatz 4 SGB IX.

Fur digitale Gesundheitsanwendungen, die im Rahmen der Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation zum Einsatz kommen kénnen, bestehen bislang keine einheitlichen Anforde-
rungsprofile. Zum Einsatz sollen daher nur solche digitalen Gesundheitsanwendungen
kommen, die in das Verzeichnis nach § 139e Absatz 1 SGB beim Bundesinstitut flir Arznei-
mittel und Medizinprodukte geflihrtes Verzeichnis aufgenommen sind. Sofern digitale Ge-
sundheitsanwendungen weitere (modulare) Leistungsbestandteile enthalten, die nicht im
Rahmen des Verfahrens beim Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte geprift
wurden, sind diese im Wege der Selbstzahlung zu beschaffen.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Anderungen in § 61a Absatz 1 Satz 1 SGB IX kdnnen auch Menschen mit Be-
hinderungen, die sich im Arbeitsbereich einer Werkstatt flir behinderte Menschen oder ei-
nes anderen Leistungsanbieters befinden, das Budget fir Ausbildung erhalten. Fir diese
Personengruppe wird hiermit eine weitere Méglichkeit neben dem Budget fiir Arbeit ge-
schaffen, eine Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Streichung des § 61a Absatz 1 Satz 2 SGB IX resultiert aus der Ausweitung des Bud-
gets fir Ausbildung auf Personen, die Anspruch auf Leistungen nach § 58 SGB IX haben.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Neufassung von § 61a Absatz 2 Satz 1 SGB IX wird geregelt, dass das Budget
fur Ausbildung neben der Erstattung der Ausbildungsvergitung auch die Erstattung des
Anteils des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag sowie die Beitrage zur Un-
fallversicherung nach Maligabe des Sozialgesetzbuches Siebtes Buch umfasst. Auch er-
forderliche Fahrkosten werden durch den zustandigen Leistungstrager tbernommen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Das Budget fur Ausbildung umfasst auch die Kosten, die entstehen, wenn der schulische
Teil der Ausbildung in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation erfolgt. Da die Trager
der Eingliederungshilfe mit den Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation keine Verein-
barungen nach §§ 123 ff. SGB IX abschlieRen missen, muss fir sie eine anderweitige
Prufmdglichkeit bestehen. Mit dem nach § 61a Absatz 2 Satz 4 SGB IX anzufligenden Satz
wird diese durch die Vorlage- und Bewilligungspflicht hinsichtlich des Angebots der Einrich-
tung der beruflichen Rehabilitation kinftig rechtssicher normiert.
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Zu Buchstabe c
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Bundesagentur fiir Arbeit verfligt iber umfangreiche Kenntnisse im Bereich der beruf-
lichen Bildung und enge Kontakte zu Arbeitgebern. Auf diese soll im Interesse der Leis-
tungsberechtigten auch dann zuriickgegriffen werden kénnen, wenn das Budget fur Ausbil-
dung von einem anderen Leistungstrager als der Bundesagentur fur Arbeit erbracht wird.
Durch die Anderung im § 61a Absatz 5 SGB IX wird daher geregelt, dass die Bundesagen-
tur fUr Arbeit auch dann bei der Ausbildungsplatzsuche unterstitzen soll, wenn das Budget
fur Ausbildung von einem anderen Leistungstrager erbracht wird. Kann von der Bunde-
sagentur fur Arbeit kein Ausbildungsplatz vermittelt werden, ist durch den zustandigen Leis-
tungstrager (erneut) zu den Forderalternativen im Zusammenhang mit § 58 SGB 1X zu be-
raten.

Verfligt der zustandige Leistungstrager Uber eigene Strukturen zur Unterstlitzung bei der
Suche nach einem geeigneten Ausbildungsplatz, ist eine Einbindung der Bundesagentur
fur Arbeit nicht zwingend erforderlich.

Zu Doppelbuchstabe bb

Ist wegen Art oder Schwere der Behinderung der Besuch einer Berufsschule am Ort des
Ausbildungsplatzes nicht méglich, umfasst die Unterstlitzung durch die Bundesagentur flr
Arbeit nach dem in § 61a Absatz 5 SGB IX anzufiigenden Satz auch die Unterstiitzung bei
der Suche nach einer geeigneten Einrichtung der beruflichen Rehabilitation, in der der schu-
lische Teil der Ausbildung absolviert werden kann.

Zu Nummer 11
Zu Buchstabe a

Durch die Anderung in § 63 Absatz 3 Satz 1 SGB IX wird geregelt, dass Menschen mit
Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach § 57 SGB IX haben, das Budget fir
Ausbildung weiterhin unverandert von den Leistungstragern erhalten, die auch die Leistun-
gen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten Werkstatt fur
behinderte Menschen erbringen.

Zu Buchstabe b

In § 63 Absatz 3 Satz 2 SGB IX wird festgelegt, dass Menschen mit Behinderungen, die
Anspruch auf Leistungen nach § 58 SGB IX haben, das Budget fir Ausbildung von den
Leistungstragern erhalten, die auch die Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten
Werkstatt fir behinderte Menschen erbringen.

Zu Nummer 12

In § 93 Absatz 3 SGB IX, der mit dem BTHG in das SGB IX aufgenommen wurde und zum
1. Januar 2020 in Kraft getreten ist, wird auf die Begrifflichkeiten des Artikel 25a BTHG (§
99 SGB IX), der geman Artikel 26 Absatz 5 BTHG zum 1. Januar 2023 in Kraft treten sollte,
Bezug genommen. Das Konzept des Artikel 25a BTHG (§ 99 SGB IX) ist durch die Ergeb-
nisse der in den Jahren 2017 und 2018 durchgefihrten wissenschaftlichen Untersuchung
jedoch hinfallig. Daher ist eine Anpassung des § 93 Absatz 3 SGB IX an die Begrifflichkeiten
des mit diesem Gesetz neu gefassten § 99 SGB IX erforderlich.

Zu Nummer 13

Folgeanderung in § 94 SGB IX zur Neufassung des § 99 SGB IX.
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Zu Nummer 14
Folgeanderung in § 97 SGB IX zur Neufassung des § 99 SGB IX.
Zu Nummer 15

Der zum 1. Januar 2020 in Kraft getretene § 99 SGB IX, der den leistungsberechtigten
Personenkreis in der Eingliederungshilfe definiert, verweist auf das bis zum 31. Dezember
2019 geltende Recht der Eingliederungshilfe (§ 53 Absatz 1 und 2 SGB XIl und §§ 1 bis 3
der Eingliederungshilfe-Verordnung) und damit auf eine Definition, die den gesellschaftli-
chen Veranderungen und dem gewandelten Rollenverstéandnis von Menschen mit Behin-
derungen nur unzulanglich Rechnung tragt.

Nach dem modernen Verstandnis von Behinderung, das auf dem bio-psycho-sozialen Mo-
dell der ICF basiert, sind Behinderungen als Einschrankung der Aktivitaten und Teilhabe zu
verstehen, die sich infolge der Wechselwirkung zwischen einem Gesundheitsproblem und
personenbezogenen Faktoren bzw. Umweltfaktoren ergeben. Damit werden Sichtweisen
Uberwunden, die Behinderung als rein personenbezogenes Gesundheitsproblem sehen.

Durch die Umsetzung des Vorschlags der Arbeitsgruppe ,Leistungsberechtigter Personen-
kreis“ werden die gesetzlichen Kriterien fur die Beschreibung der Leistungsberechtigung (§
53 Absatz 1 und 2 SGB XIl in der Fassung vom 31. Dezember 2019) an dieses moderne
Verstandnis von Behinderung angepasst. So wird u.a. der Zusatz aufgenommen, dass Per-
sonen durch Beeintrachtigungen (d.h. gesundheitliche Probleme) erst ,in Wechselwirkung
mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren® an der Teilhabe eingeschrankt sind. Auch
wird anstelle der ,Einschrankung der Teilhabefahigkeit* auf die gleichberechtigte , Teilhabe
an der Gesellschaft" abgestellt, da jeder Mensch zur Teilhabe fahig ist.

Zu Absatz 1

Entsprechend dem bis zum 31. Dezember 2019 geltenden § 53 Absatz 1 Satz 1 SGB XII,
auf den § 99 SGB IX in der geltenden Fassung verweist, ist flr einen Rechtsanspruch auf
Leistungen der Eingliederungshilfe auch kinftig nicht ausreichend, dass eine (drohende)
Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 SGB IX vorliegt. Zusatzlich dazu muss fir einen
Anspruch - wie auch flr andere Leistungs- und Rehabilitationsbereiche - ein weiteres Kri-
terium erfullt sein. Fur einen Zugang zu Leistungen der Eingliederungshilfe muss es sich
wie bisher um eine (drohende) ,wesentliche® Behinderung handeln. Aus Griinden der
Rechtsklarheit wird die ,wesentliche Behinderung*® kiinftig in Absatz 1 legal definiert.

Auch muss weiterhin fir einen Leistungszugang ,nach der Besonderheit des Einzelfalles
die Aussicht bestehen, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfullt werden kann®. Im
Rahmen der Prifung dieser Voraussetzung finden auch Art und Schwere der Behinderung
Berlcksichtigung.

Durch den Verweis auf § 90 SGB IX wird klargestellt, dass die ,Aufgabe der Eingliederungs-
hilfe“ mit dem BTHG abschlieRend in § 90 SGB IX normiert wurde. Dies andert jedoch nichts
daran, dass die in § 4 SGB IX aufgefuhrten allgemeinen Ziele der Leistungen zur Teilhabe
bei der Auslegung der Vorschriften im Teil 2 des SGB IX einzubeziehen sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 definiert, wann eine wesentliche Behinderung droht und entspricht weitestgehend
dem bis zum 31. Dezember 2019 geltenden § 53 Absatz 2 Satz 1 SGB XIlI, auf den § 99
SGB IX in der geltenden Fassung verweist.
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Zu Absatz 3

Insbesondere in den Fallen, in denen die ,Wesentlichkeit* der Behinderung verneint wird,
besteht kein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 99 Absatz 1 SGB IX.
Allerdings kénnen Personen mit einer anderen geistigen, seelischen, korperlichen oder Sin-
nesbeeintrachtigung Leistungen der Eingliederungshilfe nach Absatz 3 - wie bisher - im
Ermessenswege erhalten.

Die in Absatz 3 vorgenommenen Anderungen gegeniiber dem bis zum 31. Dezember 2019
geltenden § 53 Absatz 1 Satz 2 SGB XIlI, auf den § 99 SGB IX in der geltenden Fassung
verweist, sind rein redaktioneller und nicht inhaltlicher Natur. Durch die Anderungen soll der
Anwendungsbereich des bisherigen § 53 Absatz 1 Satz 2 SGB Xl nicht erweitert werden.

Zu Absatz 4

Die bis zum 31. Dezember 2019 in § 60 SGB XlI enthaltene Verordnungsermachtigung fur
die Konkretisierung der Leistungsberechtigung findet sich kinftig in Absatz 4 wieder.

Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung finden die Regelungen der Eingliederungshilfe-
Verordnung in der Fassung vom 31. Dezember 2019 zur Konkretisierung der Leistungsbe-
rechtigung nach § 99 SGB IX entsprechend Anwendung.

Zu Nummer 16

Die Festlegung der ortlichen Zustandigkeit des Tragers der Eingliederungshilfe in den Fal-
len, in denen ausnahmsweise Leistungen der Eingliederungshilfe fir Deutsche im Ausland
in Betracht kommen, bedarf der Neuregelung. Die bisherige Regelung in § 101 Absatz 4
Satz 2 SGB IX, die auf die Bestimmung des ortlich zustandigen Tragers durch eine Schieds-
stelle abstellt, regelt nicht, wer diese Aufgabe wahrnehmen soll. Au3erdem ist der Weg tber
eine Schiedsstelle in Anbetracht der geringen Fallzahlen unverhaltnismafig aufwandig, weil
nicht nur die Schiedsstelle bestimmt, sondern auch Kriterien flr die Verteilung der Falle
entwickelt werden missten.

FUr die ortliche Zustandigkeit soll daher der Geburtsort der Mutter bzw. des Vaters der an-
tragstellenden Person maligebend sein. Damit liegt ein objektiver Anknipfungspunkt vor,
der zu einer sachgerechten Verteilung der Falle flihrt, ohne dass eine Schiedsstelle tatig
werden muss. Der damit verbundene Verwaltungsaufwand fir die Stellen, bei denen der
Antrag eingeht, etwa durch Anfragen beim Personenstandsregister, ist gering. Sofern we-
der der Geburtsort der Mutter noch des Vaters in Deutschland liegen oder diese nicht er-
mittelt werden konnen, ist der Trager der Eingliederungshilfe értlich zustandig, an den die
Auslandsvertretung oder der Antragsteller den Antrag Ubersendet. Aufgrund der sehr ge-
ringen Fallzahlen und der hohen Anspruchsvoraussetzungen ist eine ibermafige finanzi-
elle Belastung einzelner Trager nicht zu erwarten.

Zu Nummer 17

Bei der Anderung in § 111 Absatz 1 SGB IX handelt es sich um eine Folgeanderung zur
Ausweitung des Budgets fur Ausbildung auf Personen, die Anspruch auf Leistungen nach
§ 58 SGB IX haben.

Zu Nummer 18

Folgeanderung in § 117 SGB IX zur Streichung von § 22 Absatz 4 SGB IX.

Zu Nummer 19

Durch die Neufassung des § 123 Absatz 3 SGB IX wird festgelegt, dass private und offent-
liche Arbeitgeber im Sinne von § 61a keine Leistungserbringer im Sinne des Teil 2 Kapitel
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8 des SGB IX sind; auf diese finden die Vorschriften des Vertragsrechts im Eingliederungs-
hilferecht daher keine Anwendung. Ein privater oder 6ffentlicher Arbeitgeber, der einem
Menschen mit Behinderungen als Alternative zu einer Beschaftigung in einer Werkstatt fur
behinderte Menschen ein sozialversicherungspflichtiges Ausbildungsverhaltnis anbietet, ist
lediglich NutznielRer einer dem Leistungsberechtigten zugedachten Teilhabeleistung (Er-
stattung der Ausbildungsvergutung aus Mitteln der Eingliederungshilfe). Anders als eine
Werkstatt flr behinderte Menschen erbringt er selbst aber keine Teilhabeleistung, die vom
Trager der Eingliederungshilfe nach Abschluss einer Vereinbarung nach § 125 SGB IX ver-
gutet wird. Insoweit kann der Trager der Eingliederungshilfe keinen Einfluss auf die nahere
Ausgestaltung des zwischen dem Arbeitgeber und dem Menschen mit Behinderungen nach
Abschluss des Ausbildungsvertrages bestehenden Rechtsverhaltnisses nehmen. Auch
kann er den Abschluss des aus Mitteln der Eingliederungshilfe zu férdernden Ausbildungs-
vertrages nicht von einer Leistungs- und Entgeltvereinbarung zwischen dem Arbeitgeber
und dem Trager der Eingliederungshilfe abhangig machen.

Die sich ahnlich darstellende Situation bei den Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation,
die den schulischen Teil der Ausbildung beim Budget fur Ausbildung erbringen, wenn we-
gen Art oder Schwere der Behinderung der Besuch einer Berufsschule am Ort des Ausbil-
dungsplatzes nicht maoglich ist, wird ebenfalls berlcksichtigt. Die Einrichtungen der berufli-
chen Rehabilitation Gbernehmen in diesen Fallen die Funktion der Berufsschulen und erful-
len an ihrer Stelle den hoheitlichen Bildungsauftrag gegenuber den Leistungsberechtigten.
Aus diesem Grund sind auch sie nicht als Leistungserbringer im Sinne des Teil 2 Kapitel 8
des SGB IX anzusehen.

Zu Nummer 20

Durch die Neufassung von § 142 Absatz 3 durch Artikel 2 Nummer 9 des Angehdrigen-
Entlastungsgesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBI I S. 2135) sind in der Praxis Unklar-
heiten dartiber entstanden, ob die Heranziehung der Eltern Minderjahriger in den in Absatz
1 beschriebenen Konstellationen auch fir die Eltern volljahriger Leistungsberechtigter, die
Leistungen erhalten, denen Vereinbarungen nach § 134 Absatz 4 zugrunde liegen, gelten
soll.

Durch die Anderung des Absatz 3 Satz 1 und die Anfligung von Satz 2 wird klargestellt,
dass sowohl die Regelungen zur (auf die ,hausliche Ersparnis® begrenzten) Heranziehung
fur die Kosten des Lebensunterhaltes (Absatz 1) als auch die Regelungen zum ,,Bruttoprin-
zip“ (Absatz 2) in diesen Fallen - wie schon im bisherigen Recht nach dem SGB XII - nur
fur die volljahrigen Leistungsberechtigten selbst, nicht aber fiir deren Eltern gelten.

Zu Nummer 21

Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung vom
12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2522) wurde in § 7a Absatz 1 BBiG die Mdglichkeit geregelt,
die tagliche oder wochentliche Ausbildungszeit um bis zu 50 Prozent zu kirzen.

Die Anderung in § 158 Absatz 2 Satz 2 SGB IX stellt sicher, dass die Teilzeitberufsausbil-
dung auch bei der Anrechnung Beschaftigter auf die Zahl der Pflichtarbeitsplatze schwer-
behinderter Menschen ohne Einschrankungen und unabhangig von der vereinbarten wo-
chentlichen Ausbildungszeit berlcksichtigt wird.

Zu Nummer 22

Es handelt sich um eine nachzuholende redaktionelle Anpassung in § 220 SGB IX infolge
der Integration der Eingliederungshilfe in das SGB IX.
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Zu Nummer 23

Die Regelung stellt sicher, dass schwerbehinderte Menschen, die Anspruch auf unentgelt-
liche Beférderung im offentlichen Personenverkehr haben, dabei auch einen Assistenzhund
kostenfrei mitfihren dirfen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Bundesteilhabegesetzes)

Da die durchgeflhrte wissenschaftliche Untersuchung nach Artikel 25 Absatz 5 BTHG in
den Jahren 2017 und 2018 zu dem Ergebnis gefiihrt hat, dass das in Artikel 25a BTHG
(§ 99 BTHG) vorgesehene Konzept fir den leistungsberechtigten Personenkreis in der Ein-
gliederungshilfe zu einer Veranderung des leistungsberechtigten Personenkreises fiihren
wirde, ist die geplante modellhafte Erprobung dieses Konzepts nicht mehr angezeigt. Zur
Herstellung hinreichender Rechtssicherheit wird Artikel 25 Absatz 3 Satz 2 BTHG, in dem
die modellhafte Erprobung des Artikel 25a BTHG (§ 99 SGB IX) geregelt ist, aufgehoben.
Artikel 25 Absatz 5, Artikel 25a und Artikel 26 Absatz 5 BTHG werden hingegen aus Trans-
parenzgriinden nicht aufgehoben.

Zu Artikel 9 (Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses des BGG aufgrund der Einfligung des Abschnitts 2b
mit den §§ 12e bis 12| BGG.

Zu Nummer 2
Zu § 12e BGG
Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 Satz 1 durfen Trager offentlicher Gewalt sowie Eigentimer, Besitzer und
Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrichtungen Menschen mit
Behinderungen den Zutritt zu ihren typischerweise flir den allgemeinen Publikums- und Be-
nutzungsverkehr zugéanglichen Anlagen und Einrichtungen nicht wegen der Begleitung
durch den Assistenzhund oder Blindenfuhrhund verweigern; sie trifft insoweit eine Dul-
dungspflicht. Eine gesetzliche Regelung ist notwendig, weil sie bestehende rechtliche Un-
sicherheiten beseitigt und fur Menschen mit Behinderungen die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft verbessert. Verpflichtete sind zunachst Trager offentlicher Gewalt im Sinne
des § 1 Absatz 1a BGG. Weiter richtet sich die Norm aber unter anderem auch an nattrliche
sowie juristische Personen und Personenvereinigungen des Privatrechts, wenn diese Ei-
gentumer, Besitzer oder Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen oder Ein-
richtungen sind. Bei diesen wird es sich zumeist um Unternehmer im Sinne von § 14 BGB
handeln, die in Auslibung ihrer gewerblichen oder beruflichen Selbstandigkeit handeln.
Auch (gemeinnutzige) Vereine und naturliche und juristische Personen ohne Unternehmer-
eigenschaft fallen in den persénlichen Anwendungsbereich. Unter bewegliche und unbe-
wegliche Anlagen fallen zunachst alle baulichen (und damit unbeweglichen) Anlagen. Dies
sind zum Beispiel Gebaude aller Art, Sport- und Spielplatze, Camping- und Zeltplatze. Aber
auch bewegliche Anlagen, also rdumliche, abgrenzbare Gebilde wie zum Beispiel Trans-
portmittel, fallen unter den Anlagenbegriff. Der erganzende Begriff der Einrichtungen hat
daruber hinaus eine Auffangfunktion und soll auch solche zuganglichen abgrenzbaren Be-
reiche umfassen, die nicht unter den Begriff der Anlagen fallen. Begunstigte sind Menschen
mit Behinderungen im Sinne des § 3 BGG, die durch einen Blindenfuhrhund oder einen
Assistenzhund (§ 12e Absatz 3 BGG-E), der fur sie speziell ausgebildet und mit ihnen zu-
sammen als Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft zugelassen ist, begleitet werden. Typi-
scherweise fUr den allgemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zuganglich sind Anla-
gen oder Einrichtungen, wenn ihr Zutritt nach der Verkehrssitte regelmafRig ohne Ansehen
der Person gewahrt wird oder werden soll. Dies kann etwa der Fall sein, wenn es sich um
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Anlagen und Einrichtungen handelt, in denen Massengeschafte (§ 19 Absatz 1 Nummer 1,
1. Fall AGG) oder solche Geschafte vorgenommen werden, bei denen das Ansehen der
Person nach der Art des Schuldverhaltnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu
vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fallen zustande kommen, sog. massen-
geschéaftsdhnliche Rechtsgeschafte (§ 19 Absatz 1 Nummer 1, 2. Fall AGG), also regelma-
Rig im Einzelhandel, der Gastronomie, bei diversen Dienstleistungserbringern wie Friseu-
ren, Freizeiteinrichtungen, Museen, Kinos, Arztpraxen und andere Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens.

Anlagen und Einrichtungen von Tragern oOffentlicher Gewalt sind typischerweise fur den all-
gemeinen Publikums- und Benutzungsverkehr zuganglich, wenn sie dem allgemeinen Be-
sucher- und Benutzerverkehr dienen (vgl. § 50 Absatz 2 Musterbauordnung (MBO) Fas-
sung November 2002, zuletzt gedndert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom
22.02.2019 - und die dort aufgefiihrten Beispiele).

Begrenzt wird die Duldungspflicht nach § 12e Absatz 1 dadurch, dass der Verpflichtete
durch den Zutritt mit dem Assistenzhund oder Blindenfuhrhund nicht unverhaltnismaRig o-
der unbillig belastet werden darf. Die Beweislast hierfir liegt beim Verpflichteten. So kénnte
eine unverhaltnismaRige Belastung von Betreibern medizinischer Einrichtungen vorliegen,
wenn beispielsweise hygienische Grinde die Begleitung durch Assistenzhunde oder Blin-
denflhrhunde ausschlielen, weil dadurch Infektions- und Gesundheitsgefahren flr andere,
teilweise gesundheitlich vorbelastete Menschen entstehen. Die beim Robert-Koch-Institut
eingerichtete Kommission fir Krankenhaushygiene und Infektionspravention (KRINKO) hat
in ihren Prazisierungen zur Krankenhaushygiene klargestellt, dass eine Ubertragung von
Krankheitserregern vom Hund auf den Menschen zwar theoretisch moglich, bei haushalts-
Ublicher Hygiene aber sehr unwahrscheinlich sei (Empfehlungen der KRINKO 2000, 2010).
Auch die Deutsche Gesellschaft fur Krankenhaushygiene schlief3t die Mithahme von Hun-
den in Krankenhauser und vergleichbare Einrichtungen nicht prinzipiell aus (Mitteilung des
Vorstands der Deutsche Gesellschaft flir Krankenhaushygiene, Hyg Med 2017, 42—10). Be-
reiche, die Menschen in Strallenkleidung offenstehen, wie Arztpraxen, Therapierdaume, of-
fene Pflege- und Krankenstationen, Ambulanzen und Cafeteria, kbnnen daher auch Men-
schen mit Assistenzhunden grundsatzlich betreten. Ausgeschlossen davon sind offensicht-
lich ungepflegte oder ungesunde Assistenzhunde oder Blindenflihnrhunde oder der Zutritt zu
Risikobereichen wie Intensivstationen und Isolierstationen. Allgemein sind auch gesund-
heitliche Probleme Dritter wie Hundeallergien und Hundephobien zu berlcksichtigen. Die-
sen wird man jedoch zumeist durch mildere Mittel als durch Zutrittsverbote abhelfen kén-
nen. So ware es denkbar, Menschen mit Assistenzhunden oder Blindenfiihrhunden und
Hundeallergiker oder -phobiker rdumlich oder zeitlich voneinander zu trennen. Auch beim
Zutritt zu Lebensmittelgeschaften und Gastronomieeinrichtungen wird eine unverhaltnisma-
Rige Belastung aus hygienischen Griinden regelmafig nicht in Betracht kommen. Zwar ha-
ben Lebensmittelunternehmer nach Anhang II, Kapitel IX Nummer 4 der Verordnung (EG)
852/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 Uber Lebens-
mittelhygiene, geeignete Verfahren vorzusehen, um zu vermeiden, dass Haustiere Zugang
zu Raumen haben, in denen Lebensmittel zubereitet, behandelt oder gelagert werden. Die
Regelung sieht aber vor, dass die zustandige Behoérde in Sonderféllen den Zugang gestat-
ten kann. In diesen Fallen ist nur sicherzustellen, dass ein solcher Zugang nicht zu einer
Kontamination fuhrt. Eine unverhaltnismalige Belastung kann auch dann vorliegen, wenn
die Begleitung durch einen Assistenzhund oder Blindenfuhrhund zunachst organisatorische
MaRnahmen erfordert, die nur mit einem gewissen zeitlichen Vorlauf zu erflllen sind In
Betracht kdme dies beispielsweise bei Transportmitteln, in Theatern oder sonstigen Veran-
staltungseinrichtungen, wenn der Assistenzhund oder Blindenflihrhund nicht vor, unter oder
neben jedem beliebigen Sitzplatz sitzen oder liegen kann. In diesen Fallen ware es mdglich,
eine Anmeldung des Assistenzhundes oder Blindenfiihrhundes zu verlangen. Denkbar
ware ein Anmeldeerfordernis auch, wenn gesundheitliche Probleme anderer Besucher oder
Nutzer, die etwa durch Hundeallergien oder -phobien entstehen, anders nicht ausgeschlos-
sen werden kdnnen, zum Beispiel bei festen Sitzplatzen im Flugzeug.
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Eine unbillige Belastung kommt insbesondere dann in Betracht, wenn dem Verpflichteten
aufgrund seiner personlichen Verhaltnisse unzumutbare nicht unerhebliche Kosten entste-
hen oder unzumutbare nicht unerhebliche Einnahmen entgehen, die der Hundehalter oder
die Hundehalterin nicht zu tragen bereit sind.

In Arbeitsverhaltnissen darf der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer nach allgemeinen
Grundsatzen nur im Rahmen billigen Ermessens (§ 106 Gewerbeordnung) verbieten, einen
Assistenzhund oder Blindenflihrhund mit an den Arbeitsplatz zu nehmen. § 106 Satz 3 der
Gewerbeordnung ordnet ausdricklich an, dass der Arbeitgeber auf die Behinderung eines
Arbeitnehmers Rlcksicht zu nehmen hat. Darlegungs- und beweisbelastet fir die Beach-
tung der gesetzlichen Grenzen des Ermessens ist der Arbeitgeber (vgl. z.B. BAG, Urteil
vom 24. Mai 2018, Az. 6 AZR 116/17).

Als Grunde, die den Arbeitgeber grundsatzlich zu einem Verbot berechtigen, kommen, je
nach den Umstanden des Einzelfalls, insbesondere die bereits genannten hygienischen
Grinde (z.B. die Mitnahme eines Assistenzhundes auf die Intensivstation, in einen Opera-
tionssaal oder z. B. zu einem Arbeitsplatz in der Lebensmittelherstellung, wo steril gearbei-
tet werden muss), gesundheitliche Griinde anderer Beschéftigter, die sich nicht durch raum-
liche oder zeitliche Trennung I6sen lassen, die Beeintrachtigung organisatorischer Arbeits-
ablaufe und Sicherheitsaspekte in Betracht. Auch Arbeitsplatze, bei denen der Assistenz-
hund oder Blindenfihrhund Gefahren ausgesetzt ist (z. B. bei Arbeiten mit schadlichen Stof-
fen, Feuer etc.), kdbnnen ungeeignet sein. Eine unbillige Belastung kann vorliegen, wenn
der Arbeitgeber bestimmte Malinahmen ergreifen misste, um die Mithahme des Assistenz-
hundes oder Blindenfliihrhundes zum Arbeitsplatz zu ermdglichen und hierdurch unzumut-
bare Kosten entstehen. Die Zumutbarkeit richtet sich dabei immer nach dem jeweiligen Ein-
zelfall und kann auch abhangig von der individuellen Leistungsfahigkeit des Arbeitgebers
und den jeweiligen Arbeitsablaufen sein.

Auch die weiteren Fragen im Zusammenhang mit der Mithahme eines Assistenzhundes
oder Blindenfihrhundes an den Arbeitsplatz, wie z.B. die Lage der Arbeitszeit oder von
Pausen, die zur Futterung oder zum Ausflihren des Hundes bendtigt werden, richten sich
nach allgemeinen Grundsatzen. Kosten, die dem Arbeitnehmer flr die Versorgung des
Hundes entstehen, sind in aller Regel keine betrieblich veranlassten Aufwendungen, fir die
der Arbeitnehmer Ersatz verlangen konnte.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass die unberechtigte Verweigerung durch Trager offentlicher
Gewalt eine Benachteiligung im Sinne des § 7 Absatz 1 BGG darstellt. In Bezug auf Trager
offentlicher Gewalt gilt auch das Verbandsklagerecht des § 15 BGG. In Bezug auf die pri-
vaten Adressaten der Regelungen des Absatzes 1, kann es sich dem gegeniber gegebe-
nenfalls um die Verletzung vertraglicher bzw. vorvertraglicher Nebenpflichten geman § 241
Absatz 2 BGB handeln.

Zu Absatz 3

Absatz 3 definiert den Begriff des Assistenzhundes und stellt klar, dass ein Assistenzhund
bestimmte Anforderungen erflillen muss. Bei ausgeglichenem Wesen, sehr gutem Grund-
gehorsam und zuverlassigem Sozialverhalten vermindert der Assistenzhund durch seine
konditionierten Hilfeleistungen behinderungsbedingte Nachteile, die durch eine langfristige
korperliche, Sinnes- bzw. neurologische Beeintrachtigung des Halters entstehen. Seine an-
trainierten Hilfeleistungen dienen der Bewaltigung spezifischer Aufgaben der alltaglichen
Lebensfuhrung und erhéhen die selbstbestimmte Teilhabe des Halters in erheblichem Aus-
mal.

Zu Nummer 1: Damit wird dem Bedurfnis nach festgelegten Kriterien Rechnung getragen.
Es soll sichergestellt sein, dass nur als Teil einer Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft ge-
pruften und zertifizierten Assistenzhunden, die durch eine zugelassene Ausbildungsstatte
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mit hohen Ausbildungsstandards ausgebildet und nach einer Prifung zertifiziert sind oder
von Sozialversicherungstragern im Rahmen des Behinderungsausgleichs als Hilfsmittel ge-
wahrt sind oder im Ausland anerkannt sind, Zutritt nach Absatz 1 zu gewahren ist.

Zu Nummer 2: Anerkennung im Sinne des § 12e Absatz 1 finden auch Assistenzhunde, die
von einem Trager der Leistungen zur Teilhabe (Rehabilitationstrager) nach § 6 SGB IX
sowie der Trager nach beamtenrechtlichen Vorschriften im Rahmen der Beihilfe oder von
der Privaten Versicherung im Rahmen ihrer Leistungserbringung fir Menschen mit Behin-
derungen gewahrt wurden.

Zu Nummer 3: Die Regelung stellt sicher, dass auch im Ausland qualifiziert ausgebildete
Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaften in den Anwendungsbereich des § 12e Absatz 1
fallen. Dies soll auch fir im Ausland ausgebildete Blindenfliihrhunde gelten. Fir Assistenz-
hunde muss die Ausbildung zumindest nach den Anforderungen des § 12f Satz 2 gleich-
wertig sein. Dies ist dann der Fall, wenn die Ausbildung keinen wesentlichen Unterschied
zu einer Ausbildung nach § 12f Satz 2aufweist.

Zu Nummer 4: Es handelt sich um eine Bestandsschutzregelung flr bestehende oder
bereits in Ausbildung befindlichen Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaften zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes.

Zu Absatz 4

Damit eine rasche Erkennung von Assistenzhunden sowohl fur Zutritt gewahrende als auch
fur Dritte, insbesondere andere Kunden, Patienten etc. moglich ist, beinhaltet Absatz 3 eine
Kennzeichnungspflicht flir Assistenzhunde. Diese Kennzeichnung hat gegeniber einer Ein-
tragung der Berechtigung zum Fihren eines Assistenzhundes im Schwerbehindertenaus-
weis nach § 152 Absatz 5 SGB IX in Verbindung mit der Schwerbehindertenausweisver-
ordnung den Vorteil, dass sie nicht an das Vorhandensein eines Schwerbehindertenaus-
weises gebunden ist. Die ndhere Definition von Assistenzhunden, die Einzelheiten der Aus-
bildung, der Prufung und der Zulassung als Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft sowie
der Kennzeichnung von Assistenzhunden regelt eine Rechtsverordnung (§ 12)).

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt die Versicherungspflicht von Assistenzhunden. Da es sich um eine Pflicht-
versicherung handelt, finden die §§ 113 ff. VVG Anwendung. Nach § 114 Absatz 1 VVG
liegt die Mindestversicherungssumme bei 250 000 Euro je Versicherungsfall und einer Mil-
lion Euro fir alle Versicherungsfalle des Versicherungsjahres.

Zu Absatz 6

Blindenfihrhunde werden in aller Regel von der gesetzlichen Krankenversicherung als
Hilfsmittel gewahrt und sind im Hilfsmittelverzeichnis der gesetzlichen Krankenversicherung
definiert. Demnach handelt es sich bei einem Blindenfihrhund um einen speziell ausgebil-
deten Hund, der in der Lage ist, einem blinden oder hochgradig sehbehinderten Versicher-
ten eine Orientierung bei der Mobilitat innerhalb und auRerhalb des Hauses ohne unmittel-
bare Gefahrdung fir sich und andere zu gewahrleisten. Fir Blindenflihrhunde, die als Hilfs-
mittel im Sinne des § 33 des Flnften Buches gewahrt worden sind, besteht bereits ein
umfangreiches Prif- und Anforderungsprogramm, das durch die Regelungen des § 12e
Absatz 3 bis 5 und der §§ 12f bis 12| dieses Gesetzes, nicht bertihrt werden soll. Sie sind
daher vom Anwendungsbereich dieser Normen ausgenommen.

Zu § 12f

Auler fir Blindenflhrhunde, die als Hilfsmittel im Sinne des § 33 SGB V gewahrt worden
sind, gibt es bislang keine einheitlichen Standards flr die Ausbildung von Assistenzhunden.
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Zwar gibt es bereits verschiedene Ausbildungskonzepte, die insbesondere von Internatio-
nalen Organisationen fur Assistenzhunde erstellt worden sind und nach denen sich bereits
heute einige Ausbildungsstatten richten. Ein grol3er Teil der Ausbildungsstatten arbeitet al-
lerdings nach eigenem Konzept.

§ 12f regelt daher die Ausbildung von Assistenzhunden und der Mensch-Assistenzhund-
Gemeinschaft im Sinne des § 12e Absatz 3 Nummer 1. Beide mussen Uber bestimmte
Kompetenzen verfligen, damit sichergestellt ist, dass dem Menschen mit Behinderungen
ein tauglicher Assistenzhund zur Seite steht und der Assistenzhund im Rahmen der
Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft die ihm zugedachten Unterstitzungsleistungen er-
bringen kann. Eine geeignete Ausbildung muss daher insbesondere das Sozial- und Um-
weltverhalten sowie den Gehorsam des Hundes schulen. Ein Assistenzhund muss dazu
ausgebildet werden, zuverlassig, auch bei Ablenkung, mit Alltags- und Stresssituationen
umzugehen und die Kommandos der Halterin und des Halters zu befolgen. Daneben ist es
erforderlich, dass ein besonderes Augenmerk auf die tierschutzgerechte Ausbildung gelegt
wird.

Zu § 12g

§ 12g regelt den Abschluss der Ausbildung durch Prifung des Hundes und der Mensch-
Assistenzhund-Gemeinschaft. Die Priufung dient dem Nachweis, dass die Ausbildung er-
folgreich war. Geprift wird einerseits die sichere Beherrschung des Grundgehorsams und
das zuverlassige und sichere Sozialverhalten des Hundes sowie andererseits die speziellen
Unterstutzungsleistungen, die der Hund fir den Menschen mit Behinderungen erbringt.
Hierbei dient die Prifung insbesondere der Kontrolle, ob sich die Mensch-Assistenzhund-
Gemeinschaft sicher in der Offentlichkeit bewegt, in alltiglichen Situationen einwandfrei
und sicher zusammenarbeitet und der Hund seine erlernten Fahigkeiten unter Alltagsbe-
dingungen auch aullerhalb des hauslichen Umfelds zeigt. Die Prafung hat sich dabei immer
am jeweiligen Einzelfall zu orientieren. Entscheidend muss sein, welche individuellen Un-
terstiitzungsleistungen der Hund fiir seinen Menschen zu erbringen hat und welche spezi-
ellen Herausforderungen im Alltag zu bewaltigen sind. Die Prifung der Mensch-Assistenz-
hund-Gemeinschaft ist dabei grundsatzlich realitatsnah und den alltdglichen Situationen, in
denen der Assistenzhund benétigt wird, entsprechend durchzuflihren. AuRerdem wird die
erforderliche Sachkunde der Halterin und des Halters gepriift. Uber die bestandene Priifung
ist vom Prifer ein Zertifikat zu erteilen.

Zu § 12h
Zu Absatz 1

Die arteigenen Bedurfnisse des Hundes sind durch die Hundehalterinnen und -halter zu
berlcksichtigen und durfen durch die Assistenzleistung des Hundes nicht unverhaltnisma-
Rig beschrankt werden (§ 2 des Tierschutzgesetzes).

Zu Absatz 2

Es gilt Vorsorge zu treffen, dass gegebenenfalls die Versorgung des Tieres durch eine wei-
tere Bezugsperson gewahrleistet ist, sofern aufgrund der Art der Behinderung oder des
Alters, zum Beispiel bei minderjahrigen Kindern, die Kontinuitat der Betreuung des Hundes
in Frage stehen sollte. Die Ausbildungsstatte flr Assistenzhunde sollte prifen, ob ein As-
sistenzhund fur die betroffene Person Uberhaupt ein geeignetes Hilfsmittel im Alltag sein
kann. Ergeben sich Anhaltspunkte, dass dies nicht der Fall ist, sollte von der Anschaffung
eines Assistenzhundes abgesehen werden.

Zu § 12i

Schon jetzt bedarf, wer gewerbsmaRig fur Dritte Hunde ausbilden oder die Ausbildung der
Hunde durch den Tierhalter anleiten will, einer Erlaubnis nach dem Tierschutzgesetz (§ 11



-78 - Bearbeitungsstand: 03.02.2021 13:39 Uhr

Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe f des Tierschutzgesetzes). Diese Erlaubnis bescheinigt,
dass ausreichende fachliche Kenntnisse und Fahigkeiten sowie die erforderliche Zuverlas-
sigkeit zur Ausbildung von Hunden vorhanden sind. Es handelt sich nicht um eine Zertifi-
zierung. Spezielle Anforderungen an Hundeschulen, die Assistenzhunde ausbilden, stellt
die Vorschrift nicht. Obwohl Auswahl und Ausbildung von Assistenzhunden eine besondere
zusatzliche Fachkunde erfordern, gibt es auch keine anderen gesetzlichen Anforderungen
hierzu.

Kunftig mussen Hundeschulen, die Assistenzhunde im Sinne des § 12e Absatz 3 ausbilden
wollen, von einer Fachliche Stelle zugelassen werden. Das bedeutet, dass sie im Rahmen
eines externen Zulassungsverfahrens ihre fachliche Eignung nachweisen muissen.

Eine Ausbildungsstatte flir Assistenzhunde ist zuzulassen, wenn die Voraussetzungen hier-
fur vorliegen. Es handelt sich um einen gebundenen Anspruch gegeniber der Fachlichen
Stelle, der jahrlich Gberprift wird. Als Ausbildungsstatte kommt jede gewerbsmaRig oder
nicht gewerbsmafig handelnde natlrliche oder juristische Person oder Personenvereini-
gung in Betracht; eine bestimmte Gro3e oder Anzahl von Ausbildern oder Trainern wird
nicht verlangt. Auch einzelne Hundetrainer kdnnen Ausbildungsstatte im Sinne der Vor-
schrift sein. Nach Nummer 1 setzt eine Zulassung voraus, dass die Ausbildungsstatte eine
Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe f des Tierschutzgesetzes besitzt. So-
fern die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe f des Tierschutzgesetzes be-
fristet ist, ist rechtzeitig eine neue Erlaubnis zu beantragen, da andernfalls die Vorausset-
zungen fir die Zulassung nicht mehr vorliegen. Nummer 2 enthalt Anforderungen an die
Sachkunde. Dabei kann es ausreichend sein, wenn die Ausbildungsstatte Uber fachlich
kompetente Ausbilder verfigt; beispielsweise kdnnen auch Hundeschulen eine Zulassung
erhalten, bei denen nicht alle dort tatigen Personen, bei juristischen Personen auch nicht
notwendigerweise ihre Organe, die erforderlich Sachkunde besitzen missen. Welche An-
forderungen im Einzelnen an die Sachkunde zu stellen sind, regelt die Rechtsverordnung
nach§ 12l.

Gemal Nummer 3 muss die Ausbildungsstatte Uber ein ausreichendes System zur Quali-
tatssicherung verflgen. Eine Festlegung auf ein bestimmtes System zur Qualitatssicherung
enthalt die Vorschrift nicht. Entscheidend ist, dass die Ausbildungsstatte zielgerichtete und
systematische Verfahren und MaRnahmen anwendet und dadurch die Qualitat der Ausbil-
dung gewabhrleistet und, sofern erforderlich, verbessert.

Aulerdem wird geregelt, dass eine Zulassung als Ausbildungsstatte fir einen Zeitraum von
bis zu maximal funf Jahren erteilt werden kann. Danach kann sie auf Antrag erneuert wer-
den. Durch die regelmaRige Uberpriifung der Zulassungskriterien ist sichergestellt, dass die
Ausbildungsstatte regelmaRig kontrolliert wird. Die Befristung dient daher der Qualitatssi-
cherung. Die Fachliche Stelle hat die Zulassung und die von ihr erteilten Zertifikate einzu-
schranken, auszusetzen oder zurickzunehmen, wenn die Ausbildungsstatte die Eignungs-
anforderungen nicht oder nicht mehr erflllt.

Mit der Regelung zur Zulassung von Ausbildungsstatten fur Assistenzhunde nach § 12e
Absatz 3 Nummer 1 ergibt es sich, dass das BGG nicht in das bestehende Verfahren der
Praqualifizierung von Hilfsmittelleistungserbringern (hier: Blindenfuhrhundeschulen), die
bereits nach § 126 SGB V geregelt ist, eingreift.

Zu § 12j
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt das Verfahren der Zulassung von Fachlichen Stellen sowie Mitteilungs- und
Informationspflichten der Fachlichen Stelle. Aufgrund der Verordnung (EG) Nummer
765/2008 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 9. Juli 2008 (ber die Anfor-
derungen an Akkreditierung und Marktiberwachung bei der Vermarktung von Produkten
(geandert durch die Verordnung (EU) 2019/1020 (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 1)), darf in
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jedem Mitgliedstaat nur eine einzige hoheitlich tatige Akkreditierungsstelle alle Akkreditie-
rungen des Landes durchflihren. Dies obliegt in Deutschland der Deutsche Akkreditierungs-
stelle GmbH als hierzu Beliehene. Die Akkreditierung von Fachlichen Stellen wird ihr daher
als Aufgabe Ubertragen.

Voraussetzung fur eine Akkreditierung als Fachliche Stelle ist, dass die Fachliche Stelle die
Anforderungen der DIN EN ISO/IEC17065, Ausgabe Januar 2013, die sich auf Stellen be-
zieht, die Produkte, Prozesse und Dienstleistungen zertifizieren, erfillt. Fachliche Stellen
konnen fur langstens funf Jahre zugelassen werden. Verlangerungen sind moglich, wenn
nachgewiesen wird, dass die Zulassungsvoraussetzungen fortbestehen. Die Akkreditierung
als Fachliche Stelle erlischt, wenn ihre Geltungsdauer ablauft, sie tatsachlich oder rechtlich
ihren Betrieb einstellt oder auf die Akkreditierung verzichtet. Dem Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales wird im Anwendungsbereich dieses Gesetzes die Aufsicht Uber die
Deutsche Akkreditierungsstelle Gbertragen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt, wer die Prifung des Assistenzhundes und der Mensch-Assistenzhund-Ge-
meinschaft abnehmen und wer die Priferinnen und Prifer benennen kann. Die sachge-
rechte Prifung setzt Unparteilichkeit der ausgewahlten Priferinnen und Prifer voraus. Da-
her missen Priferinnen und Prifer unabhangig sein. Dies ist dann nicht der Fall, wenn die
Pruferinnen und Prifer in irgendeiner Weise mit der Ausbildungsstatte fur Assistenzhunde
oder den zu Priufenden rechtlich oder wirtschaftlich verbunden oder sonst wie von ihnen
abhangig sind. Die Pruferin oder der Prifer muss zudem sachkundig sein. Dies setzt eine
entsprechende Qualifikation und Erfahrung voraus. Die Zulassung als Pruferin oder Prufer
erfolgt wie bei der Ausbildungsstatte durch die Fachliche Stelle.

Als Prufer durfen nur Stellen die Personen zertifizieren nach ISO/IEC 17024, Ausgabe No-
vember 2012, tatig werden, die von einer nationalen Akkreditierungsstelle im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 uber die Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiberwachung im Zusammen-
hang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr.
339/93 des Rates (ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 30), die durch die Verordnung (EU)
2019/1020 (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung akkreditiert worden sind. Die Akkreditierung ist jeweils auf langstens finf Jahre zu
befristen. Ist der Prifer Teil einer juristischen Person, die zugleich Ausbildungsstéatte im
Sinne von § 12i ist, kann eine Akkreditierung erteilt werden, wenn die Unabhangigkeitsan-
forderungen durch interne organisatorische Trennung und die Anforderungen gemaf 5.2.3
ISO/IEC 17024, Ausgabe November 2012, erflllt werden. Die ndheren Anforderungen an
das Akkreditierungsverfahren ergeben sich aus der Verordnung gemaf § 12I.

Zu § 12k

Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales kann Dritte mit der Durchfihrung der Un-
tersuchung beauftragen. Mit der Studie sollen die Umsetzung und die Auswirkungen der §§
12e bis 121 im Zeitraum 2021 bis 2024 untersucht werden. Sie dient auch dazu, die Kosten
von Assistenzhunden, insbesondere ihrer Anschaffung, Ausbildung und Haltung zu bezif-
fern. Dies erfolgt ergebnissoffen, ohne eine Vorfestlegung flir die Finanzierung von anderen
Assistenzhunden als Blindenflihrhunde durch staatliche Stellen zu treffen. Mit der Studie
sollen daher bis zu 100 Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaften iber einen Zeitraum von
bis zu vier Jahren begleitet werden. Blindenfuhrhunde, die als Hilfsmittel nach § 33 SGB V
gelten, werden Uber die Studie nicht finanziert.

Zu § 121

§ 12l enthalt eine Verordnungsermachtigung. Die Inhalte der Verordnung werden mit Ex-
pertinnen und Experten im Vorfeld erértert. Nach der Verordnungsermachtigung kann das
Bundesministerium fir Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
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fur Landwirtschaft und Ernahrung in die Rechtsverordnung insbesondere folgende Bestim-
mungen aufnehmen:

1. Naheres uber die erforderliche Beschaffenheit des Assistenzhundes, insbesondere We-
sensmerkmale, Alter und Gesundheit des auszubildenden Hundes sowie Uber die vom As-
sistenzhund zu erbringenden Unterstutzungsleistungen: Dazu zahlen insbesondere erfor-
derliche gesundheitliche Untersuchungen, charakterliche Eigenschaften des Hundes sowie
die Definition der unterschiedlichen Unterstiitzungsleistungen, z.B. als Signalhund, Service-
hund, Blindenflihrhund.

2. Die Anerkennung von bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes ausgebildeten Assistenz-
hunden einschlieBlich des Verfahrens.

3. Naheres Uber die erforderliche Kennzeichnung des Assistenzhundes sowie zum Umfang
des notwendigen Versicherungsschutzes: Dazu zdhlen insbesondere Regelungen Uber die
Art der Kennzeichnung (zum Beispiel Kenndecke, Plakette oder Halsband), die Aushandi-
gung und die Anbringung sowie zu den Mindestversicherungssummen.

4. Naheres uber den Inhalt der Ausbildung nach § 12f, der Prifung nach § 12g und die
Zulassung als Prufer jeweils einschlieRlich des Verfahrens sowie des zu erteilenden Zerti-
fikats: Dazu zahlen die Ausbildungsinhalte, die erforderlich sind, um die notwendige Eig-
nung und Befahigung von Assistenzhund und Mensch-Assistenzhund-Gemeinschaft zu er-
zielen. AuRerdem gehoéren hierzu insbesondere nahere Regelungen zur Zulassung von
Priferinnen und Prifern durch Fachliche Stellen sowie der Prifungsinhalt. Dadurch ist ge-
wahrleistet, dass die Prifung nach vergleichbaren MalRstaben und Regeln erfolgt, bundes-
einheitlich die gleichen Prifungsinhalte bestehen und klar geregelt ist, wer Priferin oder
Prufer sein kann.

5. Nahere Voraussetzungen fir die Akkreditierung als Fachliche Stelle einschlie3lich des
Verfahrens.

6. Nahere Voraussetzungen flr die Zulassung als Ausbildungsstatte flir Assistenzhunde
einschliellich des Verfahrens: Dazu zahlen insbesondere nahere Anforderungen an die
Sachkunde, die Zuverlassigkeit und Leistungsfahigkeit und das Vorhandensein eines Sys-
tems zur Qualitatssicherung und welche Angaben und Nachweise die Ausbildungsstelle zu
erbringen hat, damit sie ihre Sachkunde gegeniber der Fachlichen Stelle nachweisen kann.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um Anderungen der gesetzlichen Grundlage des Schlichtungsverfahrens,
die erforderlich sind, um den Anwendungsbereich des Schlichtungsverfahrens an die Neu-
regelungen in Abschnitt 2b anzupassen. Das seit 2016 bezliglich der bisherigen Verpflich-
tungen des Behindertengleichstellungsgesetzes bestehende Schlichtungsverfahren hat
sich seitdem als fiir die Beteiligten kostenfreies und beiderseitig freiwillig nutzbares Instru-
ment zur Konfliktldsung sehr gut bewahrt und sollte auch in Zukunft durchgangig fur alle
wesentlichen im Behindertengleichstellungsgesetz geregelten Verpflichtungen zur Verfu-
gung stehen.

Zu Artikel 10 (Anderung der Behindertengleichstellungsschlichtungsverordnung)
Es handelt sich um Anpassungen der Behindertengleichstellungsschlichtungsverordnung,
die in Folge der in Artikel 9 Nummer 3 enthaltenen Anpassung des Anwendungsbereichs
erforderlich sind.

Zu Artikel 11 (Anderung der Werkstittenverordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung infolge der Integration der Eingliede-
rungshilfe in das SGB IX.
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Zu Artikel 12 (Anderung der Werkstitten-Mitwirkungsverordnung)

Die Vorschrift wird redaktionell so angepasst, dass diese auch die Frauenbeauftragte um-
fasst.

Zu Artikel 13 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Abséatze 2 bis 4 am 1. Januar 2022 in Kraft.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 7. Juli 2020 ausdrticklich er-
klart, dass die fur nicht mit dem Grundgesetz vereinbar erklarten Vorschriften Ubergangs-
weise noch bis zum 31. Dezember 2021 angewendet werden kénnen. Es bedarf somit zwin-
gend einer Neuregelung spatestens ab dem 1. Januar 2022. Ein friheres Inkrafttreten
kommt nicht in Betracht, da die Lander zur etwaigen Anpassung ihrer Ausflihrungsgesetze
und der damit verbundenen Konnexitatsfolgen eine ausreichende Vorlaufzeit bendtigen. In
diesem Zusammenhang tritt daher zum 1. Januar 2022 Artikel 1 vorbehaltlich der abwei-
chenden Regelungen in Absatz 2 und 4 sowie Artikel 2 in Kraft.

Ebenfalls zum 1. Januar 2022 treten die Regelungen im Zusammenhang mit der Auswei-
tung des Budgets fur Ausbildung - Artikel 7 Nummer 10, 11, 17 und 19 - sowie die Rege-
lungen zur Verbesserung der Betreuung von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden in Arti-
kel 3 (Anderung SGB I1) und 4 (Anderung SGB lll) - mit Ausnahme der Nummer 23 - sowie
Artikel 7 Nummer 2 bis 5 in Kraft.

Zu Absatz 2

Am Tag nach der Verkilindung treten in Artikel 1 die Regelungen zu den digitalen Pflegean-
wendungen in Nummer 1 Buchstabe d und Nummer 18 und 19 sowie die Regelungen zum
Gewaltschutz in Nummer 1 Buchstabe a und b, Nummer 6 und 7 und zu den digitalen Ge-
sundheitsanwendungen in Nummer 1 Buchstabe ¢, Nummer 8 und 9 in Kraft. Ebenfalls am
Tag nach der Verkiindung treten in Artikel 7 Nummer 16 sowie Nummer 20 bis 22 sowie
Artikel 11 und 12 (Werkstattenverordnung und Werkstatten-Mitwirkungsverordnung) in
Kraft.

Zu Absatz 3

Die Regelungen fir das optionale Meldeverfahren fir die Antrdge zum Kurzarbeitergeld in
Artikel 4 Nummer 23 (Anderung SGB Il1) sowie in Artikel 5 (Anderung SGB 1V) sollen bereits
zum 1. Juli 2021 und damit zum friihest moglichen Anpassungszeitpunkt fir die Arbeitge-
bersoftware in Kraft treten, um kurzfristig zu einer Entlastung der Verfahren zu kommen.

Zu Absatz 4

Zum ersten Tag des auf die Verkiindung folgenden Quartals treten die folgenden Anderun-
gen in Kraft: Von den Anderungen des SGB XII in Artikel 1 die redaktionellen Anderungen
in Nummer 4 und 5. Von den Anderungen des SGB IX in Artikel 7 die Anderung des § 99
SGB IX (Nummer 15) und die Folgeanderungen dazu (in Artikel 1 die Nummern 6, 20 und
21, in Artikel 7 die Nummern 1d sowie die Nummern 12 bis 14 und Artikel 8). Zudem treten
Artikel 9 und 10 (Assistenzhunde) und damit die Folgeanderung in Artikel 7 Nummer 23 in
Kraft.
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	Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes 
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